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„Kontrolle der Arbeiter und Bauern über die Produkti-
on“, „Arbeiterkontrolle über die Industrie“ oder kurz
„Arbeiterkontrolle“ sind zu Beginn des 21. Jahrhunderts
kaum geläufige Begriffe. Sie erscheinen vielen als über-
holte Kategorien und als untaugliches Konzept, um auf
die Herausforderungen der „Moderne“ oder der
globalisierten „Neuen Wirtschaft“ zu reagieren. Wenn
die Arbeiterklasse in den großen Industriebetrieben, zu-
mal die „Handarbeiter“, im Verhältnis zu den Dienstlei-
stungsbetrieben oder zu „den“ Angestellten immer we-
niger werden, welche Orientierung bietet dann das Kon-
zept „Arbeiterkontrolle über die Produktion“?

* * *

In der Geschichte der proletarischen Revolution des 20.
Jahrhunderts spielt die Arbeiterkontrolle eine bedeuten-
de, in einigen Fällen eine zentrale Rolle (vor allem in
Russland und Spanien). In vorrevolutionären oder revo-
lutionären Prozessen taucht das Bestreben nach Arbeiter-
kontrolle immer wieder spontan oder „halbspontan“ auf,
manchmal von revolutionären Kräften in langjähriger
Propagandaarbeit (und in der revolutionären Phase durch
intensive Agitation) vorbereitet. Im Prozess der revolu-
tionären Bewusstwerdung nimmt sie durchweg eine
Schlüsselstellung ein und zwar fast immer in Verbindung
mit dem Rätegedanken sowie mit dem Bestreben nach
(bewaffneter) Selbstverteidigung.

Die konkreten Forderungen, die entlang dieser Achse -
oder sagen wir in dieser Logik - aufgestellt wurden, er-
wiesen sich in fortgeschrittenen Phasen des revolutionä-
ren Prozesses als extrem mobilisierungsfähig und gleich-
zeitig als systemsprengende Losungen.1  Nicht zufällig
hat das Konzept Arbeiterkontrolle in der revolutionär
marxistischen Programmatik einen hohen Stellenwert,
im besonderen in den programmatischen Schriften und
der methodischen Herangehensweise der IV. Internatio-
nale.

Die Forderung nach Kontrolle der ArbeiterInnen über
die Produktion geht von dem unversöhnlichen Gegen-
satz zwischen der kapitalistischen Produktionsweise auf
der einen Seite und einer Wirtschaftsweise im Interesse
der ArbeiterInnenklasse auf der anderen Seite aus. Sie
zielt nicht auf Beteiligung der ArbeiterInnen an den
(einzel)-betrieblichen Entscheidungen im Rahmen einer
kapitalistischen Wirtschaft (welche Investitionen, wel-
che Produkte, welche Preisbildung). Wer die Arbeiter-
kontrolle im Sinn hat, lehnt jegliche Verantwortung für
das wirtschaftliche Gelingen eines Betriebes ab, weil die
irrationalen kapitalistischen Produktionsverhältnisse über
den Markt gesteuert werden und damit nicht nur an den
wirklichen Bedürfnissen der Menschen vorbeipro-
duzieren, sondern zwangsläufig zu Betriebsschließun-
gen, Entlassungen usw. führen.

Arbeiterkontrolle geht stattdessen vom Gedanken des

Vetos aus, der Blockierung von Entscheidungen, die sich
gegen die ArbeiterInnen richten, sie sagt (noch) nicht,
welche Einzelentscheidungen der Betrieb und vor allem
welcher Plan für die Gesamtwirtschaft gelten sollen. Sie
zielt zwar auf vollständige Information („Offenlegung
der Bücher“), sagt aber nicht wie (etwas laufen soll),
sondern zunächst einmal im wesentlichen „so nicht!“.
Die Logik der Arbeiterkontrolle ist also eine Achse, die
mit ihrer Durchsetzung den Übergang von der kapitali-
stischen Produktionsweise zu einer sozialistischen weist
und ist so ein ganz wesentlicher Baustein in einem revo-
lutionären Übergangsprogramm.

Aber die Arbeiterkontrolle wird in einer wirklichen so-
zialistischen Gesellschaft, in einer vergesellschafteten
Produktion nicht etwa überflüssig, sondern wird hinüber-
wachsen in eine tatsächliche Planung aller gesellschaft-
lichen Bereiche durch die Betroffenen selbst. Das Räte-
system baut somit ganz natürwüchsig auf den Elemen-
ten der Arbeiterkontrolle sowie auf den dort gemachten
Erfahrungen auf, geht aber grundsätzlich über die Lo-
sung „so nicht“ hinaus. Denn unter den Bedingungen
einer gesamtgesellschaftlichen Planung (nicht nur der
Produktion, sondern auch der Verteilung, der Bildungs-
planung, der Gesundheitsversorgung usw.) werden wirt-
schaftliche Entscheidungen nicht mehr unter den Bedin-
gungen einer irrationalen Produktionsweise getroffen
werden. Die KollegInnen stehen dann nicht unter dem
Damoklesschwert „unrentabler“ (einzelbetrieblicher)
Entscheidungen mit den im Kapitalismus üblichen Kon-
sequenzen von Lohnkürzungen, Entlassungen und der-
gleichen mehr.

Mit welchen organisatorischen Instrumenten die Arbei-
terInnenklasse und speziell die Arbeitervorhut für die
Perspektiven der Arbeiter(produktions)kontrolle kämpft
ist eine vollkommen zweitrangige Frage. In Deutschland
beim heutigen Stand der von der ArbeiterInnenklasse an-
erkannten „Institutionen“ wäre es auf absehbare Zeit mehr
als fahrlässig, das Organ Betriebsrat nicht zu nutzen. Die
Möglichkeit der Informationsbeschaffung, Informations-
verbreitung, aber auch die Möglichkeiten, mit den Mit-
teln des Betriebsrates Sand ins Getriebe der kapitalisti-
schen Rationalisierungsvorhaben zu streuen, können von
klassenkämpferischen Elementen nur unter dem Vorzei-
chen eines extremen Sektierertums außer acht gelassen
werden. Heute, in den eher ruhigen Zeiten, ist der Be-
triebsrat zwar meist eine Instanz der Klassenzusammen-
arbeit, doch sie spiegelt hier nur den aktuellen Stand des
Bewusstseins wider. Wie die ArbeiterInnen und speziell
die Arbeitervorhut unter veränderten politischen Verhält-
nissen (also bei sich zuspitzenden Klassenkämpfen) die-
ses Instrument nutzen, ist eine ganz andere Frage.

Drei Einwände gegen die Arbeiterkontrolle

Die ersten beiden Einwände, die manche gegen die Per-
spektive der Arbeiterkontrolle vorbringen, lauten: Heu-
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te zieht ein solcher Gedanke nicht, weil erstens die mei-
sten Lohnabhängigen keine ArbeiterInnen mehr sind (und
es auch nicht sein wollen) und weil zweitens unter den
Bedingungen der Neuen Ökonomie, des Internet, des e-
commerce und der Dienstleistungsgesellschaft solche
Konzepte auch objektiv nicht mehr greifen.

ad 1. Unter ArbeiterInnenklasse verstehen wir - ganz im
Sinne Friedrich Engels’ - alle Lohnabhängigen, also all
die Menschen, die zur Erhaltung eines (einigermaßen)
menschenwürdigen Lebensstandards (bei einem gege-
benen Stand der technischen und gesellschaftlichen Ent-
wicklung) gezwungen sind, ihre Arbeitskraft zu verkau-
fen. Hier gehört der Postbeamte genauso dazu wie der
Ingenieur in der Industrie, der Lehrer genauso wie die
Sachbearbeiterin auf dem Sozialamt. Entscheidend ist
auch nicht, ob diese Kolleginnen und Kollegen sich selbst
als ArbeiterInnen begreifen oder ob sie überhaupt den-
ken, dass es so etwas wie eine ArbeiterInnenklasse gibt.
Entscheidend ist ihre Stellung in dieser Gesellschaft, denn
das ist die Grundlage dafür, dass sie bei einer sich zu-
spitzenden Gesellschaftskrise für fortschrittliche Lösun-
gen (und gegen die Reaktion) gewonnen werden kön-
nen. Entgegen vielen oberflächlichen Betrachtungen
nimmt der Anteil der ArbeiterInnenklasse an der Gesamt-
bevölkerung weiter zu. In den OECD-Ländern (also den
führenden Industrieländern) beträgt ihr Anteil an der er-
werbstätigen Bevölkerung zwischen 70 und 92 Prozent,
in der Gruppe der G 7 - Staaten zwischen 84% und 92%.

ad 2. Kern der kapitalistischen Produktionsweise ist die
Warenproduktion. Gibt es keine Waren, die produziert
und auf dem Markt getauscht werden, kann sich das
Kapital nicht verwerten. Auch wenn die Produktivität
heute auf einem so hohen technischen Stand ist, dass nur
ca. 1/3 aller Lohnabhängigen in der Produktion beschäf-
tigt sind (1998 knapp 11,5 Millionen; die Brutto-
wertschöpfung im produzierenden Gewerbe betrug 1998
34,7% des BSP; Quelle Jahrbuch 1998 des Statistischen
Bundesamtes), so bleibt doch die unumstößliche Tatsa-
che, dass der Mehrwert, also die Quelle aller Profite im
Kapitalismus, nur in der Produktion entsteht, also dort,
wo der Neuwert aufgeteilt wird in Mehrwert (der sich in
Profit verwandelt) und in Lohn. Welche Teile des Mehr-
werts sich davon wie auf welche Teile der Bourgeoisie ,
der „besitzenden Klasse“ (also diejenigen, die nicht ge-
zwungen sind, ihre Arbeitskraft zu verkaufen) verteilen,
ist dabei unerheblich. Findet die Mehrwertproduktion
nicht mehr statt, können alle Finanzjongleure des
Casinokapitalismus, alle AktienbesitzerInnen von
Internet-Firmen und e-commerce-Häusern noch so ge-
schickt operieren: Ihnen wird in kürzester Zeit die Puste
ausgehen.

Gegen alle SkeptikerInnen in Sachen Arbeiterkontrolle
und gegen alle oberflächlichen BetrachterInnen des
„Shareholder-Kapitalismus“ behaupten wir im Gegen-
teil, dass gerade im Zeitalter der Globalisierung und der
Just-in-Time-Produktion das Kapital im Produktionsbe-
reich so wirksam zu treffen ist wie an keiner anderen
Stelle. Nicht zuletzt die erfolgreiche Gegenwehr der

Opel-Belegschaft in Bochum vom Juni 2000 hat gezeigt,
wer über die entsprechenden Machtmittel verfügt, das
Kapital in die Knie zu zwingen: Nach der Ankündigung
der Ausgliederung von Betriebsteilen in ein
Gemeinschaftsunternehmen mit FIAT trat die Belegschaft
in den Streik. Noch keine 48 Stunden später standen
andere Werke des GM-Konzerns still, weil Zulieferteile
aus Bochum fehlten. Das Kapital musste nachgeben und
den Beschäftigten die Beibehaltung ihrer bisherigen
Vertragsbedingungen zugestehen.

Dennoch: Grundsätzlich sind alle Branchen letztendlich
miteinander verquickt. Die totale Vernetzung der gesam-
ten kapitalistischen Ökonomie aufgrund der alles durch-
dringenden Wirkung des Wertschöpfungsprozesses wird
schließlich bei jeder internationalen Finanzkrise über-
deutlich („Mexikokrise“, „Asienkrise“, „Brasilienkrise“).
Deswegen: So zentral der Nerv der kapitalistischen Wirt-
schaft in der Produktion zu treffen ist, auch in den ande-
ren Sektoren der Wirtschaft kann und sollte das Kon-
zept der Arbeiterkontrolle Leitmotiv für eine konsequente
Durchsetzung von Arbeiterinteressen sein.

Zusammenfassend lässt sich sagen: Die ArbeiterInnen-
klasse ist die Beherrscherin des Produktions- und Vertei-
lungsprozesses der Güter (im Kapitalismus der Waren)
und Dienstleistungen. Dies ist die Keimzelle der Wirt-
schaft und damit Dreh- und Angelpunkt der herrschen-
den Gesellschaftsordnung. Es können sich „ideologisch“,
„kulturell“, allgemein politisch noch so viele Dinge än-
dern: Sie bleiben zweitrangig, vorübergehend (jederzeit
wieder einholbar), wenn die Arbeiterkontrolle über die
Produktion nicht erkämpft ist und die ArbeiterInnen-klas-
se nicht auf diesem Weg die Machtfrage zu ihren Gun-
sten gelöst hat.

Der dritte Einwand, der hin und wieder geäußert wird,
bezieht sich auf die zweifellos vorhandene Ruhe an der
Front des Klassenkampfes. Anders ausgedrückt: Wenn
die Achse der Arbeiterkontrolle ein zentraler Baustein
in einem Übergangsprogramm ist, wenn ihre Logik auf
die Überwindung dieser Gesellschaft ausgerichtet ist, die
Kolleginnen und Kollegen aber gar nicht in solche Art
von Kämpfen verwickelt sind und verwickelt sein wol-
len (sie gar nicht das Bewusstsein haben, dass eine an-
dere Gesellschaft besser wäre usw.): Wie soll dann die
Propagierung solcher Losungen auf fruchtbaren Boden
fallen? Ist das nicht zumindest heutzutage ein abgeho-
benes Konzept, das gar nicht greifen kann?

Wer nicht von einem statischen Geschichtsverständnis
ausgeht, sondern tatsächlich Lehren aus der Geschichte
der kapitalistischen Gesellschaft und des Klassenkamp-
fes zieht, der/die wird an der Erkenntnis nicht vorbei-
kommen, dass die Entwicklung hin und wieder sehr
schnell gehen kann, dass bestimmte „molekulare Pro-
zesse“ (wie Trotzki sie nennt) der Bewusstseinsver-
änderung in der ArbeiterInnenklasse zuweilen auch un-
ter der Oberfläche stattfinden und neue Bewegungen
möglich machen, die oft nur eines scheinbar zweitrangi-
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gen Anlasses bedürfen. Bei aller gebotenen Vorsicht, was
den Vergleich zwischen zwei politisch so verschiedenen
Ländern wie Frankreich und Deutschland angeht, so
wollen wir doch auf die „Plötzlichkeit“ der Eruption des
„französischen Mai ’68" verweisen. Noch eine Woche
vor den ersten Demonstrationen vom 3. Mai im Quartier
Latin mokierte sich die bürgerliche Le Monde über die
französischen Studenten, die sich nur um „die Einrich-
tung gemischter Studentenwohnheime, Besuchserlaub-
nisse etc.“ kümmerten. An einen Streik, gar einen Gene-
ralstreik hatten nicht nur die Bürgerlichen keinen Ge-
danken verschwendet: Auch die (stalinistische) KPF hatte
nichts anderes zu tun als die Studenten zu beschimpfen
und die ArbeiterInnen zur Ruhe (und zur Arbeit) zu mah-
nen.

Am 13. Mai brach der größte Generalstreik der neueren
Geschichte aus, in seiner Breite nur noch übertroffen vom
„schleichenden Mai“ in Italien, nämlich der Streikbe-
wegung vom Herbst 1969. Gesellschaftliche Krisen sind
selten langfristig vorhersehbar, auch MarxistInnen kön-
nen sich nicht „planmäßig“ darauf vorbereiten oder sie
gar „herbeiagitieren“. Aber wir müssen grundsätzlich auf
solche Entwicklungen vorbereitet sein und wir müssen
mit möglichsten vielen Kräften „am Puls“ der Arbei-
terInnenklasse hängen, ihre Regungen und Bewegungen
verfolgen und damit verbunden sein, um frühzeitig die
Möglichkeiten und die Richtung ihrer Bestrebungen zu
erkennen. Nur dann kann man in organisierter Weise
Einfluss nehmen und mit dazu beitragen, dass sich die
Geschichte nicht wiederholt. Denn:

Gerade im Mai ’68 hat sich die Unzulänglichkeit der
„spontanen Revolte“ erwiesen. Die Arbeiterbewegung
war politisch nicht ausreichend bewaffnet und es gab
keine starke organisierte revolutionäre Kraft, die für eine
positive Lösung der Krise (sprich die Überwindung des
Kapitalismus) eingetreten wäre.

Wenn in der Masse der Belegschaften nicht mal im An-
satz die Idee der Durchsetzung von Arbeiterinteressen
gegen die Kapitalinteressen verankert ist, keine ersten
Erfahrungen mit Elementen der Arbeiterkontrolle vor-
handen sind, wie soll in einer gesellschaftlichen Krise,
selbst bei einem Generalstreik, die Perspektive der Über-
windung des Kapitalismus sich mehrheitlich durchset-
zen? Gerade weil die Erfahrungen der Räte von Saclay2 ,
der Volksmacht in Nantes3  nur sehr begrenzt waren, kann
man vom Mai ’68 nur von einer Revolte, bestenfalls von
einer vorrevolutionären Situation sprechen.

Für uns geht es heute um zweierlei:
• die Ausarbeitung und Klarstellung unsrer Methode,

unsrer strategischen Ausrichtung (keine Verantwor-
tung für das „wirtschaftliche“ Gelingen innerhalb
des Kapitalismus übernehmen) und das Einüben in
die Logik eines konsequenten Arbeiterkampfes. Dies
erfordert eine ständige theoretische Schulung, aber
auch eine politische Anstrengung der Konkretisie-
rung (oder, wenn man so will, der „Aktualisierung“)

• die Vermittlung dieser Methode zumindest an eine
breitere Schicht von klassenbewussten Arbei-

terInnen. Gerade unser Verhalten als Betriebsräte
ist dabei von ganz besonderer Bedeutung: Was ist
das Leitmotiv unsrer Aktivitäten im Betrieb (BR,
VK)? Und: Wie treten wir als Partei (etwa mit Flug-
blättern vor dem Betrieb) gegenüber den Kol-
legInnen auf?

Wenn die revolutionären MarxistInnen sich und die
Menschen, die sie erreichen können, nicht darauf vorbe-
reiten, nicht helfen sich in die Denkwiese der Arbeiter-
kontrolle „einzuüben“, dann haben sie ihr politisches
Erbe verspielt.

Wir wollen aber nicht die Illusion verbreiten, als könne
man durch intensive Propaganda eine Bewegung für die
Arbeiterkontrolle lostreten. Kein Geringerer als Leo
Trotzki, Vorsitzender des Petersburger Sowjets von 1905
und 1917 und derjenige, der sich am ausführlichsten dazu
geäußert hat, schreibt:

„Die Losung der Arbeiterkontrolle gehört
im großen und ganzen der gleichen Peri-
ode an wie die Schaffung von Sowjets
[Räten]. Aber auch das darf nicht mecha-
nisch verstanden werden. Besondere Be-
dingungen können die Massen sehr viel
früher zur Produktionskontrolle bringen,
als sie bereit sind, an die Schaffung von
Sowjets heranzugehen.

Brandler und sein linker Schatten -
Urbahns - haben die Losung der Produk-
tionskontrolle unabhängig von der politi-
schen Situation aufgestellt. Das hat nichts
gebracht als die Diskreditierung der Lo-
sung selbst. Dennoch wäre es unrichtig,
auf die Losung jetzt, unter den Bedingun-
gen der heraufziehenden Krise [1932], zu
verzichten, bloß deshalb, weil es noch
keine Massenoffensive gibt. Für die Of-
fensive selbst braucht man Losungen, die
die Perspektive der Bewegung festlegen.
Eine Periode der Propaganda muss dem
Eindringen der Losung in die Massen un-
vermeidlich vorausgehen.

Die Kampagne für die Arbeiterkontrolle
kann je nach den Umständen unter dem
Gesichtspunkt der Produktion oder unter
dem des Konsums eingeleitet werden...“4

Auch heute - und gerade heute - wäre nichts schlimmer
als sich vor das Fabriktor zu stellen und zu rufen: „Arbei-
terkontrolle!“ Die Losungen, die jeweils geeignet sind,
Bewegungen zu fördern, hängt von der konkreten Lage
ab. Aber die Orientierung, wo wir hinwollen, muss klar
sein. Noch einmal Trotzki:

„Die politische Rückständigkeit der amerikani-
schen Arbeiter ist sehr groß. Dies ist der Aus-
gangspunkt für unsere Aktivität. Das Programm
muss die objektiven Aufgaben der Arbeiterklas-
se eher ausdrücken als die Rückständigkeit der
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Arbeiter. Es muss die Gesellschaft widerspiegeln
so wie sie ist und nicht die Rückständigkeit der
Arbeiterklasse. Es ist ein Werkzeug, die Rück-
ständigkeit zu überwinden und zu besiegen. Des-
halb müssen wir in unserem Programm die ganze
Schärfe der sozialen Krise der kapitalistischen
Gesellschaft ausdrücken, einschließlich in erster
Linie die der Vereinigten Staaten. Wir können die
objektiven Bedingungen - die nicht von uns ab-
hängen - nicht aufschieben, modifizieren. Wir
können nicht garantieren, dass die Massen die
Krise lösen werden, aber wir müssen die Lage
ausdrücken, wie sie ist, und das ist die Aufgab
des Programms.

Eine andere Frage ist, wie man dieses Programm
den Arbeitern darlegt. Das ist mehr eine pädago-
gische Aufgabe und Frage der Terminologie, wie
man den Arbeitern die aktuelle Lage darlegt...“5

Keine Blaupause

Die strategische Orientierung an dem Konzept Arbeiter-
kontrolle knüpft an den Erfahrungen an, aber daraus lässt
sich kein fester Katalog von hierarchisch gegliederten
Forderungen (oder in der Abfolge zeitlich festgelegter
Schritte oder gar Formulierungen) auflisten und „her-
unterbeten“. Arbeiterkontrolle ist „von Natur aus“ kein
„geregelter Zustand“, der also in Gesetzen, Tarifverträ-
gen oder Betriebsvereinbarungen kodifiziert wird. Sie
lässt sich auch nicht - wie dies bei den Vorstellungen der
ReformistInnen vorherrscht - stufenweise langsam aus-
dehnen. Es kann mit den Mitteln der Arbeiterkontrolle
auch keine „befreiten Gebiete“ (oder sozialistische In-
seln im Kapitalismus) geben. Deswegen lehnen revolu-
tionäre MarxistInnen auch die Parole der Arbeiter-
selbstverwaltung innerhalb einer kapitalistischen Wirt-
schaft strikt ab (siehe dazu auch den entsprechenden
Abschnitt in dem nachfolgenden Text von Ernest Man-
del).

Und selbst da, wo ganz eindeutig Elemente der Arbeiter-
kontrolle im Kampf durchgesetzt wurden, sind sie keine
„sichere Errungenschaft“. Sie sind grundsätzlich der
Gefahr der Restauration der alten Verhältnisse ausge-
setzt, denn ihre Logik ist die der Etablierung einer
Doppelherrschaft, was per se kein Zustand auf Dauer
sein kann. In der Geschichte hat dies bestenfalls Monate
gehalten, dann muss sich die eine oder andere Seite
durchsetzen.

Die Arbeiterkontrolle ist - im Gegensatz zur reformisti-
schen Illusion der Wirtschaftsdemokratie oder des Co-
Managements - eine Kampf- und Mobilisierungs-
perspektive.  Sie ist also ein dynamisches Element, in
ihrer voll entfalteten Form eine wesentliche Achse zur
Eroberung der Macht durch die ArbeiterInnenklasse.

Das Konzept der Arbeiterkontrolle ist also nicht zu tren-
nen vom marxistischen Verständnis des bürgerlichen
Staates. Auf der Ebene des Staates, also der politischen
Macht, wird der Kampf für eine andere, eine menschli-
che Gesellschaftsordnung entschieden. Dies kann nicht

ohne breiteste Beteiligung der Arbei-terInnenklasse (des
historischen Subjekts, wie Marx es ausdrückt) und ohne
Organisierung gelingen. Und ohne Planung und ohne
Herrschaftsabsicherung (gegen die Bestrebungen der frü-
her herrschenden Klasse) wird der Aufbau einer neuen
Gesellschaftsordnung nicht gelingen. Für all diese Ebe-
nen ist die Arbeiterkontrolle eine ganz zentrale Lern-
instanz. Hier werden nicht nur Fakten geschaffen, hier
entsteht z. B. das Bewusstsein für die Notwendigkeit
betriebsübergreifender Planung, für die Notwendigkeit
der Beteiligung aller Betroffenen, für die organisierte
Selbstverteidigung usw.

Über den Betrieb hinaus: zwei Sonderaspekte

Das Leben ohne die Direktiven der KapitalistInnen und
ohne die Einmischung des bürgerlichen Staates selbst
zu organisieren, hat die selbständige Klassenaktivität
immer wieder auch außerhalb der Betriebe beherrscht,
etwa da, wo es nach dem zweiten Weltkrieg darum ging,
Lebensmittel, Brennstoffe usw. vollkommen unabhän-
gig von den Mechanismen der Marktgesetze zu „besor-
gen“ und zu verteilen. Nicht zufällig waren dies gerade
auch diejenigen Kräfte, die am vehementesten für die
Sozialisierung der Großindustrie eingetreten sind.

Aus der „neueren Zeit“, den 70er Jahren datieren Ereig-
nisse, die auf weitere Aspekte verweisen:

1. Der Streik der ArbeiterInnen von LIP (Uhrenfabrik in
Besançon, Frankreich) 1973 hat gezeigt, wie wichtig es
ist, im Kampf für die Durchsetzung von Arbeiter-
interessen die ArbeiterInnenklasse in anderen Regionen
und gleichzeitig auch die Stadt (d. h. auch andere Be-
völkerungsschichten) einzubeziehen. Leider konnte die
ArbeiterInnenklasse auf nationaler Ebene nicht für eine
breite Unterstützung des Kampfes gewonnen werden, so
sehr die Revolutionäre (nicht zuletzt die französische
Sektion der Vierten Internationale) sich auch darum be-
müht haben.

Die Mobilisierung der Stadt ist der LIP-Belegschaft al-
lerdings sehr gut gelungen und nur so konnte sie den
Betrieb monatelang besetzt halten. Die Ausdehnung des
Kampfes lag in der Dynamik der Arbeiterkontrolle, die
die Kolleginnen und Kollegen von LIP in der Praxis
umsetzten. Ausgangspunkt war die drohende Entlassung
von 400 bis 500 Beschäftigten. Unter den damaligen
politischen Kräfteverhältnissen ist es aber nicht gelun-
gen, andere Betriebe der Stadt zur Nachahmung zu be-
wegen oder in anderen Werken der Uhrenindustrie in
Frankreich und der Schweiz breite Solidaritätsstreiks zu
organisieren.

So blieb der Belegschaft nach einiger Zeit nichts ande-
res übrig als die Produktion unter eigener Regie zu or-
ganisieren und sich einen „Arbeiterlohn mit aufgeteil-
tem Mehrwert“ auszuzahlen. Dies war aber ausschließ-
lich als politische Kampfmaßnahme gedacht. Charles
Piaget, Sprecher des Streikrates von LIP, erklärte dazu:
Was wir hier machen ist keine Selbstverwaltung, son-
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dern eine Selbstverteidigung.6

Das Gegenbeispiel zu dieser politisch vollkommen kor-
rekten Orientierung war die Erfahrung, die bei Manuest
gemacht wurde, wo die neuen Fabrikdirektoren (ehema-
lige CFDT-Delegierte, also das, was grob gesagt unse-
ren Betriebsräten entspricht) die Entlassung der neuen
CFDT-Delegierten vorschlugen.7

Wir sind aufgrund aller Erfahrungen in der Geschichte
davon überzeugt, dass die ArbeiterInnen die Selbstver-
waltung ohne Planwirtschaft ausschließlich bei ihren ei-
genen politischen, gewerkschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Organisationen umsetzen können und müssen.

2. Der gesellschaftliche Zusammenhang eines betriebli-
chen Konflikts kann aber auch noch auf einer weiteren
Ebene existieren: Während der portugiesischen Revolu-
tion 1974/75 setzte die Belegschaft der Zeitung Repub-
lica (der PS nahestehend) ihr Verständnis von Arbeiter-
kontrolle auf eine ganz besondere Weise um: Sie kon-
trollierte nicht nur den Betrieb, sie kontrollierte auch den
Inhalt der Zeitung, mit deren klassenversöhnlerischer
Linie sie nicht einverstanden war. Sie hatte das Bestre-
ben - zusammen mit den anderen fortgeschrittenen Sek-
toren der portugiesischen ArbeiterInnenklasse - mit der
bürgerlichen Ordnung insgesamt zu brechen, eine Ori-
entierung, die von der PS nicht geteilt wurde.

In dem Moment aber, in dem mit der faktischen Aus-
schaltung der Parteipresse einer anderen Partei (in dem
Fall einer Partei, die von weiten Teilen der Klasse zu-
mindest damals als eine Arbeiterpartei begriffen wurde)
werden Grundsatzrechte der Arbeiterdemokratie und der
sozialistischen Demokratie verletzt. Statt das Recht auf
Gegeninformation zu fordern und durchzusetzen liefen
die ArbeiterInnen von Republica mit ihren Zensur-
maßnahmen de facto in eine Falle und vertieften die Kluft
zu den ArbeiterInnen, die sich an der PS orientierten,
statt sie politisch zu überzeugen.8

Elemente der Arbeiterkontrolle 

Eine schöpferische Anwendung der Lehren aus der Ge-
schichte der Arbeiterbewegung wird immer wieder neue
Formen und „Anwendungsgebiete“ finden, auf denen der
Gedanke der Arbeiterkontrolle zum Tragen kommen
wird. Es ist deshalb müßig, eine erschöpfende Liste von
„Parolen“ erstellen zu wollen. Die folgenden Beispiele
sollen also nur die entsprechende Logik zu Ausdruck
bringen.
• Offenlegung der Bücher (Weg mit dem „Geschäfts-

geheimnis“); speziell: Kontrolle des „Cashflow“
(also des sogenannten „Bruttoertrags“), des Ertrags-
werts und des „Nettoertrags“ (also nach Steuern)

• Offenlegung aller Bankkonten von kapitalistischen
Unternehmen

• Vetorecht bei Entlassungen, Lohnkürzungen etc.
• Kontrolle der „Bandgeschwindigkeiten“ (Veto ge-

gen jegliche Beschleunigung des Rhythmus; Kon-
trolle der Arbeitsbedingungen etc.)

• Kontrolle über die Bedingungen der Arbeitssicher-
heit; gerade in diesem Bereich lässt sich sehr gut
auch heute schon die Logik der Arbeiterkontrolle
vermitteln, indem man keine Verantwortung für die
Inbetriebnahme bestimmter Stoffe übernimmt, in-
dem man aber bei Gefahrstoffen oder bestimmten
Arbeitsverfahren ganz klar sagt: So nicht!

• Kontrolle (also Vetorecht) darüber, was produziert
wird, wie produziert wird

• Kontrolle der Abnehmer (etwa bei „dual use-Pro-
dukten, also Waren, die auch militärisch einsetzbar
sind)

• Kontrolle der Medien (gegen ein Meinungsrecht, das
im Kapitalismus de facto den Besitzenden vorbe-
halten ist; freier Zugang für alle Strömungen der
Arbeiterbewegung)

• Kontrolle der Umweltverschmutzung (besonders
aller Emissionen und Immissionen)

• Kontrolle aller Maßnahmen im Gesundheitswesen,
im Bildungssektor usw.

Anmerkungen:

1 Vgl. dazu die vielfältigen Erfahrungen, die in der von
Ernest Mandel herausgegebenen Anthologie aufgeführt
werden: Arbeiterkontrolle, Arbeiterräte, Arbeiter-
selbstverwaltung, Frankfurt/Main, 1971 (vergriffen)
2 Vgl. „Räte in Saclay? Räte in Turin“ Verlagskooperative
Trikont, o. J. (1969)
3 Vgl. dazu das Heft Nr. 2 der internationale theorie „Mai
68 Frankreich“, zu bestellen über die Redaktionsadresse.
4 Leo Trotzki: Was nun? Schicksalsfragen des deutschen
Proletariats (27. 1. 1932), abgedruckt in Leo Trotzki
Schriften über Deutschland, herausgegeben von Helmut
Dahmer, Ffm 1971 (EVA), S. 289.
5 Leo Trotzki: Diskussion über das Übergangsprogramm
(19. 5. 1938) Writings of Leon Trotsky 1938-39, New
York 1969, die Übersetzung wurde entnommen der Bro-
schüre: Trotzki: Übergangsprogramm der 4. Internatio-
nale, Schriften zum Programm, Zur Geschichte der 4.
Internationale, Essen, o. J. (Verlag Ergebnisse und Per-
spektiven)
6 „LIP ce n’est pas l’autogestion, c’est l’autodéfense“,
zitiert nach der Broschüre, die die GIM, die damalige
deutsche Sektion der Vierten Internationale damals her-
ausgegeben hat. (vergriffen)
7 René Yvetot: Sur quelques problèmes du contrôle
ouvrier in Critique Communiste, Nr. 17 (September
1977)
8 Zu den Grundfragen der sozialistischen Demokratie und
den Maßstäben, die in der Arbeiterbewegung (vor und
nach der Revolution) gelten sollten, vgl.: Für Räte-
demokratie und Arbeiterselbstverwaltung. Thesen der
Vierten Internationale, XII. Weltkongress der Vierten
Internationale (1985), für 4.- DM über die Redaktions-
adresse zu beziehen.
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aktiv auf Seiten des Kapitals und gegen die Arbeiter in
einem Streik interveniert.

Denn im Streik bestehen die Arbeiter auf ihrem Recht,
gegen die »Freiheit der Ausbeutung« und für die Kon-
trolle über das Angebot der Arbeitskraft durch die ge-
samte Arbeiterklasse zu kämpfen. Die offizielle Ideolo-
gie ist in dieser Hinsicht außerdem nicht nur eine bür-
gerliche, sie ist auch widersprüchlich. Indem sie das
»Recht auf Arbeit« proklamiert, verweigert sie der Mehr-
heit der Arbeiter (den Streikenden) gleichzeitig die Mög-
lichkeit, unter Bedingungen zu arbeiten, die ihnen ge-
mäß sind, ohne ihnen zur selben Zeit dauerhafte Vollbe-
schäftigung zu garantieren. Das »Recht auf Arbeit« ist
somit das Recht des Kapitals, die Arbeitskraft zu Bedin-
gungen und in Zeiten zu kaufen, die ihm genehm sind.
Und die sozialen, juristischen und ideologischen Ein-
richtungen dienen zur Aufrechterhaltung der ökonomi-
schen Bedingungen, die die Arbeiter zum Verkauf ihrer
Arbeitskraft zu diesen Bedingungen zwingen. Ihre wah-
ren »Rechte« werden mit Füßen getreten, und nur das
»Recht«, nicht Hungers zu sterben, bleibt bestehen.

All dies jedoch ist in einem einfachen ökonomischen
Streik nur potenziell und im Keim enthalten und hat die
Tendenz, sich erst dann deutlicher zu bestätigen, wenn
der Streik sich ausdehnt. Wenn man von einem Streik in
einer Fabrik zu einem Streik im gesamten Industriezweig,
der von entscheidender Bedeutung ist, übergeht; wenn
man von hier zu einem lokalen, regionalen und vor al-
lem nationalen Generalstreik kommt; wenn ein Streik,
in dessen Verlauf die Arbeiter den Betrieb verlassen, sich
in einen Streik mit Fabrik-, Werkstatt- und Bürobesetzung
verwandelt; und wenn der Streik von der passiven end-
lich in einen Streik mit aktiver Besetzung übergeht (in
dem die Arbeiter beginnen, die Arbeit unter eigener Ver-
waltung wieder aufzunehmen), so entwickelt sich das

Arbeiterkontrolle, Arbeiterräte, Arbeiterselbstverwaltung
Ernest Mandel

Jeder umfassendere Kampf der Arbeiter, der über So-
fort- und korporative Ziele hinausgeht, wirft das Pro-
blem von Organisationsformen des Kampfes auf, die im
Keim die Infragestellung der kapitalistischen Herrschaft
enthalten. Der preußische Minister von Puttkamer hatte
nicht unrecht, als er den berühmten Satz aussprach: »Je-
der Streik birgt die Hydra der Revolution in sich.«

Ein Streik um ökonomische Sofortforderungen zielt vom
Standpunkt derjenigen, die ihre Arbeitskraft verkaufen,
lediglich auf eine bessere Aufteilung des von ihnen ge-
schaffenen Werts zwischen Arbeitern und Unternehmern,
die sich davon einen Teil aneignen. Aber auch ein sol-
cher Streik, sofern er entschlossen und kämpferisch ge-
führt wird, stellt Teile der kapitalistischen Herrschaft in
Frage. Er versucht, den Fabrikbesitzer daran zu hindern,
die Arbeitskraft »frei« zu kaufen, d.h. den Arbeitern eine
gegenseitige Konkurrenz aufzuzwingen, damit sie sich
nicht durch die Überwindung dieser Konkurrenz gegen
die finanzielle Allmacht des Kapitals verteidigen kön-
nen. Er versucht, den Fabrikbesitzer daran zu hindern,
in »seinem« Betrieb einzuführen, was ihm passt: Dies
ist die Bedingung für den Erfolg eines jeden Streiks. Er
stellt somit ebenfalls das Recht der gesamten Bourgeoi-
sie – des bürgerlichen Staates – in Frage, die Zugangs-
wege zum Betrieb und den dortigen Verkehr zu kontrol-
lieren: dies ist die Funktion der Streikposten, die »die
Verkehrspolizei« um die streikenden Betriebe anstelle
der bürgerlichen Polizei zu bilden versuchen. Er stellt
sogar die herrschende bürgerliche Ideologie (inklusive
des bürgerlichen Rechts) in Frage, indem er aufdeckt,
dass selbst der »liberalste« bürgerliche Staat in der Ver-
teidigung abstrakter Prinzipien, wie »der Freiheit der
Arbeit« oder »des Rechts, sich frei auf den Straßen zu
bewegen« (Zugang zu den Betrieben), weit davon ent-
fernt ist, im Klassenkampf seine »Neutralität« oder sei-
ne versöhnende Rolle wahrzunehmen, und statt dessen

Zur Literaturauswahl

Der Text Arbeiterkontrolle, Arbeiterräte, Arbeiter-
selbstverwaltung von Ernest Mandel erschien zum er-
sten Mal 1971 auf Deutsch. Wir haben die Übersetzung
so belassen (sie war damals von E. M. autorisiert), auch
wenn an einigen (wenigen) Stellen der Satzbau im Deut-
schen hätte übersichtlicher sein können. Nur an 3 Stel-
len haben wir die Übersetzung korrigiert, dort, wo es
sich um eindeutige Übersetzungsfehler handelte (z. B.
da, wo für das französische fonctionnaire im Deutschen
„Beamter“ und nicht „Funktionär“ stehen muss)

Der erste Text Über Arbeiterkontrolle der Produktion
von Trotzki gehört zu den Standardtexten, die der „Alte“
zu diesem Thema vor allem in den Jahren 1931-32, aber
auch 1936-38 geschrieben hat. Der zweite Text (Gegen
die Widersacher der Losung »Arbeiterkontrolle der Pro-
duktion«) ist schon etwas weniger geläufig. Er erscheint
uns als Ergänzung sehr gut geeignet.

Der Text Arbeiterkontrolle von Ernest Mandel erschien
zuerst in einer Artikelserie in Was tun, Zeitung der Grup-
pe Internationale Marxisten (GIM) , der damaligen Sek-
tion der Vierten Internationale in Deutschland, Jahrgang
II, Nr. 6, Mannheim 1969

Der letzte Text in dieser Sammlung (Verstaatlichte
Industrie...von Leo Trotzki) ist eine deutsche Erstveröf-
fentlichung. Er behandelt die Frage der Arbeiterkontrolle
im Zusammenhang einer vollkommen anderen weltpoli-
tischen Konstellation (auch in einem anderen historischen
Zusammenhang), nämlich in einem abhängig gehaltenen
Land der 30er Jahre. In solchen Situationen werden teil-
weise andere Fragen aufgeworfen, was ganz besondere
Anforderungen an die Arbeiterbewegung und speziell
an das flexible Herangehen seitens der Revolutionäre
stellt.

Daniel Berger
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gesamte revolutionäre Potenzial des einfachen »Arbeits-
konfliktes« bis zur letzten Konsequenz: dem Entschei-
dungskampf darüber, wer Herr der Industrie, der Wirt-
schaft und des Staates sein soll: die Arbeiterklasse oder
die Bourgeoisie.

In der Organisation, die die Arbeiter entfalten, um ihren
Kampf mit einem Maximum an Erfolgschancen zu füh-
ren, kommt die durch den Streik installierte »Gegen-
herrschaft« am klarsten zum Ausdruck. Ein wirksames
Streikkomitee muss – sofern der Streik ausgedehnt ist,
lange genug dauert und mit genügender Kampfkraft ge-
führt wird – unter den Streikenden verantwortliche Kom-
missionen zur Sammlung und Verteilung von Geldmit-
teln, zur Verteilung von Lebensmitteln und Kleidung an
die Streikenden und ihre Familien, zur Blockierung der
Fabrikzugänge durch Streikposten, zur Organisierung der
Freizeit der Streikenden, zur Verteidigung der Sache der
Streikenden durch adäquate Massenmedien, zum Auf-
spüren von Informationen über die Absichten des Geg-
ners usw. aufbauen. Wir sehen hier die Anfänge einer
Arbeitermacht, die die Bereiche der Finanzen, der Ver-
sorgung, der bewaffneten Miliz, der Information, der
Freizeit und selbst der Nachrichtendienste organisiert.
In dem Maße, in dem der Streik sich ausdehnt, verbin-
det sich logischerweise eine Abteilung der industriellen,
der Planung und sogar des Außenhandels mit den ge-
nannten Abteilungen. Und selbst wenn die zukünftige
Arbeitermacht nur in Ansätzen besteht, manifestiert sich
bereits hier die ihr eigene Tendenz, möglichst viele
Streikende an der direkten Machtausübung zu beteili-
gen und soweit wie möglich die gesellschaftliche Ar-
beitsteilung zwischen Verwaltern und Verwalteten zu
überwinden, die dem bürgerlichen Staat und allen Staa-
ten eigen ist, die in der Geschichte die Interessen der
ausbeutenden Klassen vertreten.

Vom Augenblick an, in dem wir einem lokalen, regiona-
len oder nationalen Generalstreik gegenüberstehen, be-
ginnen diese Ansätze der Arbeitermacht, sich zu entfal-
ten und sich in alle Richtungen zu entwickeln. Selbst
unter Leitung relativ gemäßigter Führer, die nicht revo-
lutionär sind, werden zentrale Streikkomitees großer pro-
letarischer Städte gezwungen, die Organisierung der
Versorgung und der öffentliche Dienste in die Hand zu
nehmen1 . In Lüttich organisierte die Streikleitung wäh-
rend des Generalstreiks 1960/61 den Autoverkehr der
Stadt und verbot allen Lastkraftwagen, die keine Geneh-
migung der Streikkomitees hatten, den Zugang zum
Stadtgebiet. Die Bevölkerung, einschließlich der Bour-
geoisie, erkannte die Macht des Streikkomitees als Tat-
sache an, unterwarf sich der Autorität der Gewerkschaf-
ten, um die erforderlichen Ausweispapiere zu erhalten,
so wie sie sich normalerweise an die Stadtverwaltung
wendet. Man befand sich nicht mehr in der Anfangspha-
se: die üblichen Geburtswehen eines Streiks waren über-
wunden.

Ein Streik kann durch eine Gewerkschaft bürokratisch
geführt werden, durch Funktionäre, die sich weit ent-
fernt vom Arbeitsplatz befinden und dort nur von Zeit

zu Zeit auftauchen, um sich über die Kampfbereitschaft
der Arbeiter zu informieren. Er kann demokratisch von
einer Gewerkschaft geführt werden, d.h. auf Basis von
Versammlungen streikender Gewerkschafter, die die
Entscheidung über die Entwicklung ihres Kampfes in der
Hand behalten. Die demokratischste Form jedoch, die
für die Durchführung eines solchen Kampfes ist, besteht
offensichtlich durch die Gesamtheit der Streikenden,
seien sie Gewerkschaftsmitglieder oder nicht, gewähl-
ten und demokratisch den Entscheidungen der sehr re-
gelmäßig einberufenen Vollversammlungen unterstellten
Streikkomitees.

Im letzteren Fall beginnt der Streik, seine durch unmit-
telbare Forderungen bestimmte Funktion zu überwinden.
Eine solche demokratische Kampforganisation erreicht
mehr, als den Erfolg des Streiks und die Realisierung
unabhängig gesteckter Ziele zu sichern. Sie beginnt, den
einzelnen Arbeiter von der langen Gewohnheit der Pas-
sivität und der Unterordnung im Wirtschaftsleben zu
befreien. Sie befreit ihn vom Druck verschiedener »Au-
toritäten«, die ihn im täglichen Leben unterdrücken. Sie
beginnt somit einen die Entfremdung aufhebenden
Prozess, einen Prozess der Emanzipation im wahren Sin-
ne des Wortes. Aus einem Objekt, das durch das wirt-
schaftliche und gesellschaftliche System, durch das Ka-
pital, die »Marktgesetze«, die Maschinen und die Mei-
ster und Vorarbeiter bestimmt und unterdrückt ist, wird
der Arbeiter zu einem sich selbst bestimmenden Sub-
jekt. Deshalb haben alle aufmerksamen Beobachter im-
mer ein Gefühl von Freiheit und elementarer »Lebens-
freude« konstatiert, das die großen Streiks in der Ge-
genwart begleitet.

Wenn man die Entwicklung eines lokalen Generalstreiks
beobachtet; wenn sich dann demokratisch gewählte
Streikkomitees nicht nur in einer Fabrik, sondern in al-
len Fabriken der Stadt (vielmehr noch in der Region, im
Land) bilden, die von Vollversammlungen der Streiken-
den gewählt werden; wenn diese Komitees sich zusam-
menschließen, sich zentralisieren und ein Organ schaf-
fen, welches regelmäßig seine Delegierten zusammen-
ruft, dann entstehen territoriale Arbeiterräte, Basiszellen
des zukünftigen Arbeiterstaates. Der erste »Sowjet« in
Petrograd2  war nichts anderes als das: ein Rat der Dele-
gierten der Streikkomitees der wichtigsten Fabriken der
Stadt.

II

Wenngleich jeder große, lange und kämpferische Streik
im Keim die Bildung einer ähnlichen, die Herrschaft des
Kapitals in Frage stellenden Arbeitermacht enthält, so
bedeutet das natürlich noch nicht, dass sich diese Ansät-
ze jedesmal voll entwickeln. Genauer gesagt: normaler-
weise werden sie sich nicht entwickeln. Zwischen einer
potenziellen und einer tatsächlichen Infragestellung des
kapitalistischen Regimes besteht nicht nur ein Unter-
schied im politischen Entwicklungsgrad, im Umfang der
Bewegung, in der Zahl der Streikenden, im Druck des
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Streiks auf die nationale kapitalistische Wirtschaft usw.
Was das eine vom anderen trennt, ist ein ganz bestimm-
ter Bewusstseinsgrad der Arbeiter. Ohne eine Reihe
bewusster Entscheidungen kann kein Streik das Regime
in Frage stellen, kann sich kein Streikkomitee in einen
Sowjet verwandeln.

Man trifft hier direkt auf eines der Grundmerkmale der
sozialistischen und proletarischen Revolutionen. Alle
sozialen Revolutionen der Vergangenheit haben die
Gesellschaftsklassen zur Macht gebracht, die vorher die
wichtigsten Reichtümer des Landes in ihren Händen ver-
einigten. Sie setzten mit dieser Machtergreifung ledig-
lich einen Tatbestand durch, der im wesentlichen bereits
vorher gegeben war. Die Arbeiterklasse hingegen ist die
erste Klasse in der Geschichte, die die Produktionsmit-
tel und nationalen Reichtümer nur in dem Augenblick in
die Hand nehmen kann, in dem sie sich emanzipiert und
dann die politische Macht übernimmt. Ohne die Macht
des bürgerlichen Staates zu stürzen, kann sie sich auf die
Dauer nicht zum Herren über die Fabriken machen, wie
sie dauerhaft die Macht des kapitalistischen Staates nicht
beseitigen kann, ohne sich der Herrschaft über die Pro-
duktionsmittel zu bemächtigen.

Der Sturz des bürgerlichen Staates erfordert somit eine
bewusste und zentralisierte Aktion. Die Organisation
einer sozialisierten und geplanten Wirtschaft verlangt
ihrerseits bewusste, artikulierte und aufeinander abge-
stimmte Maßnahmen. Kurz, die sozialistische Revoluti-
on – die sich gewiss nicht auf eine plötzlich ausbrechen-
de elementare und spontane Bewegung (zu der es in je-
der Volksrevolution kommt und ohne die eine sozialisti-
sche Revolution unvorstellbar wäre) begrenzen kann –
stellt eine Reihe von bewussten Umstürzen dar, wobei
der eine auf den anderen folgt. Wird auch nur ein Glied
in dieser Kette außer Acht gelassen, dann ist das ganze
Unternehmen zum Scheitern verurteilt3 .

Allgemeiner ausgedrückt: die sozialistische Revolution,
deren Aufgabe in der Umwandlung der überwältigen-
den Mehrheit der Arbeiter, der Ausgebeuteten und Un-
terdrückten von Objekten in Subjekte der Geschichte,
von entfremdeten Menschen in solche, die ihr eigenes
Schicksal bestimmen, besteht, kann nicht ohne die
bewusste Beteiligung der Massen in Angriff genommen
werden. Eine solche Revolution kann so wenig hinter
dem Rücken der Interessenten realisiert werden, wie ein
Wirtschaftsplan nicht »hinter dem Rücken« derer ange-
wandt werden kann, die die Wirtschaft verwalten.

Damit sich der Keim der Doppelherrschaft, der in je-
dem bedeutenden, langen und kämpferischen Streik an-
gelegt ist, tatsächlich entfaltet, bedarf es folglich einer
großen Anzahl günstiger Bedingungen, die es dem
Klassenbewusstsein des Proletariats ermöglichen, eine
plötzliche Veränderung durchzumachen, einen »großen
Sprung vorwärts« zu tun. Diese Voraussetzungen sind
nicht neu. Es handelt sich dabei um jene, die von vorre-
volutionären Situationen hervorgerufen werden: objek-
tive Krise der Produktionsweise (verstärkt oder nicht
durch konjunkturelle Überproduktionskrisen, heute »Re-

zessionen« genannt); Krise der Staatsmacht (und Krise
in allen Hauptgebieten des Überbaus); Uneinigkeit und
Schwankungen innerhalb der herrschenden Klasse und
der Regierung; massive Unzufriedenheit innerhalb der
Mittelschichten; langfristige Anhäufung von Unzufrie-
denheit und nicht erfüllter Erwartungen in der revolutio-
nären Klasse; steigendes Selbstvertrauen der Arbeiter in
ihre eigenen Kräfte und dadurch steigender Kampfwille
ihrerseits, welcher das gesellschaftliche Kräfteverhält-
nis zu ihren Gunsten und zu Ungunsten der herrschen-
den Klassen verändert; kleinere vorbereitende Ausein-
andersetzungen, die in einer Reihe von Fällen ohne Nie-
derlage beendet werden; die Festigung einer Avantgar-
de, die in der vorrevolutionären Phase nicht notwendig
eine bereits über Masseneinfluss verfügende revolutio-
näre Partei werden muss4 .

Wenn die Mehrzahl oder all diese Bedingungen zusam-
menfallen, kann ein beliebiger Funke plötzlich eine Ex-
plosion auslösen: Streiks, die sich gewöhnlich auf tradi-
tionelle Formen des Kampfes und rein ökonomische Ziele
beschränken, werden bis an die Grenze einer Doppel-
herrschaft geführt. Ob diese Grenze überschritten wird
oder nicht, hängt hauptsächlich vom Bewusstsein der
Avantgarde der Arbeiter ab (das selbst abhängig von
mehreren Faktoren ist, unter denen jedoch das Bestehen
einer revolutionären Organisation und die systematische
Erziehung, die diese Organisation innerhalb der Masse
der fortgeschrittenen Arbeiter während der vorhergehen-
den Periode durchführen konnte, offensichtlich eine
wichtige Rolle spielen). Diese Voraussetzungen waren
in Russland im Jahre 1905 und in Spanien im Jahre 1936
erfüllt, nicht so in Italien im Jahre 1948 und in Frank-
reich im Jahre 1968.

Die Manipulation des Bewusstseins (und sogar des
Unbewussten) der Arbeiter durch die Kapitalisten und
den Staat, die die Massenmedien kontrollieren, ist ein
heutzutage gern diskutiertes Problem; die Marxisten
mussten jedoch nicht auf Herbert Marcuses Entdeckun-
gen warten, um zu begreifen, dass die herrschende Ideo-
logie jeder Epoche diejenige der herrschenden Klasse
ist. Sie war es gestern wie heute. Das kapitalistische
Regime würde keine weitere Woche überleben, wenn die
Gesamtheit der Arbeiter global vom Einfluss der bür-
gerlichen und kleinbürgerlichen Ideologie befreit wäre.
Es wäre eine absurde Verniedlichung des Kapitalismus
zu behaupten, die Arbeiter seien unter der Herrschaft
des Kapitals von sich aus in der Lage, sich vom Einfluss
dieser Ideologie befreien zu können, wo das Kapital nicht
nur die Schule, die Presse, das Radio, das Fernsehen und
die Filmproduktion beherrscht, sondern diese Herrschaft
vor allem auf folgendem beruht: allgemeine Ausdehnung
der Marktwirtschaft, universelle Verdinglichung mensch-
licher Beziehungen, Versklavung durch Lohnarbeit, d.h.
Zwangs- und entfremdete Arbeit, parzellierte Arbeit, die
nichts anderes als ein »falsches Bewusstsein« von der
gesellschaftlichen Wirklichkeit innerhalb der Massen
hervorrufen kann.

Bezeichnend für die Herrschaft des Kapitals ist, dass sie
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sich normalerweise nicht durch die Ausübung äußerer –
politischer und militärischer – Gewalt auf das tägliche
Leben auswirkt. Lediglich in Zeiten verschärfter Krisen
des Regimes muss die Bourgeoisie auf diese Mittel der
massiven Unterdrückung zurückgreifen, um ihre Herr-
schaft zu erhalten. Normalerweise wird diese Herrschaft
über tägliche, von allen (inklusive der Arbeiter) als of-
fensichtlich und unvermeidlich anerkannte Tausch-
verhältnisse ausgeübt. Jedermann »kauft« Brot und Schu-
he, »bezahlt« seine Miete und seine Steuern, und ist so-
mit verpflichtet, seine Arbeitskraft zu »verkaufen« (es
sei denn, er besitzt Kapital). Und selbst die Arbeiter, die
durch Studium, durch Überlegung, durch politische Er-
ziehung, durch die Fähigkeit, allgemeine Erkenntnisse
aus begrenzten Kampferfahrungen zu ziehen, verstan-
den haben, dass diese kapitalistischen Tauschverhältnisse
keinesfalls »evident« und »natürlich«, sondern im Ge-
genteil die Quelle allen Übels der gegenwärtigen Ge-
sellschaft sind, und dass man sie durch andere Produk-
tionsbeziehungen ersetzen kann und muss, selbst diese
Arbeiter sind in der Praxis des täglichen Lebens gezwun-
gen, die kapitalistischen Beziehungen zu tolerieren, sich
ihnen zu unterwerfen und sie zu reproduzieren, wenn sie
sich nicht dazu verurteilen wollen, Asoziale5  zu wer-
den.

Es kommt deshalb nur in relativ seltenen Fällen dazu,
dass eine über lange Zeit dauernde Anhäufung von Un-
behagen, Unzufriedenheit, Sorgen, Entrüstung, Teil-
erfahrungen und neuen Ideen plötzliche Umwälzungen
im Bewusstsein der arbeitenden Massen (oder zumin-
dest bei einer genügend starken und einflussreichen
Avantgarde unter ihnen, um ihre entscheidenden Schich-
ten mit sich zu reißen) hervorrufen kann. Plötzlich ver-
stehen die Massen instinktiv, dass es weder »normal«
noch »unvermeidlich« ist, dass der Unternehmer kom-
mandiert, dass die Maschinen und die Fabriken das Ei-
gentum anderer als derjenigen sind, die sie produziert
haben und täglich benutzen, dass die Arbeitskraft, die
Hauptquelle alles Reichtums, auf das Niveau einer ein-
fachen Ware, die man kauft, wie man irgendein lebloses
Objekt kauft, erniedrigt wird, dass die Arbeiter periodisch
Einkommen und Beschäftigung verlieren, nicht, weil die
Gesellschaft zuwenig, sondern weil sie zuviel produziert.
So beginnen sie instinktiv mit dem Versuch, die Dinge
gründlich zu verändern, d.h. die Struktur der Gesellschaft,
die Produktionsweise, umzuwälzen.

Und wenn sie sich der ungeheuren Macht bewusst wer-
den, die sie, nicht nur durch ihre Zahl, ihren Zusammen-
halt, ihre kollektive Kraft, die durch ihre Vereinigung
entsteht, besitzen, sondern vor allem durch die Stärke,
die sie empfinden, sobald sie sich allein in der Fabrik
befinden, in der dann die gesamte ökonomische Macht
in ihren Händen liegt, kann plötzlich das, was in Ansät-
zen in jedem großen und aktiven Streik vorhanden ist,
bewusst zutage treten. Die Arbeiter errichten tatsächlich
eine »Gegenmacht«. Ihre Räte eignen sich Machtbefug-
nisse an. Sie intervenieren aktiv in allen politischen, wirt-
schaftlichen, militärischen, kulturellen und internationa-
len Problemen des Landes. Sie stellen real ihre eigenen

Klassenlösungen allen Lösungen der Bourgeoisie ent-
gegen. So erscheint auf der Oberfläche, wie in Russland
zwischen der Februar- und der Oktoberrevolution, eine
wirkliche Doppelherrschaft. Die Arbeiterräte wirken als
Organe eines neu entstehenden Staates. Danach wird eine
letzte Auseinandersetzung – Aufstand im politischen Sin-
ne des Wortes, dessen Grad der Gewalt vom Widerstand
des Feindes abhängt – die Frage entscheiden, wer den
Sieg davonträgt: der alte, durch die Geschichte zum Tode
verurteilte bürgerliche Staat (der jedoch überleben kann,
wenn die Energie und Einsicht der Arbeiter im entschei-
denden Augenblick versagen, wenn sie nicht über eine
angemessene revolutionäre Führung verfügen) oder der
neue, bereits entstehende Arbeiterstaat.

III

Jeder bedeutende Streik enthält im Keim den bis zu sei-
ner äußersten Konsequenz, d.h. zur Infragestellung der
kapitalistischen Macht im Betrieb, in der Gesellschaft
und im Staat, sich entfaltenden Klassenkampf. Damit
dieser Kampf sich aber seiner gesamten Logik entspre-
chend entwickeln kann, bedarf es günstiger Machtver-
hältnisse. Marxisten sind jedoch nicht einfache Kritiker
des gesellschaftlichen Lebens. Sie geben sich nicht da-
mit zufrieden, die Kräfteverhältnisse wie eine gegebe-
ne, unveränderliche Größe festzustellen oder die Chan-
cen zukünftiger Änderungen passiv zu berechnen. Sie
handeln in einem genau bestimmten Sinn: Sie versuchen,
die Machtverhältnisse zwischen Kapital und Arbeit durch
die Erhöhung des Vertrauens der Arbeiter in ihre eige-
nen Kräfte zu steigern, indem sie ihr Klassenbewusstsein
heben, ihren politischen Horizont erweitern, ihren Grad
der Organisiertheit und des Zusammenhalts verstärken
und eine revolutionäre Vorhut aufbauen, die in der Lage
ist, die Arbeiter zu siegreichen Kämpfen zu führen.

Dies bedeutet natürlich nicht, dass die Marxisten die in
bestimmten Situationen durch objektiv ungünstige Be-
dingungen festgelegten Grenzen der Möglichkeit, Orga-
ne der Selbstverteidigung der Arbeiter in Organe der
Doppelherrschaft zu verwandeln, verkennen. Es war er-
freulich festzustellen, dass die spanischen Arbeiter nach
25 Jahren des Faschismus und der senilen Militärdikta-
tur instinktiv in der Lage waren, Organisationsformen in
den Betrieben wiederzufinden, die an die besten Tradi-
tionen der spanischen Revolution anknüpfen: die
»commisiones obreras« (Arbeiterkommissionen)6 . Die
gemäßigten und opportunistischen Führer der spanischen
illegalen Arbeiterbewegung (inklusive jener der spani-
schen KP) versuchten, diese Kommissionen in einfache
Gewerkschaften zu verwandeln und sie so z.T. zu legali-
sieren – was außerdem den Anschauungen und den Be-
dürfnissen der spanischen Bourgeoisie nahekam. Die
spanischen Arbeiter verstanden instinktiv, dass unter Be-
dingungen der direkten und uneingeschränkten Diktatur
des Kapitals die Begrenzung der Tätigkeit dieser Kom-
missionen auf rein ökonomische Forderungen und Ak-
tionen unsinnig wäre. Infolge der immanenten Logik der
Situation versuchten die »commisiones obreras«, zu re-
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präsentativen Organen der Selbstverteidigung der Ar-
beiter auf allen Gebieten zu werden. Sie kämpften für
demokratische und materielle Forderungen, für die Ver-
teidigung der Opfer der Repression und der Klassenju-
stiz sowie für die Anerkennung ihres Rechtes, im Na-
men all ihrer Arbeitskollegen zu verhandeln. Sie konn-
ten jedoch nicht zu Organen der Doppelherrschaft wer-
den, solange die Diktatur nicht in Gefahr stand, durch
einen mächtigen revolutionären Stoß der Massen ge-
stürzt zu werden.

Die marxistisch-revolutionäre Avantgarde kann weder
vorrevolutionäre Situationen noch Revolutionen einfach
»auslösen«. Diese resultieren aus einem Zusammenspiel
einer großen Anzahl von Veränderungen unter der Ober-
fläche, von denen nur einige direkt durch bewusstes
Handeln beeinflusst werden können, während andere
allen genauen Vorhersagen, wenigstens im gegenwärti-
gen Stadium unserer Kenntnisse, entgehen. Aber die
revolutionäre Avantgarde kann und muss, wenn es zu
einer solchen vorrevolutionären Lage dank ausreichen-
der Vorbereitung kommt, sicherstellen, dass günstige
Bedingungen für die Arbeiter bestehen, sich einen
Durchbruch zum Sozialismus durch die Errichtung ei-
ner Doppelherrschaft erkämpfen, und die darauffolgen-
de revolutionäre Periode mit der Eroberung der Macht
beenden zu können.

Diese Vorbereitung beruht auf vier Hauptfaktoren: die
Verbreitung von programmatischen Thesen innerhalb
der Arbeiterklasse7 , die sie in die Lage versetzt, in ei-
nem bestimmten, objektiv revolutionären Sinne zu han-
deln, bis ein allgemeiner Kampf ausbricht; die Erzie-
hung der militanten Avantgarde in den Betrieben, die
dieses Programm verkörpern, die ausreichendes Ver-
ständnis und Autorität bei ihren Arbeitskollegen erlan-
gen, um den Kampf um die Leitung der Belegschaft
führen zu können, wenn ein allgemeiner Kampf aus-
bricht; die Zusammenfassung dieser Vorhut in einer
nationalen und internationalen Organisation, in der sich
auch Arbeiter, Intellektuelle, Studenten, arme revolu-
tionäre Bauern aus anderen Fabriken, Gebieten und
Ländern befinden, um somit den engen Horizont zu
überwinden, der für alle Arbeiter, die nur die Erfah-
rung ihres eigenen Arbeits- und Lebensbereiches besit-
zen, unvermeidlich ist, um die Auswirkungen der Tei-
lung der Arbeit und des unvollständigen und daher fal-
schen Bewusstseins, das daraus entsteht, aufzuheben,
um dank einer allgemeinen revolutionären Praxis die
Entwicklung einer Theorie zu ermöglichen, die die Pro-
bleme des Imperialismus und der sozialistischen Revo-
lution in ihrer Gesamtheit bewältigt und, durch diese
Tatsache, die Praxis vervollständigt und sie auf eine
Ebene höchster Koordination und Wirksamkeit hebt.
Schließlich muss diese Vorhutorganisation (oder we-
nigstens einige ihrer Sektoren), in der Lage sein, das
Stadium der Propaganda und der rein literarischen Kri-
tik zu überwinden, um fähig zu werden, exemplarische
Aktionen auszulösen, die den Arbeitern in der Praxis
die Bedeutung der sozialistischen Strategie zeigen so-
wie die Marxisten von den Reformisten und Neo-

reformisten traditioneller bürokratisierter Organisatio-
nen der Arbeiterbewegung unterscheidbar macht.

Diese Strategie der Übergangsforderungen – in Belgi-
en unter dem Namen »antikapitalistische Strukturrefor-
men« bekannt – zielt auf die Überwindung eines der
Arbeiterbewegung, zumindest in den imperialistischen
Ländern, innewohnenden Widerspruchs ab. Die Aktio-
nen der Arbeiter richten sich notwendigerweise immer
auf Sofortziele (materielle Forderungen, Sozialgesetz-
gebung, Eroberung politischer Rechte, Kampf gegen
Repression oder reaktionäre Staatsstreiche usw.) Die
Aktivitäten der Massenorganisationen, die sich auf die
Arbeiterbewegung beriefen, konzentrierten sich immer
auf solche Sofortziele, an die sich gelegentlich eine
abstrakte Propaganda für »den Sozialismus« (oder für
»die Diktatur des Proletariats« usw.) anschließt. Das
durch die Arbeiterbewegung zu verwirklichende histo-
rische Ziel blieb immer von den täglichen praktischen
Kämpfen getrennt, und dies gilt sowohl für alle Refor-
misten alter oder neuer Richtung (für die, um einen
Ausspruch von Bernstein zu paraphrasieren, die Sofort-
ziele alles und das Endziel nichts war), wie für die radi-
kalsten »Linksextremisten«, die jeglichen Kampf um
Sofortziele verächtlich von sich weisen und nur den
Kampf um die »Eroberung der Macht« (oder »die Er-
oberung der Betriebe«, oder »die Zerstörung des Staa-
tes« usw.) anerkennen. In der Praxis kommen sich die-
se beiden Positionen sehr nahe, da aus beiden folgert,
dass der Kampf um Sofortforderungen (»für Reformen«)
radikal von dem um den Sturz des Kapitalismus ge-
trennt wird.

Die Strategie der Übergangsforderungen sucht diesen
Zwiespalt zu überwinden. Und zu diesem Zweck be-
ginnt sie mit einer Feststellung: die Tatsache, dass selbst
die radikalsten Sofortforderungen total in das Regime
integrierbar waren, ohne die Produktionsweise an sich
in Frage zu stellen, hat deshalb bis heute das Überleben
des kapitalistischen Regimes bedeutend erleichtert, als
diese Forderungen die Grundlage des Regimes, die
Herrschaft des Kapitals über die Maschinen und die
Arbeit nicht in Frage stellten.

Es hängt im wesentlichen von der Wirtschaftskonjunktur
und der Schwere der Strukturkrise ab, die den Spätka-
pitalismus erschüttert, ob und bis zu welchem Punkt er
Widerstand leisten wird, anstatt diesen oder jenen Ge-
haltserhöhungen zuzustimmen oder aufs neue die freie
Ausübung des Streikrechts oder die Tarifautonomie der
Gewerkschaften in Frage zu stellen. Aber wie scharf
auch immer seine inneren Widersprüche sein mögen,
alle diese Forderungen sind langfristig integrierbar und
für das Regime nicht tödlich. Wenn es mit einer so
mächtigen Massenbewegung konfrontiert wird, dass
sein Fortbestehen selbst in Gefahr ist, wird es immer
vorziehen, solchen Forderungen zuzustimmen. Der
Spätkapitalismus verfügt in der Tat über zahllose Mit-
tel, um die explosiven Inhalte solcher Reformen für
seine Wirtschaft aufzufangen und abzubauen, gerade
weil er ja die Macht über Wirtschaft und Staat behält.
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Wenn man jedoch, ausgehend von der gegebenen Un-
zufriedenheit der Arbeiter, Forderungen formuliert, die
nicht in das Regime integrierbar sind; wenn die Arbei-
ter von der Notwendigkeit des Kampfes um diese For-
derungen vollständig überzeugt sind, dann kann ein
Zusammenhang zwischen dem Kampf um Sofortziele
und dem um den Sturz des Kapitals hergestellt werden.
Denn unter diesen Bedingungen wird der Kampf für
Übergangsforderungen sozusagen durch seine innere
Logik zu einem Kampf, der die Grundfesten des Kapi-
tals in Frage stellt und gegen den das Kapital gezwun-
gen ist, zähesten Widerstand zu leisten. Und der Kampf
um die Arbeiterkontrolle ist das typischste Beispiel ei-
nes Kampfes für eine Übergangsforderung.

I V

Früher wurde der tägliche Klassenkampf zwischen Ka-
pital und Arbeit um die Probleme der Verteilung des
durch die Arbeit geschaffenen Wertes geführt. Die sich
daran anschließenden Forderungen (wie der Kampf um
das allgemeine Wahlrecht) hatten die Funktion, zusätz-
liche Kampfinstrumente zur Verbesserung dieser Ver-
teilung vom Standpunkt der Arbeiter aus (durch die
Erzwingung einer »Sozialen Gesetzgebung« usw.) zu
liefern. Lediglich in scharfen Krisen wurde das Pro-
blem der »Sozialisierung« von verschiedenen Industrie-
zweigen in Tageskämpfen aufgeworfen (z.B. nach dem
Ersten Weltkrieg), und dies weniger aus Gründen, die
aus der Erfahrung der Arbeiter hinsichtlich des Funk-
tionierens (oder Nichtfunktionierens) dieser Industrie-
zweige abgeleitet waren, denn aufgrund allgemeiner
politischer Erwägungen. Im Verlauf der letzten zwei
Jahrzehnte verlagerte sich die Achse des Klassenkamp-
fes allmählich in eine andere Richtung. Dies nicht durch
bösartige Agitation oder gar eine Verschwörung der
Marxisten, sondern durch die Entwicklung der kapita-
listischen Produktionsweise selbst. Auf der einen Seite
bedingt die dritte industrielle8  Revolution eine Verkür-
zung des Reproduktionszyklus des fixen Kapitals, eine
Beschleunigung des Rhythmus der technologischen
Erneuerungen. Dies macht es für die monopolistischen
Trusts erforderlich, die Amortisierung des fixen Kapi-
tals und die Akkumulation neuen fixen Kapitals genau
im Voraus zu planen, d.h. exakte Kostenplanung (in-
klusive der Lohnkosten) wird notwendig und die Ten-
denz zu einer nationalen und selbst internationalen
»Wirtschaftsprogrammierung« setzt sich durch. Auf der
anderen Seite kann sich das spätkapitalistische Regime,
das nach dem Zweiten Weltkrieg im Weltmaßstab noch
geschwächter war als nach dem Ersten Weltkrieg, den
Luxus der passiven Hinnahme katastrophaler Über-
produktionskrisen des Typus der Jahre 1929-1932 nicht
mehr leisten. Es ist daher gezwungen, ein ganzes Regi-
ster von Antikrisentechniken anzuwenden, welche sich
hauptsächlich auf die Inflation von Papiergeld und
Bankkrediten stützen.

Diese beiden Tendenzen verändern tiefgreifend jene
Bedingungen, unter denen sich die traditionellen Aus-

einandersetzungen zwischen Kapital und Arbeit im
Rahmen des bürgerlich-demokratischen Staates vollzie-
hen. Die Monopole suchen nahezu um jeden Preis,
Streiks zu umgehen und zu diesem Zweck die Gewerk-
schaftsapparate in wachsendem Ausmaß in den Staats-
apparat und vor allem in solche Organe zu integrieren,
die die »Planung« der Löhne und des »Wirtschafts-
wachstums« zur Aufgabe haben. (Einkommenspolitik,
Sozialprogrammierung, »konzertierte« Lohnpolitik,
konzertierte Aktion usw.) Da die Autorität der Gewerk-
schaftsapparate durch die langfristige Anwendung die-
ser Praktiken allmählich erschüttert wird, ist ein Vorge-
hen gegen die »wilden Streiks« zur Erhaltung der we-
nigstens zeitweiligen Wirksamkeit dieses Systems un-
umgänglich9 . Da darüber hinaus ein Klima allgemei-
ner Inflation besteht, das mit raschen technologischen
Umstellungen koinzidiert, richtet sich die Aufmerksam-
keit der Arbeiter unvermeidlich in wachsendem Aus-
maß auf Fragen der Arbeitsorganisation, der Fließband-
geschwindigkeit, der Sicherung des Arbeitsplatzes, der
Orientierung der Investitionen, und dies um so mehr,
als der Eindruck (wenn auch nicht immer gerechtfer-
tigt) entsteht, dass unter Bedingungen der Vollbeschäf-
tigung oder Quasivollbeschäftigung die Lohnforderun-
gen sowieso befriedigt würden.

Diese Verschiebung ist um so frappierender, als die dritte
industrielle Revolution einen anderen, zusätzlichen
Widerspruch auf gesellschaftlichem Gebiet zum Aus-
bruch kommen lässt. Sie neigt dazu, die Bedeutung der
Hilfsarbeiter, der unqualifizierten und rein repetitiven
Arbeit im Produktionsprozess immer mehr einzuschrän-
ken. Sie verlangt deshalb eine qualifiziertere, besser
ausgebildete Arbeitskraft, welche eine Erziehung auf
höherem Niveau als bisher erhalten hat (auch wenn es
sich um eine überspezialisierte und den objektiven
Möglichkeiten und Bedürfnissen der zeitgenössischen
Wissenschaften unterlegene Erziehung handelt). Die
Arbeiter jedoch, die aus dieser höheren Bildung her-
vorgehen, finden sich plötzlich in ein Unternehmen
geschleudert, in dem alle raffinierten Techniken der
»menschlichen Beziehungen«, der »Delegierung der
Verantwortung« und der Bildung »informeller Kom-
munikationsbeziehungen« keineswegs die Tatsache ver-
schleiern können, dass die Beziehungen zwischen Ka-
pital und Arbeit extrem hierarchisch sind: Beziehun-
gen zwischen jenen, die befehlen, und jenen, die ge-
horchen.

So verschiebt sich der Schwerpunkt des Klassenkamp-
fes von den Problemen der Verteilung des Nationalein-
kommens auf Probleme der Arbeitsorganisation und der
Produktion des Nationaleinkommens, d.h. auf die Fra-
ge der kapitalistischen Produktionsbeziehungen selbst.
Ob es sich in der Tat darum handelt, der Betriebslei-
tung das Recht abzusprechen, den Arbeitsrhythmus im
Betrieb zu bestimmen oder um das Recht, den Ort ei-
ner neuen Fabrik zu wählen; ob es sich darum handelt,
die Natur (den Gebrauchswert) der fabrizierten Produkte
in einer Fabrik in Frage zu stellen oder um den Wunsch,
an die Stelle von Meistern und Vorarbeitern durch die
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Arbeitskollegen selbst gewählte Delegierte zu setzen; ob
es für die Arbeiter darum geht, alle Entlassungen oder
die Zahl der Verringerung von Arbeitsplätzen in einem
bestimmten Gebiet zu verhindern, oder die Erhöhung der
Lebenshaltungskosten selbst zu berechnen – all diese Be-
mühungen laufen letzten Endes auf eine einzige Konse-
quenz hinaus10 : Die Arbeiter akzeptieren nicht mehr, dass
das Kapital die Herrschaft über Betriebe und Wirtschaft
innehat; sie akzeptieren nicht mehr die Logik der kapi-
talistischen Wirtschaft, jene des Profits; sie suchen, die
Wirtschaft auf Grundlage anderer Prinzipien – den so-
zialistischen, die ihren eigenen Interessen entsprechen –
umzugestalten. Die intelligenteren Kapitalisten sind der
Gefahr vollkommen bewusst, die diese instinktive Re-
volte der Arbeiter gegen die kapitalistischen Produkti-
onsverhältnisse mit sich bringt11 . Sie begreifen auch, dass
diese Revolte das Risiko in sich birgt, mit der Propagan-
da, Agitation und Aktion der revolutionären Avantgarde
für die Arbeiterkontrolle zusammenzufließen, und dass
eine solche Verbindung das System zu sprengen droht.
Sie versuchen deshalb (mit Hilfe der Gewerkschaftsap-
parate), diese Revolte in Richtung der Klassenzusammen-
arbeit und nicht in Richtung einer allgemeinen Konfron-
tation zwischen den Klassen zu lenken. Dies ist der Hin-
tergrund der gesamten Propaganda für Ideen der Mitbe-
stimmung, der »participation« und der »co-gestion«, die
heute von bedeutenden Teilen der europäischen (und
morgen der japanischen und der nordamerikanischen)
Bourgeoisie vorgebracht werden. Die benutzten Begrif-
fe sind im Allgemeinen bereits klar genug, um die Ab-
grenzung von Übergangsforderungen zu ermöglichen.
Die Verwirrung beginnt dann, wenn sich der linke Flü-
gel der Gewerkschaftsapparate seinerseits des Slogans
der Arbeiterkontrolle bedient, um ihm einen absolut an-
deren Inhalt als den zu geben, den ihm die Marxisten
zuordnen.

Der grundlegende Unterschied zwischen den Ideen der
Mitbestimmung einerseits und dem Konzept der Arbei-
terkontrolle andererseits lässt sich folgendermaßen zu-
sammenfassen: Die Arbeiterkontrolle lehnt jegliche Ver-
antwortung der Gewerkschaften und/oder der gewähl-
ten Arbeitervertreter in der Verwaltung der Unterneh-
men ab. Sie verlangt ein Vetorecht der Arbeiter auf einer
ganzen Reihe von Gebieten, die ihre tägliche Existenz
im Betrieb oder ihre Anstellungsdauer betrifft. Die
Arbeiterkontrolle lehnt jegliche Geheimhaltung, jegli-
che »Öffnung der Rechnungsbücher« lediglich vor ei-
nem kleinen Gremium von sorgfältig ausgesuchten
Gewerkschaftsbürokraten oder Aufsichtsratsmitgliedern
ab. Sie verlangt im Gegenteil die weitestgehende Veröf-
fentlichung aller Geheimnisse, die zur Aufklärung der
Arbeiter beitragen können, und dies nicht nur durch die
Untersuchung der Rechnungsführung der Betriebe und
ihrer Bankoperationen, sondern auch und vor allem durch
die Nachprüfung am Arbeitsplatz, durch die Konfronta-
tion dieser Daten mit der ökonomischen Wirklichkeit des
Betriebes. Die Arbeiterkontrolle lehnt jegliche Institu-
tionalisierung12 , d.h. jegliche Umstellung ab, auch nur
vorübergehend zu einem »integrierenden Teil« des Sy-

stems zu werden, denn ihre Befürworter wissen, dass eine
Integration notwendigerweise ihre Entartung in ein In-
strument der Klassenversöhnung und Klassenzusammen-
arbeit mit sich bringen würde.

Es handelt sich dabei nicht um eine dogmatische, durch
gefühlsmäßige, irrationale Axiome bestimmte Position.
Es ist dies, aus der Sicht des Klassenkampfes, vielmehr
eine logische Schlussfolgerung auf der Basis einer Ana-
lyse der grundlegenden Entwicklungstendenzen des zeit-
genössischen Kapitalismus selbst.

Der zeitgenössische Kapitalismus versucht vor allem,
sämtliche für die ununterbrochene erweiterte Reproduk-
tion des Kapitals unerlässlichen Faktoren und Prozesse
zu kontrollieren. Das ist der tiefere Sinn von Formeln
wie »Wirtschaftsprogrammierung«, »Plan oder Kampf
gegen den Zufall«, und ähnliche Losungen, die auf ihre
Weise eine Anerkennung des neuen, dem Kapitalismus
aus der verkürzten Umschlagszeit des fixen Kapitals
entspringenden Zwanges darstellen. Es ist dem Kapital
deshalb in wachsendem Ausmaß gleichgültig, ob be-
stimmte Gruppen von Werktätigen ihre »Rechte« in die-
ser oder jener spezifischen Phase des Produktions-
prozesses erweitern, solange die Kontrolle des Kapitals
über den Produktionsprozess in seiner Gesamtheit be-
wahrt bleibt, sich konsolidiert und sich sogar verstärkt.

In dem Masse, wie bestimmte Teile der Arbeiterklasse
sich an der Verwaltung »ihrer« besonderen Betriebe be-
teiligen lassen, auch wenn dies auf paritätische Weise
oder über den Umweg der »Gewinnbeteiligung« oder von
»Volksaktien« geschieht, werden sie sich mehr und mehr
mit den »Betriebsinteressen« gegen jene der Konkurrenz-
betriebe identifizieren, d.h. sie werden es akzeptieren,
dass die kapitalistische Konkurrenz in die Arbeiterklas-
se hineingetragen wird, zu einer Konkurrenz zwischen
einander bekämpfenden Arbeiterlagern sich entwickelt,
und sie werden dann zwangsläufig die Fähigkeit verlie-
ren, die objektiven Folgen dieser Konkurrenz, sobald sie
diesen bestimmten Betrieb treffen, von den in ihm be-
schäftigten Arbeitergruppen abzuwenden.

Das alles kann nur den Interessen der kapitalistischen
Klasse in der gegenwärtigen Phase des Klassenkampfes
dienen, auch wenn es ein Aufgeben solcher »Prinzipi-
en« mit sich bringt, die das Bürgertum früher keines-
wegs zu opfern bereit war, als die allgemeine Solidität
seiner Gesellschaftsordnung sowie günstigere Kräftever-
hältnisse ein solches »Opfer« weder notwendig noch
nützlich machten.

Die Arbeiterklasse kann jedoch ihrerseits nicht akzep-
tieren, dass das Prinzip der kapitalistischen Konkurrenz
vom kapitalistischen Markt her in ihre eigenen Reihen,
bis zur Zersetzung ihrer Klassenorganisation und ihres
elementaren Klassenbewusstseins, hineingetragen wird.
Sie muss versuchen, die wirtschaftliche Entwicklung im
umgekehrten Sinne zu beeinflussen, d.h. versuchen, die
Prinzipien der freiwilligen Assoziation, der Kooperati-
on und der Solidarität, die sie erst in ihren eigenen Orga-
nisationen überprüft und angewandt hatte, in die
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Wirtschaftsorganisation hineinzutragen. Gegen den Be-
griff der »Mitbestimmung«, die zu einer Zersplitterung
ihrer Kräfte führt, und die Arbeiter zwingen will, mit
»ihrem Betrieb«, d.h. mit »ihrem« Unternehmer, anstel-
le mit all ihren Klassenbrüdern, solidarisch zu sein, gilt
es deshalb, das Prinzip der Arbeiterkontrolle zu vertei-
digen, das das Argument der individuellen Rentabilität
der Unternehmen im Namen des Prinzips der kollekti-
ven Solidarität und der elementaren Lebensrechte sämt-
licher Werktätigen kategorisch ablehnt.

»Unabhängig von der ›Rentabilität‹ dieses oder jenes
Unternehmens lehnen wir Entlassungen und Erwerbslo-
sigkeit ab. Ohne den ›Interessen der Betriebsratio-
nalisierung‹ Rechnung zu tragen, weigern wir uns, den
Rhythmus des Fließbandes zu erhöhen. Ohne Anerken-
nung der ›Bedingungen zur Erhöhung der Arbeitspro-
duktivität‹ weigern wir uns, die Zersplitterung der Be-
legschaft in Kauf zu nehmen, die sich aus der Einfüh-
rung neuer Entlohnungssysteme (job evaluation ,
measured day work  usw.) ergeben würde.« Dies ist der
Geist der Auflehnung, den die Propaganda für die
Arbeiterkontrolle in die Arbeitermassen hineintragen
sollte. Und in diesem Sinne ist die Propaganda für die
Arbeiterkontrolle den Sirenenklängen der »Beteiligung«
(participation), »konzertierten Aktion« und »Mitbestim-
mung« entgegenzustellen.

Handelt es sich um eine vom wirtschaftlichen Standpunkt
aus gesehen irrationale Haltung? Keineswegs. Die ma-
terialistische Basis dieser Haltung liegt in der Überzeu-
gung – die durch die Wirtschaftstheorie durchaus bestä-
tigt wird –, dass die globale Rentabilität der nationalen
(und noch mehr: der internationalen) Wirtschaft höher
ist als die Summe der »individuellen Rentabilität«, wenn
es gelingt, eine demokratisch-zentralisierte Planwirt-
schaft mit einem Minimum an durch das Rätesystem
gesicherter Wirksamkeit zu errichten.

Handelt es sich um eine utopische Hoffnung, dass im-
mer breitere Bereiche der Werktätigen an einem solchen
Geist auch in »nichtrevolutionären Zeiten« teilhaben
könnten? Dieser Einwand entsteht aus einer undia-
lektischen Betrachtungsweise der Entwicklung des pro-
letarischen Klassenbewusstseins. Sie setzt eine me-
chanische Korrelation zwischen den Überzeugungen und
den Handlungen der Arbeiterklasse voraus.

Aber damit breitere Arbeitermassen die Fähigkeit errin-
gen, während eines weitgreifenden Ausbruchs von Aus-
einandersetzungen die Arbeiterkontrolle zu fordern,
müssen sie sich offensichtlich schon vorher mit dieser
Parole vertraut gemacht und beschäftigt haben, muss ihre
innere Logik ihnen geläufig geworden sein. Und dies
kann nur in der diesen Ausbruch ausgedehnter Arbeits-
kämpfe vorangehenden Periode geschehen. Eine solche
Vorbereitung wird aber nie voll wirksam sein, wenn sie
rein literarischen Charakter behält, wenn sie sich nicht
gelegentlich bemüht, von der Propaganda zur Agitation
überzugehen, d.h. wenn sie nicht versucht, die Losung
der Arbeiterkontrolle dem Katalog der Sofortziele, für
die die Teilkämpfe geführt werden, hinzuzufügen. Die

praktische Erfahrung, die sich aus diesen Teilkämpfen
ergibt, ihre pädagogische Wirkung auf breitere Massen,
das schrittweise Erlernen der Anwendung dieser völlig
neuen Form von Agitation und Kampfzielen, das alles
bildet ja gerade die notwendige vorbereitende Etappe
des Reifungsprozesses des revolutionären Klassen-
bewusstseins, ohne welches es nie zur berühmten »revo-
lutionären« Krise kommen wird.

Dies bedeutet natürlich nicht, dass in »ruhigen Zeiten«
die Agitation und die Aktion für diese an und für sich
explosive Forderung in unverantwortlicher Weise über-
all und immer entfaltet werden soll. Es bedeutet nur, dass
eine revolutionäre Avantgarde, die sich dieses Namens
würdig zeigt, mit größter Aufmerksamkeit die Wirkung
ihrer Propaganda für die Arbeiterkontrolle auf bestimmte
fortgeschrittene Teile der Arbeiterklasse in bestimmten
spezifischen Situationen verfolgen muss und dass sie von
dem Augenblick an, wo sich in der Praxis zeigt, dass
gewisse Sektoren den Geist dieser Forderung erfasst
haben und von sich aus Initiativen in dieser Richtung zu
entfalten beginnen, systematisch versuchen sollte, die
günstige Gelegenheit für eine Teilerfahrung der Agitati-
on und der Aktion für Arbeiterkontrolle aufzugreifen.
Und könnte sich der Gegensatz zwischen »ruhigen Zei-
ten« und einer vorrevolutionären Phase nicht gerade
durch die Zustimmung, die der Kampf für die Arbeiter-
kontrolle in einem wichtigen Betrieb, in einer wichtigen
Stadt oder einem wichtigen Revier findet, überwunden
werden.

V

Die Reformisten haben lange Zeit ernsthaft geglaubt, dass
eine Koalitionsregierung mit der Bourgeoisie »eine Etap-
pe« in Richtung auf »rein sozialistische Regierungen«
sein würde. Die Erfahrung hat gezeigt, dass diese
»Arbeiterregierungen«, die im Rahmen des bürgerlichen
Staates funktionieren und das Fundament der kapitali-
stischen Gesellschaft selbst nicht in Frage stellen, un-
vermeidlich darauf festgelegt sind, die Interessen des
Kapitals zu verteidigen. In Wirklichkeit waren die Ko-
alitionsregierungen Etappen in Richtung auf die Integra-
tion der »Arbeiterparteien« in den bürgerlichen Staat und
weit davon entfernt, Stufen zur »Eroberung des Staates«
durch die Arbeiterklasse zu sein. Das jedoch, was für
den Staat gilt, gilt noch viel mehr für die Wirtschaft. Die
kapitalistische Ökonomie kann nicht anders funktionie-
ren, als auf Grundlage der Profitmaximierung. Jegliche
»Beteiligung« von Arbeitervertretern an der Verwaltung
der Wirtschaft verpflichtet sie, sich in diesem Rahmen
an den ständigen Anstrengungen zur Rationalisierung des
Betriebs zu »beteiligen«, die vor allem zu periodischen
Einschränkungen der Zahl der Arbeitsplätze führen wird.
Weit davon entfernt, eine Etappe auf dem Wege der »Er-
oberung der Betriebe« zu sein, stellt diese Teilnahme
einfach einen weiteren Schritt zur Integration der
Gewerkschaftsbürokratie in den bürgerlichen Staat, eine
letzte Etappe ihrer Transformation von einem
Verteidigungsinstrument der Arbeiter in ein Instrument
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der Verteidigung der Interessen der bürgerlichen Gesell-
schaft gegen die Arbeiter dar.

Der Gedanke einer schrittweisen Eroberung der »Wirt-
schaftsdemokratie« ohne vorherigen Sturz der bürgerli-
chen Staatsmacht und ohne vorhergehende Enteignung
des Großkapitals ist so alt wie der sozialdemokratische
Reformismus selbst. Man findet seine Wurzeln bereits
bei Bernstein, wenn nicht schon in den Lassalleschen,
vom (bürgerlichen!) Staat zu fördernden Produktions-
genossenschaften. Nach dem Ersten Weltkrieg konnte
Bernstein sich rühmen, dass die Praxis der internationa-
len Sozialdemokratie in dieser Frage durch seine und
nicht durch die »orthodoxe« Theorie der Kautsky und
Bebel, die ihm in der großen Revisionismusdebatte zu
Beginn des Jahrhunderts entgegengetreten waren, be-
stimmt worden sei13 .

Die Verwandlung der Betriebsräte nach dem Ersten
Weltkrieg von einem Ansatz einer neuen Arbeiterräte-
macht in Instrumente der Klassenversöhnungs- und
Kollaborationspolitik mit den kapitalistischen Unterneh-
mern stellt tatsächlich einen der größten »Erfolge« der
internationalen Sozialdemokratie in den zwanziger Jah-
ren dar (wofür sie dann prompt den »Dank der Unter-
nehmer« in Form des siegreichen Aufmarsches des in-
ternationalen Faschismus zu spüren bekam). Auch hier
handelte es sich anfangs darum, wie Otto Bauer aufrich-
tig glaubte, einen »ersten Schritt in Richtung zur soziali-
stischen Produktionsweise« zu machen14 . Aber da sich
»die Kräfteverhältnisse verschlechtert hatten«, konnten
diese Betriebsräte später eben nur noch eine defensive
Rolle spielen, und ihre Integration in die »Betriebsge-
meinschaft« wurde unter dem Druck der großen Wirt-
schaftskrise der Jahre 1929 bis 1932 immer stärker. Aus
einem Instrument des Klassenkampfes hatten sie sich in
Instrumente der Spaltung der Arbeiterklasse verwandelt.

Nach dem Zweiten Weltkrieg hatte sich das Kräftever-
hältnis anfänglich wiederum zuungunsten des Großbür-
gertums gewandelt, der Begriff »Mitbestimmung« konnte
entstehen und »dank demokratischen Verstaatlichungen«
dazu führen, den Einfluss der Arbeiterbewegung im Rah-
men des »staatsmonopolistischen Kapitalismus« zu ver-
größern 15 . Tatsächlich spielte die Praxis der Klassen-
zusammenarbeit, die diesmal nicht nur durch die sozial-
demokratisch, sondern auch durch die KP-geführte Ge-
werkschaftsbürokratie den Arbeitermassen aufgedrängt
wurde, wiederum eine wichtige Rolle für den Wieder-
aufbau und die Konsolidierung der Wirtschaft und
Klassenherrschaft des Großkapitals.

Der Gedanke einer durch Regierung, Parlament, Länder
und Gemeinden in paritätischen Körperschaften ausge-
übten »öffentlichen Kontrolle« über die kapitalistische
Wirtschaft ist eine Illusion, solange sich die Staatsmacht
und die tatsächliche Wirtschaftsmacht in den Händen des
Bürgertums befindet. Teilnahme an bürgerlichen Koali-
tionsregierungen wird in den Augen der Reformisten und
Neoreformisten durch »Errungenschaften« gerechtfertigt,
die sich bei genauerer Analyse als noch größere Schein-
lösungen erweisen als jene, die seinerzeit in der Weima-

rer Republik hervorgebracht wurden.

Der österreichische linke Sozialdemokrat Eduard März,
der sich noch auf Karl Marx beruft, ist der letzte Überle-
bende des Austromarxismus der zwanziger und dreißiger
Jahre. Für ihn bildet die »Mitbestimmung« nur eine Etap-
pe auf dem Weg zur »Arbeiterverwaltung«, genauso wie
die Beteiligung an Regierungskoalitionen mit dem Bür-
gertum nur eine Etappe zur »Eroberung der Staatsmacht«
bilden soll. Um die korrekte Richtung nicht zu verfeh-
len, genüge es nicht, auf die »Mitbestimmung an der
Spitze« zu beschränken, man müsse vielmehr die »Mit-
bestimmung am Arbeitsplatz« u.a. durch breite »Gene-
ralversammlungen von Gewerkschaftsmitgliedern (oder
der Belegschaft) am Arbeitsplatz«, vorantreiben und die-
se Generalversammlungen in Richtung der Ausübung
einer wachsenden Anzahl von Kontroll- und Mitbe-
stimmungsfunktionen lenken16 . Der linke Flügel des
DGB und der SPD versucht, die gegenwärtig in der Bun-
desrepublik Deutschland anlaufende Diskussion um die
Erweiterung der Mitbestimmung in einem ähnlichen Sin-
ne zu beeinflussen.

Revolutionäre Marxisten sind gewiss nicht an semanti-
schen Streitereien interessiert. Wenn man der Formel
»Mitbestimmung am Arbeitsplatz« denselben Inhalt gibt,
den wir für die Arbeiterkontrolle ausgeführt haben, ohne
ihm irgendein Element der Mitverantwortung bei der
Verwaltung kapitalistischer Unternehmen – oder der ka-
pitalistischen Wirtschaft in ihrer Gesamtheit – hinzuzu-
fügen, dann wäre es gewiss verfehlt, sich auf einen rei-
nen Wortstreit einzulassen.

Aber die Polemik wird sofort sinnvoll und notwendig,
wo es sich zeigt, dass eine sogenannte »Mitbestimmung
am Arbeitsplatz« mit dem Funktionieren einer Vielfalt
von »paritätischen« Ausschüssen verbunden wird, in
denen Arbeitervertreter mit Vertretern des Großkapitals
permanent zusammentreten. Die ganze Logik der kapi-
talistischen Produktionsweise verwandelt derartige Aus-
schüsse unvermeidlich in Organe der Klassenzusammen-
arbeit, d.h. sie führt zur Stärkung des Kapitals und zur
Spaltung der Arbeiterklasse. In dem Maße, wie die lin-
ken Gewerkschafter und Sozialdemokraten diese Ver-
bindung von »Mitbestimmung am Arbeitsplatz« mit »pa-
ritätischen Verwaltungsräten« und ähnlichen Körper-
schaften nicht ausdrücklich ablehnen, stehen vor einer
Neuauflage der alten »Schritt-für-Schritt«-Illusion in der
erhofften »Eroberung der Wirtschaftsdemokratie« über
den »Umweg« der Klassenzusammenarbeit mit den Un-
ternehmern, und nicht einfach vor einer Neuformulierung
der Forderung nach Arbeiterkontrolle.

Eine der schlauen – und außerdem sehr alten – Formen
der reformistischen Entstellung der Parole der Arbeiter-
kontrolle gelangte kürzlich innerhalb der französischen
linkssozialistischen PSU, vor allem durch Gilles Martinet
in seinem Buch, das das Konzept des Reformismus selbst
zum Titel hat – »La conquête des pouvoirs« (»Die Er-
oberung der Machtpositionen«) – zu neuen Ehren. Aus
der unbestreitbaren These, die Macht jeder herrschen-
den Klasse und besonders die der kapitalistischen sei
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immer eine soziale Tatsache, die sich auf alle Gesell-
schaftsbereiche ausdehne, ziehen die Neoreformisten die
Schlussfolgerung, dass man in jedem dieser Bereiche
sozusagen nacheinander die Macht erobern müsse. Ver-
gessen wird hier, dass diese »Machtpositionen« an zwei
wesentliche Grundlagen des Kapitalismus gekettet sind:
die Produktionsweise (d.h. das Recht des Großkapitals,
mittels der Institutionen, die die kapitalistische Wirtschaft
am Leben erhalten: Privateigentum, Lohnarbeit, verall-
gemeinerte Marktwirtschaft, Integration in den interna-
tionalen kapitalistischen Markt usw., über die Produk-
tivkräfte zu verfügen) und an den bürgerlichen Staat.
Die Illusion vom allmählichen Zerfall dieser »Mächte«
ist genauso sonderbar, wie die Illusion der Veränderung
der Klassennatur einer Armee durch die »Eroberung«
eines ihrer Bataillone nach dem anderen.

Eine ähnliche irreale Konzeption findet man auch in der
Plattform der französischen CFDT (der ehemaligen
christlichen Gewerkschaft), die durch einige der fort-
geschrittensten Erfahrungen des »aktiven Streiks« im Mai
1968 genährt wurde (wir beziehen uns hier auf die offi-
zielle Position der Mehrheit der CFDT, nicht auf jene
der linken Minderheit um Krumnov, die der unsrigen viel
näher steht)17 . Es ist dort von einer »Selbstverwaltung
der Betriebe« die Rede, die die Aufhebung des Privatei-
gentums erfordere, aber keineswegs in allen Unterneh-
men! Die »Selbstverwaltung« wird als das »beste Mo-
dell der Demokratisierung der Betriebe« dargestellt; sie
sei eine Möglichkeit für die Arbeiter, »wirtschaftliche
Entscheidungsgewalt« zu erlangen.

Die Frage der »Entscheidungsgewalt« wird jedoch von
der Frage der Macht, d.h. der Staatsmacht und der Wirt-
schaftsmacht, getrennt. Der »demokratische Wirtschafts-
plan« taucht plötzlich in dieser Konzeption als ein der
»Selbstverwaltung« fremdes Element auf. Auch das Par-
lament bleibt als ein vom Kongress der Selbstverwal-
tungsorgane getrenntes Element bestehen. Und die
Selbstverwaltung wird nicht als durch Arbeiterräte aus-
geübt verstanden, sondern als ein »durch die Arbeiter
gewähltes Direktionsorgan« (eine gewählte Betriebslei-
tung).

Man scheint nicht zu verstehen, dass eine solche »Selbst-
verwaltung« ohne vorherigen Sturz der bürgerlichen
Staatsmacht reine Utopie ist. Und im Falle eines solchen
Sturzes würde die Dualität zwischen den wirtschaftli-
chen »Leitungsinstanzen« auf Betriebsebene einerseits
und den »politischen Leitungsinstanzen« im Rahmen der
die Trennung der in Vertreter und Vertretende verewi-
genden parlamentarischen Demokratie andererseits ge-
rade alle jene Bürokratisierungstendenzen nur beschleu-
nigen, die die Aktivisten der CFDT zu Recht verhindern
möchten.

Jede Verwechslung zwischen der im Rahmen des Kapi-
talismus zu fordernden Arbeiterkontrolle und der nach
dem Sturz des Kapitalismus zu fordernden Arbeiter-
selbstverwaltung und Arbeitermacht – die nur zugleich
politisch und wirtschaftlich bestehen kann, wenn sie real
sein und sich nur in Räten entäußern kann – führt dem-

nach zu Fehlanschauungen, die die meisten reformisti-
schen Illusionen, vor allem einer schrittweisen Erobe-
rung der »Selbstverwaltung« im Rahmen des kapitalisti-
schen Regimes, bestehen lassen.

VI

Innerhalb des Betriebes beginnt die universelle Konkur-
renz zwischen Individuen, der der kapitalistischen Ge-
sellschaft eigene »Kampf aller gegen alle«, zum ersten-
mal unter den Arbeitern überwunden zu werden. Inner-
halb des Betriebes entfalten sich die Kooperation und
die Solidarität unter Arbeitskollegen, die es den Arbei-
tern ermöglicht, ihr Gefühl der Ohnmacht gegenüber dem
unendlich viel reicheren und kultivierteren Unternehmer
zu überwinden. Der Betrieb war immer die Grundzelle
einer potenziellen »Arbeitermacht«18 . Indem sie sich vom
Betrieb entfernen, führen die immer größer, komplexer,
undurchsichtiger und hierarchischer werdenden Arbeiter-
organisationen zu immer indirekteren Vertreterent-
schlüssen anstatt zur direkten Entscheidungsgewalt der
Mitglieder. Am Ende dieses Prozesses bürokratischer
Verselbständigung drohen sie sich gegen diejenigen zu
wenden, von denen sie mit der Vertretung ihrer Interes-
sen beauftragt wurden. Auf diese Weise bestätigten sich
die unmittelbaren Erfahrungen der Arbeiterschaft durch
die bitteren Erfahrungen der bürokratisierten Massenor-
ganisationen. Sie begriff, dass eine tatsächliche »Arbei-
termacht« nur auf Betriebsbasis ausgeübt werden kön-
ne. Revolutionärer Syndikalismus und teilweise auch die
Rätekommunisten kehren so zu Ideen proudhonistischen
Ursprungs zurück, die Marx heftig bekämpfte, und de-
ren utopischen Charakter die Geschichte des öfteren
bestätigt hat19.

Die scharfsichtigsten Anarchisten haben seit langem
begriffen, um welches Problem es geht: um die den mo-
dernen Produktivkräften unvermeidlich anhaftende Ten-
denz zur Zentralisation, um die Tendenz, sich im objek-
tiven Sinne des Wortes zu »sozialisieren«, d.h. gleich-
zeitig große Massen von Produzenten und nichtpro-
duktiven Arbeitern (im Sinne der Wertschöpfung und
nicht der sozial nützlichen Arbeit) in ihren Entfaltungs-
prozess miteinzubeziehen. Sie haben deshalb eine Phan-
tasiewelt erdacht, in der die technische Entwicklung ins
Gegenteil der immer stärkeren Zersplitterung von Be-
trieben und Produzenten umschlagen wird20. Dies spie-
gelt deutlich einen kleinbürgerlichen Aspekt des Anar-
chismus wider, der sich mit den den Marxisten gemein-
samen Zielen und mit der Verteidigung historischer Ten-
denzen des Proletariats vermischt und Idealen entspricht,
die aus Handwerkerinnungen und Bauerngemeinschaften
der Vergangenheit stammen. Die Wirklichkeit hat jeden-
falls bewiesen, dass die Grundtendenz der modernen
Technik (die natürlich dauernd von einer sie aufheben-
den Gegentendenz begleitet ist, jedoch nichtsdestowe-
niger die vorherrschende Tendenz bleibt) in Richtung
der Zentralisierung und der Vergesellschaftung der Ar-
beit und nicht in Richtung einer wachsenden Zersplitte-
rung der Betriebe und einer wachsenden Zersplitterung
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der Produzenten geht.

Der utopische Charakter der Idee, die Emanzipation der
Arbeiter auf die Übernahme der Einzelbetriebe durch
Arbeiterräte zu beschränken, tritt auf verschiedenen Ebe-
nen zutage. Der offenkundigste Aspekt – auf den sich
bis heute die marxistische Kritik des Syndikalismus im-
mer konzentriert – ist derjenige, dass man durch die ide-
elle Verleugnung des Staates letzteren noch keineswegs
real gestürzt hat. Dieser Sturz kann nicht als »automati-
sches« Ergebnis eines Streiks, inklusive eines »aktiven«
Generalstreiks mit Besetzung der Betriebe, erwartet
werden. Die Bourgeoisie benutzt alle ihr zur Verfügung
stehenden Machtmittel, um das Privateigentum zu ver-
teidigen, wenn dies in letzten Bastionen angegriffen wird.
Sie verfügt über einen mächtigen polizeilichen und mi-
litärischen Unterdrückungsapparat und über ein nicht
weniger komplexes Kommunikationsnetz. All dies
schmilzt nicht wie der Schnee in der Sonne aufgrund der
alleinigen Auswirkung eines Generalstreiks. Ein derar-
tiger Streik hat außerdem die Wirkung, die Macht der
Arbeitermasse nicht allein zwischen verschiedenen Be-
trieben, sondern auch zwischen denjenigen Werktätigen,
die die Betriebe besetzen, und jenen, die aus verschie-
densten Gründen zu Hause bleiben, aufzuteilen. Diese
dezentralisierten Arbeiterfestungen können voneinander
getrennt durch die konzentrierte Macht der Bourgeoisie
angegriffen und nacheinander gebrochen werden, wenn
sie sich untereinander nicht verbinden, wenn sie dem
zentralisierten Staatsapparat  des Kapitals nicht eine
Zentralisierung der Arbeitermacht gegenüberstellen. Die
Geschichte hat diese Lehre eindeutig bestätigt: Die Ar-
beiter können ihre Befreiung von der Herrschaft des
Kapitals nicht erkämpfen, ohne den bürgerlichen Staat
durch eine zentralisierte politische Aktion zu stürzen,
und ohne den bürgerlichen Staatsapparat durch einen
Staat neuen Typs, den Arbeiterstaat, zu ersetzen21.

Koordination aller ökonomischen Aktivitäten ist eine
absolute Forderung des gegenwärtigen Entwicklungs-
niveaus der Produktivkräfte. Es gibt grundsätzlich nur
zwei Möglichkeiten einer solchen Koordination: entwe-
der die bewusste, durch den Plan, oder die spontane,
durch den Markt. Indem sie die bewusste Koordination
unter dem Vorwand ablehnen, sie führe in fataler Weise
zur »administrativen Zentralisierung« und zur Bürokra-
tisierung, arbeiten die Befürworter einer zersplitterten
und in autonomen Betrieben dezentralisierten »Arbeiter-
macht« praktisch zugunsten eines verallgemeinerten
Wiederaufkommens der Marktwirtschaft, deren entfrem-
dende Wirkungen nicht weniger schädlich sind als jene
einer zentralen Bürokratie22 .

Die Emanzipation der Arbeiter erfordert nicht nur die
Aufhebung des Privateigentums, der Herrschaft des Ka-
pitals über die Arbeit und das Absterben der Markt-
beziehungen, Quelle der Verdinglichung und der Ent-
fremdung, sie erfordert ebenfalls das graduelle Abster-
ben der gesellschaftlichen Arbeitsteilung, der parzellier-
ten Arbeit und der Trennung von Verwaltungs- und
Produktionsfunktionen. Zu ihrer Verwirklichung bedarf

es einer Arbeiterschaft, die nicht an »ihren« Betrieb ge-
fesselt ist und eifersüchtig »ihre Arbeit« verteidigt (wenn
nicht sogar den durch »ihren« Betrieb realisierten »Profit-
anteil«), sondern sie erfordert Arbeiter, denen auf der
Basis eines jährlich garantierten Konsumniveaus die
Bewältigung einer wachsenden Anzahl von Aufgaben
möglich wird, und für die die Bewältigung dieser Auf-
gaben mit einer gewaltigen Erweiterung des Bewusst-
seins, des Zugangs zu Informationen und mit einer He-
bung kultureller Leistungen verbunden ist. All dies hat
nur wenig mit einer auf einen Betrieb oder sogar den
»Ertrag« dieses Betriebes konzentrierten »emanzipato-
rischen« Tätigkeit gemein.

Wenn die syndikalistische und proudhonistische Idee
einer Aneignung der Produktionsmittel jeder Fabrik
durch die Arbeiter bereits utopisch ist, so geht die einer
solchen Aneignung durch isolierte »genossenschaftliche«
oder »selbstverwaltete« Betriebe innerhalb der kapitali-
stischen Gesellschaft – nach dem Modell der Produkti-
onsgenossenschaften oder der israelischen Kibbuzim
noch weiter ins Utopische. Soweit diese Unternehmen
nicht zum raschen Fehlschlag verurteilt sind (wie z.B.
die Mehrheit der im 19. Jahrhundert in den USA gegrün-
deten »kommunistischen Kolonien«), verwandeln sie sich
unvermeidlich in Betriebe, die kapitalistische Ausbeu-
tungsbeziehungen mit der Außenwelt herstellen. Nur in
Zeiten revolutionärer Krisen, wenn sich die Erfahrung
der Arbeiterkontrolle bereits zu verallgemeinern beginnt
und somit nicht Gefahr läuft, in einigen Betrieben iso-
liert zu bleiben, können die durch die Arbeiter besetzten
Betriebe die Arbeiterselbstverwaltung einführen und
somit die Verschärfung der Krise beschleunigen und sie
zum entscheidenden Kampf um die Macht auf nationa-
ler Ebene vorantreiben.

Aus dem gleichen Grund ist es falsch, die Losung der
»Arbeiterkontrolle« heute durch jene der »Arbeiter-
selbstverwaltung« als zentrale Losung des Übergangs-
programms zu ersetzen. Die Hauptfunktion des Über-
gangsprogramms besteht darin, die Erhöhung des Be-
wusstseinsstandes der Massen durch die Mobilisierung
dieser Massen in Aktionen bis zu dem Punkt zu gestat-
ten, an dem sie beginnen, das kapitalistische Regime zu
stürzen. In agitatorischer Weise die Losung der Selbst-
verwaltung auszugeben, bedeutet, das entscheidende
Problem, das es zu lösen gilt, als bereits gelöst zu be-
trachten. Zu glauben, dass die werktätigen Massen in den
imperialistischen Ländern bereit seien, sofort die Ver-
waltung der Wirtschaft in eigene Hände zu nehmen, stellt
einen Selbstbetrug dar und führt zur Verbreitung schäd-
licher Illusionen bezüglich des tatsächlichen Bewusst-
seinsstands dieser Massen.

Die Agitation für die Arbeiterkontrolle hat gerade zur
Aufgabe, diese Massen über ihre eigenen Erfahrungen
und ausgehend von ihren unmittelbaren täglichen Sor-
gen dahin zu führen, die Notwendigkeit, die Kapitali-
sten aus den Betrieben und die kapitalistische Klasse von
der Macht zu jagen, zu begreifen. Die Ersetzung dieser
pädagogischen Agitation durch jene für die »Arbeiter-



Arbeiterkontrolle, Arbeiterräte, Arbeiterselbstverwaltung

19

selbstverwaltung« hindert die große Masse der Arbeiter
daran, diese Erfahrung zu machen, man zwingt sie sich
auf Sofortforderungen zu beschränken, und man riskiert,
einige isolierte Ansätze von »Selbstverwaltung« avant-
gardistischer Betriebe zu initiieren, die zu Entartung und
Integration in die kapitalistische Gesamtwirtschaft, wenn
nicht zum kläglichen Scheitern, verdammt sind.

Ein anderer Nachteil hinsichtlich des Versuchs der An-
wendung von Arbeiterselbstverwaltung innerhalb der
kapitalistischen Wirtschaft in nichtrevolutionärer Situa-
tion besteht darin, dass sie die zu Aktionszwecken
mobilisierbare Energie der Arbeiter für den bestehen-
den Wirtschaftsprozess umsetzt. Anstatt sich im besetz-
ten Betrieb zu organisieren, der Bourgeoisie auf der
Ebene des Klassenkampfes, da wo sie am stärksten ist,
durch die Ausweitung des Kampfes in der Stadt, im
Industrierevier, im Industriezweig, wenn nicht im gan-
zen Land, entgegenzutreten, werden die Arbeiter dazu
gebracht, den Kampf auf dem Gebiet des Marktes, wo
ihre Unterlegenheit manifest ist, auszutragen.

VII

Die aus einem Streik oder einer großen revolutionären
Welle hervorgegangenen, im Rahmen des Kampfes für
die Arbeiterkontrolle oder Auseinandersetzung mit der
repressiven Staatsmacht geschaffenen Streikkomitees
sind die natürlichen Organe der Machtausübung durch
das Proletariat23. Von den »Arbeiterkomitees«, von de-
nen Marx bereits im Jahre 1850 auf Grundlage der Er-
fahrung der Revolution von 1848 sprach, von der Pari-
ser Kommune und dem Petersburger Sowjet von 1905,
bis zu den Sowjets, die in der russischen Oktoberrevolu-
tion die Macht ergriffen, und zu den Arbeiterräten, die
im Verlauf der deutschen, der österreichischen, der spa-
nischen, der zweiten ungarischen und anderer Revolu-
tionen entstanden, drängte und drängt sich noch immer
diese Organisationsform der proletarischen Macht aus
offensichtlichen Gründen der revolutionären Praxis auf.
Sie ist sehr anpassungsfähig und erlaubt alternative Er-
scheinungsformen im territorialen und funktionellen
Rahmen (Räte der Arbeiter, der Soldaten, der Studen-
ten, der Matrosen usw.) Sie ermöglicht es am umfassend-
sten, die Masse der Kämpfenden an der direkten Macht-
ausübung zu beteiligen. Sie erlaubt, in großem Ausmaß
die Trennung der legislativen von den exekutiven Funk-
tionen zu überwinden. Sie erleichtert die Kontrolle der
Massen, die Durchschaubarkeit der Operationen, die all-
gemeine Wählbarkeit und die Absetzbarkeit der Gewähl-
ten. Sie schafft vor allem einen idealen Rahmen für die
proletarische und sozialistische Demokratie, da sie
gleichzeitig ein Forum bildet, in dem die verschiedenen
Tendenzen und Parteien der Arbeiter ihre ideologischen
und politischen Differenzen austragen können, und in-
dem sie gleichzeitig diesem Kampf eine rationale Be-
grenzung auferlegt: die notwendige Aktionseinheit, das
Minimum an zu akzeptierender gemeinsamer Disziplin
angesichts des gemeinsamen Feindes, die die Bedingung
zur Teilnahme an der Arbeit der Räte bildet (man kann

nicht an einem Streikkomitee teilnehmen, wenn man sich
nicht am Streik beteiligt!), und über welche die Massen
selbst ebenso aufmerksam wachen, wie sie dies über die
Einhaltung der Arbeiterdemokratie tun.

Es ist wenig wahrscheinlich, dass in kommenden Revo-
lutionen völlig neue Organisationsformen der Arbeiter-
macht entstehen werden. Ebenso unwahrscheinlich ist
jedoch, dass diese Organisationen einfache Nachahmun-
gen der russischen Sowjets in den verschiedenen Etap-
pen der Revolution im alten zaristischen Kaiserreich
darstellen. Wir [kennen] zahlreiche Varianten des Orga-
nisationstypus von Arbeiterräten [...], die grundlegen-
den, oben skizzierten Charakteristiken werden sich je-
doch zweifellos in der Mehrheit der Fälle wiederfinden.

Die besondere Erfahrung der Deformierung und später
der bürokratischen Entartung des Arbeiterstaates in der
Sowjetunion und vor allem die Erfahrung der stalinisti-
schen Diktatur, haben eine gewaltige Verwirrung hin-
sichtlich der demokratischen Möglichkeiten eines auf
Macht der Arbeiterräte gegründeten Staates hervorgeru-
fen. Spätere Erfahrungen, wie die gewaltsame Zerschla-
gung der ungarischen Arbeiterräte im Jahre 1956 und
die weniger gewaltsame, jedoch nicht minder schädli-
che Zerschlagung der Anfänge einer sozialistischen De-
mokratie in der CSSR nach August 1968, haben zumin-
dest vor den Augen der objektivsten Beobachter eher
den Widerspruch zwischen stalinistischer Diktatur und
einem auf Arbeiterräte gestützten Staat bewiesen als ihre
angebliche Übereinstimmung. Trotzdem besteht gegen-
über dieser Frage große Unklarheit. Die von den sowje-
tischen Führern und ihren Satelliten erbittert verteidig-
ten Mythen im Zusammenhang mit der leninistischen
Staatsdoktrin können nur jene bestärken, die die Auffas-
sung vertreten, dass eine bessere, realere und wirksame-
re Form der Demokratie außerhalb des bürgerlich-par-
lamentarischen Rahmens nicht möglich sei.

Erinnern wir deshalb in diesem Zusammenhang an eini-
ge Grundwahrheiten. Weder Marx noch Lenin haben je-
mals zum Prinzip erhoben, dass es im Rahmen der Dik-
tatur des Proletariats nur Platz für eine einzige Partei
gäbe, oder dass die Arbeiterklasse selbst nur durch eine
einzige Partei vertreten sein könne. Die gesamte Erfah-
rung der Arbeiterbewegung zeigt im Gegenteil, dass die
Vielfalt der Tendenzen und Parteien, die sich auf die
Arbeiterklasse berufen, sowohl einer gesellschaftlichen
Differenzierung wie unvermeidlichen ideologischen Dif-
ferenzen innerhalb des Proletariats selbst entsprechen24.
Diese Tatsache erfordert Fraktionsfreiheit und die Frei-
heit, neue Parteien im Rahmen der sozialistischen Ver-
fassung und Gesetzlichkeit gründen zu können. Diese
Freiheiten erfüllen ebenfalls die Forderung nach tatsäch-
licher Leistungsfähigkeit. Viele Probleme, mit denen die
Arbeitermacht konfrontiert wird, sind neue Probleme,
und letztlich kann nur die Praxis (und zwar eine langfri-
stige Praxis) darüber entscheiden, welche von den durch
die verschiedenen Strömungen verteidigten Lösungen die
richtigen sind. Indem das Recht, neue Arbeiterparteien
zu bilden, unterdrückt wird, erstickt die sich an der Macht
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befindende Partei unvermeidlich die innere Partei-
demokratie. Diese Demokratie erfordert das Recht, Frak-
tionen zu bilden; und wie könnte man es verhindern, eine
Fraktion, die einen Kampf um Prinzipienfragen führt,
als den Kern einer neuen Partei zu betrachten? Indem
man die interne Parteidemokratie verhindert, verringert
man für die gesamte Partei automatisch die Möglich-
keit, politische Fehler zu vermeiden, und verlängert die
Periode, in der sie ihre Fehler nicht korrigiert.

Die Rätedemokratie bezieht das Recht auf freien Zugang
zu den Massenmedien (Presse, Druckereien, Radio, Fern-
sehen), zu Propagandamaterial, zu Versammlungssälen
usw. für alle Arbeitergruppen mit ein, die die sozialisti-
sche Verfassung anerkennen. Die gesamte Argumentati-
on Lenins über die Überlegenheit der Räte über die bür-
gerliche Demokratie vom Standpunkt der wirksamen
Ausübung der demokratischen Freiheiten durch die Mas-
se der Arbeiter war auf diesen Vorteil fundiert. Die Vor-
stellung, dass allein die Partei an der Macht, oder gar
nur ihr Führungskern, über die Presse und Massen-
kommunikationsmittel verfügen dürfe, dass sie das Recht
habe, die Redakteure sämtlicher Zeitungen zu bestim-
men und die allgemeine Nachrichtenzensur einzuführen,
eine Idee, die Breschnew und seine Helfershelfer in ver-
schiedenen Ländern, inklusive der CSSR seit dem »Pra-
ger Frühling«, erbittert verteidigen, stellt eine grundsätz-
liche Deformierung der leninistischen Prinzipien der
Rätedemokratie dar, wie sie in »Staat und Revolution«
entwickelt wurden. Man sollte sogar betonen, dass, wie
Lenin wiederholt unterstrich, selbst die Frage, ob die de-
mokratischen Rechte dem Bürgertum verliehen oder ab-
gesprochen werden sollten, keinesfalls eine Prinzipien-
frage, sondern lediglich eine Frage der Kräfteverhält-
nisse und der Wirksamkeit darstellt25. Die Idee, die Mehr-
heit der Arbeiter von der Ausübung dieser Rechte aus-
zuschließen, weil sie die augenblickliche Linie der Par-
tei nicht unterstützen, ist Lenin nie in den Sinn gekom-
men.

Die praktische und getreue Anwendung der Prinzipien
der sozialistischen Demokratie ist offensichtlich Funkti-
on des realen Klassenkampfes und nicht Funktion ab-
strakter frommer Wünsche. Wenn ihr Regime in Gefahr
geriet, hob selbst die liberalste Bourgeoisie in unzähli-
gen Fällen die demokratischen Freiheiten auf, die sie dem
Volk knauserig zugestand, errichtete Diktaturen und übte
blutigen Terror gegen die Unterdrückten aus. Durch den
Willen getrieben, ihre neu errungene Freiheit zu vertei-
digen, werden sich die Arbeiter erbittert gegen jeden
Versuch des Kapitals verteidigen, seine gestürzte Macht
wiederum herzustellen. Je geringer die Härte des Kamp-
fes, desto stabiler der Arbeiterstaat, und je mehr die ge-
sellschaftlichen Beziehungen sich entspannen, um so
mehr werden die Restriktionen, die allen Gegnern des
neuen Regimes bei der Ausübung demokratischer Frei-
heiten auferlegt wurden, abgebaut und aufgehoben wer-
den. Der Arbeiterstaat, ein Staat im Dienste der großen
Mehrheit und zur Unterdrückung lediglich einer kleinen
Gruppe von Ausbeutern, muss in jedem Falle ein Staat
besonderer Art, ein Staat sein, der sozusagen seit seiner

Entstehung abzusterben beginnt. Man kann mit Mao Tse-
tung übereinstimmen, dass sich der Klassenkampf peri-
odisch selbst in der Übergangsepoche vom Kapitalis-
mus zum Sozialismus erneut verschärfen kann; dass je-
doch nach der siegreichen Vollendung des Aufbaus des
Sozialismus – d.h. nach dem ersten Schritt in die klas-
senlose Gesellschaft  noch immer ein Staat notwendig
sei oder dass man sogar dann noch mit einer Verschär-
fung des Klassenkampfes rechnen könne – ein Klassen-
kampf nebenbei gesagt, ohne das Bestehen von Klas-
sen! –, ist eine Absurdität, die nur ein Stalin produzieren
konnte.

VIII

Wenn auch die marxistische Theorie von der Organisa-
tion des Arbeiterstaates klar genug ausgeführt ist, so ist
sie jedoch weit davon entfernt, genaue Vorstellungen
hinsichtlich der Organisation der Wirtschaft in Über-
gangsperioden zu entwickeln. Die konkrete Weise, in der
sich die Wirtschaftsplanung – die von Marx wiederholt
zum Grundprinzip sozialistischen Wirtschaft erklärt
wurde – mit der Ausübung der politischen Macht durch
die Arbeiterklasse (unter der Herrschaft der »assoziier-
ten Produzenten«, wie Marx es nannte) entäußern soll,
bleibt ein Gegenstand scharfer Auseinandersetzungen
und Differenzen. Die vielfältigen, auf verschiedenen Stu-
fen der Entwicklung angesammelten Erfahrungen, die
zuerst von der sowjetischen Wirtschaft und dann von
bestimmter anderer Länder, die den Kapitalismus gestürzt
haben, gemacht wurden, stellen verschiedene Lösungs-
möglichkeiten dar, die von der äußersten bürokratischen
Zentralisation bis zum jugoslawischen Modell reichen,
das auf der Verbindung der Selbstverwaltung der Be-
triebe mit der »sozialistischen Marktwirtschaft« basiert.
Man muss zugestehen, dass die Theorie selbst nicht vie-
le Hinweise liefert. Marx spielte kurz auf die Produkti-
onsgenossenschaften an, deren Angehörige selbst die Ge-
schäftsführer ernennen. DeLéon vertrat eine vage Theo-
rie von »Industriegewerkschaften«, die die Produktion
nach der Eroberung der Macht organisieren sollten. Die
Bolschewistische Partei wurde weitgehend von dieser
Theorie inspiriert und vertraute während der ersten Jah-
re nach der Oktoberrevolution den Gewerkschaftsver-
bänden die Verwaltung der Wirtschaft an26. Die Ergeb-
nisse waren keineswegs überzeugend, und man ging lang-
sam von einem gemischten Modell der Betriebs-
verwaltung (Direktoren-Gewerkschaften) zur »einheit-
lichen Betriebsleitung« über, die im Jahre 1930 von Sta-
lin endgültig und offiziell sanktioniert wurde.

Die Idee, die Fabriksowjets (Fabrikräte) zu Leitungs-
organen der Wirtschaft zu machen, wurde andererseits
während der ersten Jahre nach der Oktoberrevolution von
mehreren linken Kommunisten verteidigt und in Euro-
pa, vor allem in Deutschland und Holland, weitgehend
vertreten.

In der gegenwärtigen Diskussion über diese Frage ste-
hen sich zweifellos zwei gegensätzliche Erfahrungen
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gegenüber: die stalinistische und die jugoslawische. Von
beiden Seiten versucht man, die möglichen Varianten der
Betriebsverwaltung in das Dilemma einzuschließen: ent-
weder Autonomie der Betriebe und Beurteilung ihres
Erfolges nach dem globalisierenden Kriterium der finan-
ziellen Rentabilität (des Profits), durch die Vermittlung
des Marktes, oder administrative Zentralisierung, die die
Unmöglichkeit jeglicher Arbeiterselbstverwaltung impli-
ziert.

Die Argumentation, derzufolge die Arbeiterselbst-
verwaltung notwendigerweise eine wirtschaftliche De-
zentralisierung und eine wachsende Rückkehr zur »so-
zialistischen Marktwirtschaft« bedingt, ist nicht über-
zeugend. Warum soll Arbeiterselbstverwaltung mit de-
mokratischer Delegierung der Exekutivgewalt – nicht an
administrative Instanzen, sondern an solche, die für die
Gesamtheit der beteiligten Arbeiter repräsentativ sind,
weil sie durch sie gewählt wurden und durch sie jeder-
zeit absetzbar bleiben (nationale, regionale, lokale und
morgen zweifellos auch internationale Kongresse der
Arbeiterräte) – unvereinbar sein? Tatsächlich können eine
ganze Reihe wirtschaftlicher Entscheidungen nicht auf
der Ebene des einzelnen Betriebs getroffen werden. Wenn
man behauptet, diejenigen, die Selbstverwaltung verant-
wortlich durchführen, seien in ihren Entscheidungen
ungebunden, sagt man nur die halbe Wahrheit: solche
Entscheidungen werden sehr rasch durch den Markt »kor-
rigiert« und können zu einem Ergebnis führen, das dem
von den »Selbstverwaltern« beabsichtigten völlig ent-
gegengesetzt ist. Was ist somit der Unterschied zwischen
ökonomischem Zwang, der sich hinter dem Rücken der
»Selbstverwalter« durchsetzt, und einer administrativen
Verordnung, die ohne ihr Wissen getroffen wird? Sind
nicht beide Verfahren in Wirklichkeit gleich und gleich-
falls entfremdend? Und besteht die wirkliche soziali-
stisch-demokratische Lösung nicht darin, diese Entschei-
dungen durch Kongresse von Arbeiterräten auf allen
Ebenen, wo Entscheidungen wirksam getroffen werden
können, treffen zu lassen (es versteht sich von selbst,
dass eine ganze Reihe dieser Entscheidungen innerhalb
eines Betriebes und selbst innerhalb einer Betriebsab-
teilung und Werkstatt getroffen werden können)?

Es entspricht ebenfalls nicht der Wahrheit, dass die ein-
zige oder Hauptursache der Bürokratisierung, der All-
macht der Bürokratie, die zentralisierte Kontrolle über
das gesellschaftliche Mehrprodukt sei, über welches diese
im Rahmen des Systems der administrativen Planung
verfügt. Die Hauptquelle der Macht der Bürokratie be-
steht in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung, d.h. letz-
ten Endes im Mangel an Aktivität, an Bewusstsein, an
Kenntnissen, Fähigkeiten, Initiative und Kultur seitens
der Arbeiter. Dies ist zweifellos eine Auswirkung der
früheren kapitalistischen Verhältnisse, ein Ergebnis des
ungenügenden Entwicklungsstandes der Produktivkräf-
te. Aber alle Faktoren, die zur Demoralisierung der Ar-
beiter und zur Senkung ihres Klassenbewusstseins bei-
tragen, verstärken ihre Passivität und erhöhen daher den
Einfluss der Bürokratie auf die Verwaltung der Wirtschaft
und des gesellschaftlichen Mehrproduktes.

Dieser Einfluss kann durch die Vermittlung des Marktes
in einem System der dezentralisierten Betriebsverwaltung
genauso wirksam wie in einem System der administrati-
ven Zentralisation zur Entfaltung gelangen. Und zu den
Faktoren, die die Demoralisierung der Arbeiter verursa-
chen, darf man nicht nur den Mangel an wirklicher Be-
teiligung an der Betriebsverwaltung zählen (ein offen-
sichtlicher Faktor der Entfremdung), sondern ebenfalls
das Anwachsen sozialer Ungleichheit, die allgemeine
Kommerzialisierung des gesellschaftlichen Lebens und
die sich daraus ergebende Verdinglichung aller mensch-
lichen Beziehungen, die wachsende Konkurrenz zwi-
schen verschiedenen Arbeitergruppen, die Zersetzung
kollektiver Solidarität, das neuerliche Wiederaufkommen
von Arbeitslosigkeit und viele andere unvermeidliche
Ergebnisse »sozialistischer Marktwirtschaft«, wie sie sich
heute in Jugoslawien entwickeln27.

Marxisten sind entschiedene Vertreter des Prinzips der
Arbeiterselbstverwaltung in der Wirtschaft; sie sind je-
doch überzeugt, dass die jugoslawischen Führer der Sa-
che der Selbstverwaltung einen schlechten Dienst erwie-
sen haben, indem sie in irreführender Weise das Kon-
zept der Selbstverwaltung mit jenem der »sozialistischen
Marktwirtschaft« verketteten. Die wirkliche Ent-
proletarisierung, die wirkliche Aufhebung der Entfrem-
dung der Arbeit, erfordert nicht nur die Aufhebung des
Privateigentums an Produktionsmitteln und der bürokra-
tischen Verwaltung der Wirtschaft, sondern ebenfalls jene
der Marktbeziehungen und der gesellschaftlichen Ar-
beitsteilung. Es handelt sich um Prozesse, die nicht von
heute auf morgen, genausowenig im übrigen, wie das
Absterben des Staates, verwirklicht werden können. Aber
sowenig die Dauer dieses Prozesses ein Vorwand dafür
sein darf, seinen Anfang in ferne Zukunft zu verlegen,
so unlogisch ist es, den Beginn des Absterbens der Markt-
beziehungen unter dem Vorwand immer weiter hinaus-
schieben zu wollen, dieser Prozess werde sich erst dann
erfolgreich entfalten, wenn ein Überfluss an Gütern und
Dienstleistungen für alle garantiert werden könne.

Tatsächlich muss sich die Arbeiterselbstverwaltung als
Prozess der Aufhebung der Entfremdung in den Produk-
tionsverhältnissen gleichzeitig auf all jenen Ebenen voll-
ziehen, auf denen der Produzent weiterhin entfremden-
den ökonomischen Beziehungen unterworfen ist.
Arbeiterselbstverwaltung meint daher, dass auf Fabriks-
ebene, unter bewusster Beteiligung aller, durch demo-
kratisch gewählte Arbeiterräte Verwaltungsent-
scheidungen getroffen werden können, und zwar unab-
hängig von äußerer Einmischung. Sie bedeutet, dass für
alle Beziehungen zwischen dem Betrieb und der Um-
welt, für die Koordinationsentscheidungen getroffen
werden müssen, diese bewusst durch von den Arbeiter-
räten gewählte Kongresse getroffen werden. Sie bedeu-
tet das Absterben der hierarchischen inneren Betriebs-
struktur, das Absterben von Warenbeziehungen und die
Verteilung einer aufeinander folgenden Reihe von Gü-
tern und Dienstleistungen nach dem Prinzip der Bedürf-
nisbefriedigung (ohne das Dazwischentreten des Geldes)
nach Prioritäten, die demokratisch durch die arbeiten-
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den Massen selbst festgelegt werden. Sie bedeutet, dass
in einer ganzen Reihe von Gebieten (Unterricht, Kultur,
Wohnungswesen, Gesundheit, Städtebau usw.) die Kri-
terien der »Rentabilität« zugunsten derer der Solidarität
und des gesellschaftlichen Nutzens bewusst ausgeschal-
tet werden28. Die Fähigkeit einer Wirtschaft in der Über-
gangsperiode vom Kapitalismus zum Sozialismus, die-
se Prinzipien tatsächlich vollständig zu verwirklichen,
hängt offensichtlich von ihrem relativen Reichtum ab.
Ihre Fähigkeit jedoch, sich in diese Richtung zu entwik-
keln, ist in jeder Wirtschaft vorhanden.

IX

Eine der neomarxistischen Varianten der Lehre der
Arbeiterräte, die von gewissen jugoslawischen Theore-
tikern verteidigt wird, stellt eine kaum verschleierte
Apologie der widerspruchsvollen gesellschaftlichen
Wirklichkeit Jugoslawiens dar: die Arbeiter seien nicht
fähig, direkte Herrschaft außerhalb der betrieblichen
Selbstverwaltung – und bestimmt außerhalb der Wirt-
schaft – auszuüben. Im Staat müsse Macht von den
»bewussten Kräften der Gesellschaft« ausgehen, d.h. von
dem Bund der Kommunisten Jugoslawiens.

Die heuchlerischsten Verteidiger dieser Theorie behaup-
ten sogar, dass in der jugoslawischen Gesellschaft kei-
nerlei Veranlassung bestünde, politische Strukturen zu
schaffen, da der Staat sowieso am Absterben sei. Man
kann jedoch kaum von der Hand weisen, dass dieser noch
weit davon entfernt ist zu verscheiden. Warum unter die-
sen Bedingungen die Arbeiterräte nicht über die politi-
sche Macht verfügen, die die marxistisch-leninistische
Theorie für Sowjets vorgesehen hat, wurde durch diese
jugoslawischen Theoretiker niemals in zufriedenstellen-
der Weise erklärt.

Der offensichtlichste Widerspruch des jugoslawischen
Systems ist jener zwischen der zum Prinzip des Wirt-
schaftslebens erklärten Selbstverwaltung und der politi-
schen Struktur, die weit davon entfernt ist, auf die direk-
te Ausübung der Macht durch die Arbeiterklasse gegrün-
det zu sein. Wir haben bereits gesehen, dass unter Be-
dingungen übermäßiger wirtschaftlicher Dezentralisie-
rung, der offenen Rückkehr zu den Mechanismen der
»sozialistischen Marktwirtschaft«, der wachsenden In-
tegration der jugoslawischen in die internationale kapi-
talistische Wirtschaft, die Selbstverwaltung der Produ-
zenten auf Betriebsebene Gefahr läuft, ihres wirklichen
Inhalts beraubt zu werden. Wir haben außerdem betont,
dass eine wirkliche wirtschaftliche Selbstverwaltung nur
auf der Ebene der Gesamtwirtschaft möglich ist (durch
einen Kongress der Arbeiterräte). Eine andere Frage
verdient jedoch ebenfalls betont zu werden: Es gibt kei-
ne reale Selbstverwaltung, solange diese sich ausschließ-
lich auf das Gebiet des »Betriebslebens« beschränkt (so-
wohl in jedem Betrieb getrennt wie in allen Betrieben zu
einer kohärenten Einheit vereint).

In der Übergangsperiode vom Kapitalismus zum Sozia-
lismus gibt es unzählige Beziehungen von »Wirtschaft«

und »Politik« (sie entwickeln sich bereits unaufhörlich
in der Epoche des Imperialismus und des Spätkapitalis-
mus). Der Begriff »Wirtschaftspolitik« bringt dies klar
zum Ausdruck. Die Arbeiterräte können formal über ei-
nen Teil des gesellschaftlichen Mehrprodukts, das in »ih-
rem« Betrieb entstanden ist, verfügen. Die Wirtschafts-
politik der Regierung (ihre Steuer- und Kreditpolitik, ihre
Geld-, Handels- und Außenhandelspolitik usw.) kann
jedoch die Bedingungen, unter denen sich dieses Mehr-
produkt realisiert, d.h. seinen Umfang und seine Verwen-
dung, von einem Tag auf den anderen radikal verändern.
Wiederum gleicht diese Verfahrensweise eher einer Ver-
schleierung als einer tatsächlichen »Aufhebung der Ent-
fremdung«.

Ein Kongress der Arbeiterräte kann andererseits die
Entscheidungsbefugnis über den Plan, die Verteilung des
Volkseinkommens und die Investitionen (des Wirtschafts-
wachstums) nicht wirksam in die Hände nehmen, ohne
ebenfalls das Entscheidungsrecht über alle jene Gebiete
in Anspruch zu nehmen, die die ökonomischen Ent-
wicklungstendenzen bedeutend beeinflussen, und die wir
soeben aufzählten. Wenn er diese Entscheidungsgewalt
nicht erhält, wird sich eine gefährliche »Doppel-
herrschaft« innerhalb der Gesellschaft entwickeln. Wenn
er sie tatsächlich erhält, welche Funktionen bleiben dann
für andere zentrale Staatsorgane übrig – es sei denn jene
der Verwaltung spezifischer Gebiete, wie etwa kulturel-
le Fragen, die öffentliche Gesundheit, das Erziehungs-
wesen usw.? Aber eine solche spezifische Verwaltungs-
arbeit steht im Widerspruch zu Ansprüchen parlamenta-
rischer Art und würde außerdem die bevorzugte Vertre-
tung gewisser Gesellschaftsgruppen rechtfertigen, um in
diesen Bereichen die Verschmelzung legislativer und exe-
kutiver Funktionen ebenfalls zu ermöglichen.

Da die zentralen ökonomischen Entscheidungen funda-
mentale wirtschaftliche Probleme betreffen, erfordert
eine wirkliche Arbeiterselbstverwaltung das Recht der
»Selbstverwaltenden«, sich – sogar auf Betriebsebene –
aktiv mit Wirtschaftspolitik im nationalen Rahmen, d.h.
ganz einfach das Recht, sich mit Politik zu beschäftigen.
Sie setzt für jeden Arbeiterrat das Recht voraus, hinsicht-
lich der wirtschaftspolitischen Pläne der Regierung Ge-
genvorschläge zu unterbreiten, Verbündete für diese
Alternativprojekte und -pläne im ganzen Land zu sam-
meln, die Öffentlichkeit über die Alternative, mit der sie
konfrontiert ist, zu informieren und in seinem Sinne zu
beeinflussen usw. Eine tatsächliche Selbstverwaltung
erfordert somit die Ausdehnung der Prinzipien soziali-
stischer Demokratie auf einen politischen Bereich, wo-
von die politische Entwicklung in Jugoslawien noch weit
entfernt ist29.

Gibt es diese sozialistische Demokratie nicht, dann ist
die Selbstverwaltung weitgehend bürokratisiert und ih-
res emanzipatorischen Inhalts beraubt. Und da keine öf-
fentliche Debatte zu einer klaren Information führen
kann, solange sie nicht von organisierten Fraktionen
geführt wird, trägt das Fehlen des Rechts zur Organisie-
rung anderer Parteien, die die sozialistische Ordnung
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anerkennen (sowie das Fehlen des Rechtes zu Frakti-
onierungen innerhalb des Bundes der Kommunisten Ju-
goslawiens) dazu bei, die Selbstverwaltung noch mehr
ihres Inhalts zu berauben.

Die theoretische Krönung all dieser Widersprüche und
Missformungen des jugoslawischen Selbstverwaltungs-
systems besteht in der Auffassung, nach der die Produk-
tionsverhältnisse, die es zu verändern gilt, sich in letzter
Instanz auf die Einkommensverteilung innerhalb des
Betriebes beschränken30.

Die Selbstverwaltung bestünde grundsätzlich im Recht
der Arbeiter, diese Verteilung zu bestimmen; der Rest
sei Sache der Techniker und des Marktes. Es erübrigt
sich zu betonen, dass es sich hier um eine typisch
technokratische Ideologie handelt, die wenig mit Mar-
xismus gemein hat. Die Produktionsverhältnisse bezie-
hen sich nicht in erster Linie auf die Einkommensvertei-
lung, sondern betreffen die Art und Weise in der die Pro-
duktion organisiert wird. Die Einkommensverteilung als
»wichtigste« Wirtschaftserscheinung setzt die Beibehal-
tung der Lohnarbeit und der Marktwirtschaft sowie die
Tatsache voraus, dass die Arbeitsorganisation und die
Kontrolle über die zu produzierenden Gebrauchswerte,
d.h. über das Ziel der Produktion selbst, der Entschei-
dung der Arbeiter weitgehend vorenthalten wird. Die
unter solchen Verhältnissen noch immer bestehende Ent-
fremdung der Arbeiter ist daher nicht mehr verwunder-
lich.

Bis zu ihren äußersten Konsequenzen entfaltet, riskiert
die »sozialistische Marktwirtschaft«, die Arbeiter-
selbstverwaltung sogar in ihrer seit 1950 teilweise reali-
sierten Form zu untergraben. Der Druck der Technokra-
ten, der Direktoren und der bürokratisierten Elemente
innerhalb der Betriebe wirkt sich eindeutig in dieser Rich-
tung aus: Sie versuchen, alle Entscheidungsbefugnis hin-
sichtlich der Arbeitsorganisation und des laufenden
Produktionsprozesses wieder an Instanzen außerhalb der
Arbeiterschaft zu übertragen, und dies unter dem Vor-
wand, die Arbeiter seien keine »Experten«, die allein
»befähigt« seien, sich mit diesen Fragen zu beschäfti-
gen.

Die von uns entwickelte, zum Teil scharfe Kritik der ju-
goslawischen Abweichung vom Marxismus soll die Auf-
merksamkeit keinesfalls von der Tatsache ablenken, dass
die Einführung des Systems der Arbeiterselbstverwaltung
in den Betrieben Jugoslawiens dort Bedingungen ge-
schaffen hat, die einer zukünftigen wirklichen Arbeiter-
macht weit günstigere Voraussetzungen bieten, als sie in
allen anderen Ländern, in denen der Kapitalismus ge-
stürzt wurde, bestehen. Die hier entwickelte Kritik soll
den revolutionären Arbeitern erlauben, sich aus dem
Gegensatz: »entweder stalinistische Zentralisation oder
sozialistische Marktwirtschaft à la Jugoslawien« zu be-
freien, ohne dass damit das jugoslawische Experiment
der Selbstverwaltung seiner Bedeutung beraubt würde.
Es hat einen Ausgangspunkt geschaffen, von dem aus
neue Revolutionen und andere Arbeiterstaaten die Su-
che nach einem gültigen ökonomischen Organisations-

modell für die Epoche des Übergangs vom Kapitalis-
mus zum Sozialismus fortsetzen können.

X

Die dritte industrielle Revolution hat zahlreiche Verän-
derungen in der bürgerlichen Gesellschaft mit sich ge-
bracht. Die spezifische Bedeutung der Bauernschaft und
der alten Mittelklassen wurde aufs Neue eingeschränkt
und ist in mehreren Ländern nahezu gänzlich zurückge-
gangen. Die Bedeutung der freien Berufe und der »neu-
en Mittelklassen« hat das bereits vor Beginn der großen
Wirtschaftskrise von 1929-1932 erreichte Ausmaß nicht
überschritten. Die Zahl der Lohn- und Gehaltsempfän-
ger, die gezwungen sind, ihre Arbeitskraft zu verkaufen,
steigt weiter an. Im Gegensatz zu einer zäh verbreiteten
Legende hat sich die innere Homogenität und der Zu-
sammenhalt dieser gewaltigen Masse – zwischen 70 und
85% der arbeitenden Bevölkerung in den meisten der
industriell hochentwickelten Länder – erhöht und nicht
verringert. Die Unterschiede in der Entlohnung sowie
jene des gesellschaftlichen Status zwischen Arbeitern,
Büroangestellten und kleinen wie mittleren Beamten sind
im Vergleich zu dem, was sie noch zu Beginn des Jahr-
hunderts oder zu Anfang der dreißiger Jahre gewesen
waren, beträchtlich gesunken. Die durch die dritte indu-
strielle Revolution auferlegten technologischen Verän-
derungen bedingen sogar, dass in der halbautomatisierten
Fabrik durch eine mobile Abteilung von Reparatur-
arbeitern, durch mit Hilfe von Computern arbeitende
Buchhalter und durch neue Maschinen installierende
Techniker ausgeführten Arbeitsvorgänge sich einander
mehr und mehr ähneln.

Die Ergebnisse dieser wachsenden Homogenisierung der
Lohnarbeit kamen in der Mai-Explosion im Jahre 1968
in Frankreich, sowie in der Welle der 24-stündigen Ge-
neralstreiks, die in den Jahren 1969/70 über Italien zo-
gen und heute noch ziehen, zum Ausdruck. Die Zahl der
Streikenden hat all das, was man aus der Vergangenheit
kannte, weit überschritten (10 Millionen Streikende in
Frankreich, 15 Millionen in Italien). Die Beteiligung der
Angestellten, der Beamten, des Erziehungspersonals und
sogar der höheren Kader an dieser Streikwelle war be-
deutend. Diese Beteiligung beschränkte sich keinesfalls
darauf, mit Arbeitern die Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen oder Lohnerhöhungen zu fordern. Sie er-
streckte sich auf Forderungen, die diesen Streiks die
Bedeutung der Infragestellung des Systems gaben, d.h.
der Infragestellung der kapitalistischen Produktionsver-
hältnisse selbst: die gegen die autoritären Strukturen der
Betriebe, der Büros, der Werkstätten, der Dienstleistungs-
unternehmen gerichteten Forderungen, die Infrage-
stellung des Rechts des Kapitals und seines Staates, über
Arbeiter und Maschinen zu verfügen.

Man hatte schnell bemerkt, dass Studentenforderungen
wie die der »Studentenkontrolle«, der »Studentenmacht«,
der »Selbstverwaltung« der Schulen und der Universitä-
ten der revolutionär-marxistischen Tradition entstammen.
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Was während des revolutionären Mai in Frankreich frap-
pierend zu Tage trat, war die Tatsache, dass analoge
Forderungen im »Randmilieu« des Wirtschaftslebens
auftraten, deren Bedeutung jedoch im aktuellen Stadi-
um der Entwicklung der Produktivkräfte nur wachsen
kann: Forscher, Gelehrte, Ärzte und Krankenhaus-
personal, Journalisten der Presse, des Radios und Fern-
sehens, Schauspieler und Theaterpersonal usw.31

Es handelt sich hier um das Ergebnis verschiedener Ten-
denzen von historisch tiefgreifender Bedeutung, dessen
große Bedeutung für den Kampf um den Sozialismus
man verstehen muss. Die dritte industrielle Revolution
bringt eine umfassende Reintegrierung der geistigen
Arbeit in den Produktionsprozess in Form von Lohnar-
beit mit sich. Dies ist die objektive Basis des Bündnis-
ses zwischen Arbeitern, Studenten und Intellektuellen.
Die Intellektuellen hören mehr und mehr auf, Kleinbür-
ger zu sein; die Studenten verändern sich mehr und mehr
von Unternehmer- oder Verwalterlehrlingen in geistige
Lohnarbeiterlehrlinge. Diese Reintegration der geistigen
Arbeit in den Produktionsprozess impliziert jedoch in
einer Gesellschaft, in der die Arbeitskraft mehr denn je
eine Ware bleibt, dass die geistige Arbeit allen objekti-
ven und subjektiven Konsequenzen eines Proletari-
sierungsprozesses unterliegt: d.h. die Herrschaft der Ar-
beitsteilung, der extremen Spezialisierung und der
Parzellierung der Aufgaben, die brutale Unterordnung
der individuellen Talente und Bedürfnisse unter die an-
geblichen »sozialen Bedürfnisse«, die sich mit den Profit-
bedürfnissen des Großkapitals decken, die wachsende
Selbstentfremdung der geistigen Arbeit, die vom Gesetz
des Angebots und der Nachfrage bestimmte Höhe der
Entlohnung, begleitet von der Entstehung eines Arbeits-
marktes für geistige Arbeit, die dementsprechende
Vor»selektion«, die oft zur Dequalifizierung führt oder
es unmöglich macht, einen der Höhe der erreichten Qua-
lifikationen entsprechenden Arbeitsplatz zu finden usw.
Dies ist die objektiv-materielle Basis der globalen
Studentenrevolte, der sich ganze Schichten von Intellek-
tuellen anschliessen können, und die der revolutionären
Arbeiterbewegung Verbündete von beträchtlichem Wert
zuführt, nicht allein im Kampf um den Sturz des Kapita-
lismus, sondern auch in dem des Aufbaus einer auf kol-
lektive Selbstverwaltung der assoziierten Produzenten
fußenden sozialistischen Gesellschaft.

Die unterschiedliche Natur der Arbeit, die die materiel-
le Grundlage der menschlichen Existenz schafft, und die
Aktivität, die sich hauptsächlich in Gebieten außerhalb
der materiellen Produktion abspielt, bedingt jedoch be-
deutende Unterschiede in der Verwaltungsorganisation
solange der Überfluss nicht erreicht ist und die Vertei-
lung von Gütern und Dienstleistungen noch nicht durch
reine Bedürfnisdeckung aller Individuen realisiert wer-
den kann. Selbstverwaltung bedeutet letztlich, dass die
Produzenten selbst über den Umfang ihrer produktiven
Anstrengungen und ihrer Konsumopfer, die sie aufzu-
bringen bereit sind, entscheiden werden, solange einan-
der ausschließende Prioritäten in der Verwendung von
knappen Wirtschaftsressourcen bestehen. Wenn man je-

doch dieses Prinzip auf Gebiete wie den Erziehungs-
sektor, die Krankenhäuser oder die Massenkommu-
nikationsmittel ausdehnen will, darf man nicht verges-
sen, dass es sich hier nicht um die Verwendung materiel-
ler Ressourcen handelt, die diesen Sektoren durch den
Rest der Gesellschaft zur Verfügung gestellt werden. Es
ist offensichtlich, dass die Gesamtheit dementsprechend
ein Recht der Kontrolle und der Einmischung über und
in die Verwendung dieser Ressourcen besitzen muss, die
über jenes, das die Verwendung der den einzelnen Fa-
briken zur Verfügung gestellten Arbeitsmittel ein-
schränkt, bedeutend hinausgeht. Am Fall der Presse, des
Rundfunks und des Fernsehens lässt sich dieses Problem
am offensichtlichsten demonstrieren. Unter der Herr-
schaft der kapitalistischen Privatunternehmer bzw. des
bürgerlichen Staates, der in schamloser Weise Massen-
medien und Informationen »manipuliert«, haben die Jour-
nalisten offensichtlich das Recht, Kontrollrechte zu for-
dern und ihre Unabhängigkeit zu verteidigen, nicht zu
vergessen die Druckereiarbeiter, die auch Interessen und
Rechte besitzen, die die gleiche Aufmerksamkeit wie jene
der Journalisten verdienen. In einer auf breite sozialisti-
sche Demokratie gegründeten nachkapitalistischen Ge-
sellschaft wäre es jedoch absurd, die Journalisten oder
Druckereiarbeiter zu Kontrolleuren darüber zu machen,
was gedruckt oder gesendet werden soll und was nicht.
Die Logik der sozialistischen Demokratie erfordert in
diesem Zusammenhang die Ausdehnung des Zugangs zu
den verschiedenen Informationsmitteln auf die Gesamt-
heit der Gesellschaft (auf alle Gruppen von Werktäti-
gen, die bestimmte zahlenmäßige Schwellen überschrit-
ten haben), und nicht ein Monopol des Zugangs oder
der Verwaltung dieser Medien durch einen einzigen Be-
ruf.

Deshalb muss die Losung der »Kontrolle« und der
»Selbstverwaltung« in diesen verschiedenen gesellschaft-
lichen Bereichen mit Vorsicht angewandt und den Ver-
schiedenheiten der soeben skizzierten strukturellen Lage
Rechnung getragen werden. Es steht jedoch fest, dass
das Zerschlagen der autoritären Strukturen auf allen
Gebieten gerechtfertigt ist, und dass die Ablösung die-
ser Hierarchie durch Organisationsformen, die auf dem
Räteprinzip basieren – Wählbarkeit, Absetzung, perma-
nente Kontrolle der Führung durch die Basis, breiteste
Beteiligung der Masse an den leitenden Funktionen, Ein-
heit von legislativen und exekutiven Funktionen, Ent-
wicklung der schöpferischen Initiative der Massen usw.
– als vollkommen legitimes revolutionär-sozialistisches
Ziel angesehen werden kann32. Das Konzept der soziali-
stischen Gesellschaft als einer komplexen, von sich selbst
verwaltenden Produzenten und Bürgern bewusst geplan-
ten und geleiteten Einheit stellt das Wesen des Marxis-
mus dar.

XI

Es bleibt uns eine letzte umstrittene Frage zu erläutern.
Welches Verhältnis besteht zwischen den Bemühungen
der werktätigen Massen, ihre Selbsttätigkeit und Selbst-



Arbeiterkontrolle, Arbeiterräte, Arbeiterselbstverwaltung

25

organisation durch den Kampf für die Arbeiterkontrolle
und die Arbeiterselbstverwaltung, durch die Schaffung
von Arbeiterräten zu erreichen, und dem Bestreben, re-
volutionäre Avantgardeparteien aufzubauen? Die Erfah-
rung von der Zerschlagung der Rätedemokratie durch
die Sowjetbürokratie führte in gewissen Avantgar-
dekreisen zur Neureflexion einer These, die durch die
historische Entwicklung schon oft widerlegt wurde. Wir
halten es daher für notwendig, mit Nachdruck die Er-
rungenschaften der marxistisch-leninistischen Theorie
auf diesem Gebiet hervorzuheben.

Der objektive Hintergrund für die Notwendigkeit revo-
lutionärer Avantgardeparteien kann in drei Punkten an-
gegeben werden: der partielle und bruchstückhafte Cha-
rakter der Erfahrung sowohl von der bürgerlichen Ge-
sellschaft als auch vom Klassenkampf, die durch auf
bestimmte Betriebe oder Gebiete beschränkte Arbeiter-
gruppen gemacht werden kann (eine Tatsache, die letzt-
lich aus der kapitalistischen Arbeitsteilung selbst und aus
ihren Folgen resultiert, im Sinne einer Beschränkung des
Bewusstseins der Arbeiter, die dieser Arbeitsteilung un-
terworfen sind); die unvermeidliche ideologische Diffe-
renzierung der Arbeiterklasse, die aus ihrer Berufs-
struktur, aus ihrer unterschiedlichen sozialen Herkunft
sowie aus Faktoren sich herleitet, die dem Überbau zu-
gerechnet werden müssen (Einfluss der Familie, Schul-
bildung, verschiedenste ideologische Einflüsse, denen
sie unterworfen ist); der diskontinuierliche Charakter der
politischen Massenaktivität, und vor allem die histori-
schen Schwankungen in Umfang und Bedeutung revo-
lutionärer Massenbewegungen.

Aus diesen drei Gründen hebt sich die Avantgarde un-
vermeidlich von der Klasse ab. Sie besteht aus Elemen-
ten, die durch individuelle Anstrengungen den beschränk-
ten und fragmentarischen Charakter des Klassenbe-
wusstseins der breiten Massen überwinden. Sie erlaubt,
Teilerfahrungen von zu verschiedenen Zeiten und in ver-
schiedenen Ländern durchgeführten Klassenkämpfen in
eine unendlich viel reichere Gesamterfahrung überzu-
führen und sie auf diese Weise in einer wissenschaft-
lich-theoretischen Gesamtkonzeption, dem revolutionär-
marxistischen Programm, zu verallgemeinern. Sie ver-
sammelt die Individuen, die durch Bewusstsein, Charak-
ter, Aufopferungsfähigkeit, Identifikation mit ihrer Klasse
die revolutionäre Aktivität selbst in Zeiten des Rück-
gangs des Klassenkampfes aufrechterhalten.

Allein schon der letzte Grund rechtfertigt die Existenz
einer revolutionären Vorhutorganisation, denn sie muss
die spätere revolutionäre Massenerhebung unterstützen
und vorantreiben. In Phasen des Niedergangs bewahrt
diese Organisation die theoretischen Errungenschaften,
verhindert, dass die Idee der Arbeiterräte infolge der all-
gemeinen Demoralisierung in Vergessenheit gerät, er-
zieht eine neue Generation auf der Grundlage der Erfah-
rungen der Vergangenheit, verbreitet allem Widerstand
zum Trotz ihr Programm unter den Massen. Es braucht
kaum betont zu werden, dass die Möglichkeit der zu-
künftigen Bildung und Verbreitung von Arbeiterräten

dank dieser Aktivität nur erhöht werden kann. Die revo-
lutionäre Avantgarde-Organisation ist für die Sicherung
des Sieges der Revolution unverzichtbare Voraussetzung.
Dieser Sieg erfordert eine Zusammenfassung aller En-
ergie, ein sicheres Gespür für die Reife der spezifischen
gesellschaftlichen Bedingungen, eine peinlich genaue
Analyse der Vorkehrungen und der Pläne des Gegners,
die Ausarbeitung einer wirklichen Wissenschaft von der
Revolution, zu der den Massen in ihrer Gesamtheit der
Zugang nur schwer möglich ist. Viele Revolutionen bra-
chen spontan aus, jedoch keine einzige Revolution konnte
spontan siegen.

Und endlich stellt die revolutionäre Avantgarde-Organi-
sation ein unverzichtbares Instrument des Kampfes ge-
gen die Gefahren einer bürokratischen Entartung der
neuen Arbeitermacht dar. Zu glauben, die Arbeiter-
selbstverwaltung allein stelle eine ausreichende Garan-
tie für Verhinderung derartiger Entartungen dar, bedeu-
tet, die grundlegenden Ursachen dieser Entartung, näm-
lich das Fortbestehen der gesellschaftlichen Arbeitstei-
lung und der Warenwirtschaft in der Übergangsphase
zwischen Kapitalismus und Sozialismus, zu verkennen.
Interessenkonflikte zwischen verschiedenen gesellschaft-
lichen Bereichen, Berufen, Gebieten, zwischen verschie-
denen Gruppen von Produzenten, sind in dieser Phase
absolut unvermeidlich. Es ist eine Illusion anzunehmen,
dass einfache demokratische Verfahren (die Wahl) den
Ansichten, die die Interessen der Klasse in ihrer Gesamt-
heit am besten widerspiegeln, automatisch zur Mehrheit
verhelfen werden. Nur durch den fortwährenden politi-
schen und ideologischen Kampf sowie durch intensive
theoretische Arbeit, die durch einen solchen Kampf ent-
scheidend vorangetrieben wird, kann solchen Auffassun-
gen zum Durchbruch verholfen werden. Die strukturier-
te Zusammenfassung von Fraktionen in Organisationen
und Parteien macht die Auseinandersetzungen überschau-
barer. Die chaotische Konfrontation einer Vielzahl un-
organisierter Individuen kann den beherrschenden
Einfluss von Demagogen oder privilegierten Gruppen
nur fördern. Die erforderliche Spontaneität der Massen
und eine effektiv arbeitende Avantgarde-Organisation
stehen selbstverständlich nicht im Widerspruch zuein-
ander. Letztere führt die Massen in Zeiten revolutionä-
ren Aufschwungs und gibt ihnen Rückhalt in Zeiten po-
litischer Rückschläge. Noch weniger besteht ein Wider-
spruch zwischen der sozialistischen Rätedemokratie, der
vollen Ausübung der Herrschaft durch die Arbeiterräte
und ihre Kongresse, und der Aktivität einer revolutionä-
ren Avantgarde-Organisation. Diese gibt der ersten die
Möglichkeit, sich zu artikulieren, und erleichtert dadurch
entschieden die Ausübung der Macht durch das Proleta-
riat, indem sie eben die politischen Alternativen deut-
lich herausarbeitet, auf die eine solche Machtausübung
dann zusteuern muss. Gleichermaßen erlaubt es das Be-
stehen einer revolutionären Internationale, die theoreti-
sche Arbeit und die Praxis der nationalen Avantgarde-
Organisationen zu einer Einheit zusammenzufassen. Die-
se Vereinheitlichung ist ohne Organisation nicht reali-
sierbar, jedoch in der Epoche der immer stärkeren Inter-
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nationalisierung aller Aspekte des gesellschaftlichen Le-
bens unerlässlich.

Allerdings sollte sich der Kampf gegen alle dogmati-
schen Proklamationen richten, denen zufolge eine selbst-
ernannte Avantgarde aus der Tatsache dieser Selbster-
nennung Anspruch auf irgendwelche materiellen und
politischen Vorteile hätte. Materielle Vorteile sind in je-
dem Falle strikt abzulehnen. Und die politischen Vortei-
le, die die Aktivisten einer revolutionären Organisation
mit »Recht« fordern können, bestehen darin, in den vor-
dersten Reihen für die Interessen ihrer Klasse zu kämp-
fen, im »Recht«, dem politischen und sozialen Kampf
einen viel größeren Teil ihres Lebens zu opfern. Des-
halb erhalten sie noch keine Sonderrechte. Zweifellos
gibt es ihnen jedoch die Möglichkeit, ihre Arbeitskolle-
gen und Mitbürger stärker zu beeinflussen und zu über-
zeugen als andere. In einer sozialistischen Demokratie
steht diese Möglichkeit allen offen. Und wenn in diesem
Zusammenhang das Wort Auslese gebraucht wird, so
handelt es sich eindeutig um eine Auslese durch die re-
volutionäre gesellschaftliche Praxis.

Eine selbsternannte Avantgarde-Organisation verwandelt
sich nur in eine wirkliche, wenn bedeutende Teile der
Massen die politische Linie dieser revolutionären Avant-
garde akzeptieren.

Diejenigen, die die Notwendigkeit einer revolutionären
Organisation Avantgarde mit Hinweis auf die Sponta-
neität der Massen ablehnen oder selbst die Bildung sol-
cher Organisationen im Namen der Räteherrschaft ver-
hindern möchten, verfallen in Wirklichkeit in den theo-
retischen Fehler der stalinistischen Verteidiger des Prin-
zips der Einheitspartei, die die Herrschaft der Arbeiter-
räte unter Hinweis auf eine angeblich universelle Weis-
heit der Partei ablehnen. Für beide besteht ein unver-
söhnlicher Widerspruch zwischen der Aufgabe der poli-
tischen Überzeugung und Führung durch die Avantgar-
de und der Selbsttätigkeit organisierter Massen. Dieser
unversöhnliche Widerspruch ist für den Marxismus-Le-
ninismus nicht bewiesen. Innerhalb der Arbeiterräte ist
die Avantgarde-Partei als unerlässliche Ergänzung für
die Organisation der Massen mitkonzipiert. Marx und
Engels haben dies bereits in ausreichender Weise zur Zeit
des »Kommunistischen Manifests« zum Ausdruck ge-
bracht, und diesem Zitat braucht nichts hinzugefügt wer-
den:

»Sie (die Kommunisten – E. M.) haben keine von den
Interessen des ganzen Proletariats getrennte Interessen.

Sie stellen keine besonderen Prinzipien auf, wonach sie
die proletarische Bewegung modeln wollen.

Die Kommunisten unterscheiden sich von den übrigen
proletarischen Parteien nur dadurch, dass einerseits sie
in den verschiedenen nationalen Kämpfen der Proletari-
er die gemeinsamen, von der Nationalität abhängigen
Interessen des gesamten Proletariats hervorheben und
zur Geltung bringen, andererseits dadurch, dass sie in
den verschiedene Entwicklungsstufen, die der Kampf
zwischen Proletariat und Bourgeoisie durchläuft, stets

das Interesse der Gesamtbewegung vertreten.

Die Kommunisten sind also praktisch der entschieden-
ste, immer weiter treibende Teil der Arbeiterparteien al-
ler Länder; sie haben theoretisch vor der übrigen Masse
des Proletariats die Einsicht in die Bedingungen, den
Gang und die allgemeinen Resultate der proletarischen
Bewegung voraus.«33

1. Mai 1970

Anmerkungen:

1 Siehe die Beispiele der Streikkomitees von Seattle
im Jahre 1919 [abgedruckt in Ernest Mandel (Hgb.):
Arbeiterkontrolle, Arbeiterräte, Arbeiterselbst-
verwaltung. Eine Anthologie (Theorie und Praxis der
Gewerkschaften), Europäische Verlagsanstalt, Frank-
furt/M. 1971]  und von Nantes im Jahre 1968 (Yannick
Guin, »La Commune de Nantes«, Paris, Maspero, 1969).

2 Vgl. den diesbezüglichen Text Trotzkis in o. g.
Anthologie.

3 Z.B. die nicht durchgeführte Entwaffnung der Ar-
mee im November - Dezember 1918 in Deutschland; die
unterlassene Verteilung des Bodens an die Bauern in der
ungarischen Revolution von 1919; die unterbliebene
Errichtung einer ausschließlich auf die lokalen revolu-
tionären Organisationen fußenden Zentralgewalt in Spa-
nien nach Juli 1936 usw.

4 Siehe die Rolle der revolutionären Obleute der Ber-
liner Metallindustrie in der Vorbereitung der deutschen
Novemberrevolution im Jahre 1918.

5 Wir benutzen diesen Begriff im negativen, jedoch
keineswegs im bürgerlichen Sinne. Für uns werden sie
Asoziale, weil sie nicht mehr an einer Bewegung der
Emanzipation aller Ausgebeuteten teilnehmen, sondern
sich mit der Illusion einer individuellen Befreiung be-
gnügen, obwohl von allgemeiner Ausbeutung umgeben.

6 Für die Arbeiterkommissionen siehe vor allem »Le
Commissioni Operaie Spagnole«, Musolini Editore,
Turin 1969.

7 Wir präzisieren, dass wir in diesem Zusammenhang
den Begriff »Arbeiterklasse« auf alle diejenigen anwen-
den, die ihre Arbeitskraft verkaufen müssen, und deren
Arbeit für die Produktion und die Realisierung des Mehr-
werts der Waren unentbehrlich ist.

8 [Ernest Mandel hat in seinen späteren Schriften Wert
auf die seiner Ansicht nach korrektere Bezeichnung „drit-
te technologische Revolution“ gelegt, weil es nach sei-
ner Ansicht nur 2 industrielle Revolutionen gab: die er-
ste, die sich mit der Dampfkraft und der Entwicklung
der Werkzeugmaschinen Mitte bis Ende des 18. Jahr-
hunderts vollzog; die zweite - Ende des 19. Jahrhunderts
mit der Entwicklung der Petrochemie, der Elektrizität
und der elektrisch betriebenen Werkzeugmaschinen. d.
Red.]

9 Man beachte die Hartnäckigkeit, mit der der »So-
zialist« Wilson diese Bestrafung verteidigt.
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10 In den Betrieben der Firma Pirelli (Mailand) än-
derten die Arbeiter auf eigenen Beschluss die Geschwin-
digkeit des Fließbandes. In den FIAT-Werken (Turin)
wurden Versuche unternommen, die Änderung des Typs
der Produktion durch den Unternehmer zu verhindern
(Ersetzung der billigeren durch Luxuswagen). Ein ge-
wählter Arbeiterrat funktioniert dort seit Anfang 1970.
Die Frage des Vetorechtes gegen die Verminderung der
Arbeitsplätze wurde in Belgien auf breiter Ebene pro-
klamiert.

11 Ein intelligenter Kapitalist wie Bloch-Laine begriff
dies seit 1963, als er darauf hinwies, dass die Unzufrie-
denheit der Arbeiter aufgrund ihrer Entfremdung als Pro-
duzenten bei ersten Anzeichen einer zurückgehenden
Konjunktur zu wirklichen Revolten führen kann (»Pour
une réforme de l’entreprise«. Editions du Seuil, Paris
1963, S. 25).

12 In diesem Punkt unterscheiden wir uns von André
Gorz, der in »Stratégie ouvrière et néocapitalisme«
(Editions du Seuil, Paris 1964, S. 116 f.) eine schrittwei-
se Konzeption der Arbeiterkontrolle mit »abgestuften«
Zielen und die Idee einer Aufeinanderfolge von mittel-
fristigen, realisierbaren Forderungen verteidigt, die ei-
nen praktikablen Weg zum Sozialismus öffnen sollen.
Diese Konzeption unterschätzt die Notwendigkeit einer
revolutionären Massenmobilisierung des Typus Mai
1968, um die Eroberung der Arbeiterkontrolle zu ermög-
lichen. Sie unterschätzt die direkte Verbindung zwischen
einer solchen Mobilisierung und der Frage der politi-
schen Macht, die sie impliziert; und sie unterschätzt die
Unmöglichkeit, ein solches »Gleichgewicht« (wie Gorz
es nennt) zwischen der Arbeiterbewegung und dem Ka-
pitalismus, welches in Wirklichkeit keineswegs ein
Gleichgewicht, sondern eine äußerst labile und zerbrech-
liche Lage von Doppelherrschaft darstellt, für längere
Zeit zu bewahren.

13 Über die Bernsteinsche Herkunft des Begriffs der
»Wirtschaftsdemokratie« siehe Eduard Bernstein, »Die
Voraussetzungen des Sozialismus und die Aufgaben der
Sozialdemokratie«, erstmalig im Jahre 1899 veröffent-
licht. Wir zitieren aus der Ausgabe Dietz Verlag, Stutt-
gart 1921, S. 170 ff., 186-190.

14 Otto Bauer, »Die österreichische Revolution«, Wien
1923, S. 171.

15 Eugen Varga, »Essais sur l’économie politique du
capitalisme«, Moskau, Editions du Progrès, 1967, S. 73-
76.

16 Eduard März, »La prospettiva storica della
cogestione«, in: Critica Sociale, Nr. 20, 1969, S. 606-
608. Dieser Artikel erschien ursprünglich in der Zeit-
schrift der österreichischen Sozialdemokratie, »Die Zu-
kunft«.

17 Gilles Martinet, »La conquête des pouvoirs«, Le
Seuil, Paris 1968. »Perspectives et Stratégie de la CFDT
– Inventaire des Problèmes«, in: »Syndicalisme«, Nr.
1247, S. 13 f., Sonderbeilage.

18 Zweifellos unterstützte und verstärkte zur Zeit der
ersten und zweiten industriellen Revolution die Konzen-
tration der Arbeiter in den Arbeitervierteln und proleta-
rischen Städten den Zusammenhalt und die Solidarität
mit der Klasse. In diesem Zusammenhang tragen zwei
Elemente der gegenwärtigen kapitalistischen Zivilisati-
on, das Automobil und das Fernsehen, dazu bei, durch
den dezentralisierten Freizeitkonsum und selbst den de-
zentralisierten Wohnbezirk die Zentralisation der Ver-
gangenheit aufzuheben. Anstatt ihre Freizeit zusammen
in den Volkshäusern und Versammlungssälen zu verbrin-
gen, neigen die Arbeiter dazu, sie individuell zu verbrin-
gen. Dies schwächt den Zusammenhalt der Klasse und
gibt somit den bestehenden Verbindungen im Betrieb
selbst noch stärkere Bedeutung.

19 Siehe Pierre-Joseph Proudhon, Oeuvres Complètes,
Editions Rivière, Paris. James Guillaume, »L’Idée sur
l’organisation sociale«, 1876. Und eine gute Zusammen-
fassung in Daniel Guérins Buch, a.a.O. Die klassische
Antwort wurde von Marx im »Elend der Philosophie«
gegeben.

20 Siehe das Werk von Peter Kropotkin, »Landwirt-
schaft, Industrie und Handwerk«, erstmalig veröffent-
licht im Jahre 1898. Wir verweisen auf die Ausgabe des
Verlags ›Der Syndikalist‹, Fritz Kater, Berlin 1921.

21 Über die allgemeine Frage der Bürokratie im
Arbeiterstaat, seine Ursprünge und Mittel, sie zu bekämp-
fen, siehe Fernand Charlier, »The Roots of Bureaucracy
and Ways to Fight it«, in: »Fifty Years of World Revolu-
tion«, herausgegeben von E. Mandel, Merit Publishers,
New York 1968, S. 253-274.

22 Wir verweisen auf die schmerzliche Erfahrung Ju-
goslawien, vor allem seit der Wirtschaftsreform des Jah-
res 1965 und werden im Teil VIII dieser Einleitung die
Probleme der »sozialistischen Marktwirtschaft« und ih-
rer Überkreuzungen mit der Dynamik der Bürokratisie-
rung behandeln.

23 Trotzki kommt das Verdienst zu, als erster seit dem
Jahre 1906 den universellen Wert der Sowjets verstan-
den zu haben [...].

24 Siehe in diesem Zusammenhang die interessante
Studie Ossip K. Flechtheims über die Soziologie der
Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung in SPD und
KPD (1920-1933). Diese Studie zeigt insbesondere, dass
die KP in dem Augenblick, in dem sie den stärksten
Einfluss besaß – die Periode 1921-1928 – in den Indu-
striezweigen, in denen die Löhne am höchsten waren und
die industrielle Konzentration am stärksten, das Über-
gewicht gewann, während die SPD die Hegemonie über
die am schlechtest bezahlten und am meisten zerstreu-
ten Arbeiterschichten bewahrte (»Die KPD in der Wei-
marer Republik«, Europäische Verlagsanstalt, Frankfurt
1969, S. 311-321).

25 W. I. Lenin, »Die proletarische Revolution und der
Renegat Kautsky«, in: Ausgewählte Werke in zwei Bän-
den, Dietz Verlag, Berlin 1952, S. 436 f.
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26 [...]

27 Dies wird von den fanatischsten Apologeten der
jugoslawischen Bürokratie beharrlich abgestritten, die
dann zu wahrlich grotesken Formulierungen kommen.
So widersetzt sich ein Verteidiger der »sozialistischen
Marktwirtschaft« in der Zeitschritt »Student« (18. März
1969) der strikten Anwendung des Prinzips der Vertei-
lung gemäß dem für die Gesellschaft geleisteten Produk-
tionsbeitrages, indem er betont, dass dieses Prinzip »die
unterschiedlichen Begabungen und Leistungen ignoriert.
Eine derartige Forderung führt zur Bildung einer allmäch-
tigen administrativen und bürokratischen Macht über die
Produktion und die Gesellschaft, einer Macht, die eine
künstliche und oberflächliche Gleichheit errichtet, und
die zu Mangelerscheinungen, zur Ungleichheit und zu
Privilegien führt.« Diese angeblich gemäß dem Prinzip
der Gleichheit errichtete Bürokratie ist wirklich ein Hohn
für jeden, der auch nur vorgibt, Marxist zu sein.

28 »Der Kampf über die gesetzliche Beschränkung
der Arbeitszeit wütete um so heftiger, je mehr er, abge-
sehen von aufgeschreckter Habsucht, in der Tat die gro-
ße Streitfrage traf, die Streitfrage zwischen der blinden
Herrschaft der Gesetze von Nachfrage und Zufuhr, wel-
che die politische Ökonomie der Mittelklasse bildet, und

der Kontrolle sozialer Produktion durch soziale Ein- und
Vorsicht, welche die politische Ökonomie der Arbeiter-
klasse bildet.« (Karl Marx: »Inauguraladresse der Inter-
nationalen Arbeiter-Assoziation«, in: Karl Marx – Fried-
rich Engels, Werke, Dietz Verlag, Berlin 1964, Bd. 16,
S.11 (Hervorhebung von mir – E. M.)

29 Siehe das vor kurzem erlassene Verbot der Stu-
dentenzeitschrift »Student«.

30 [...]

31 Siehe »Räte in Saclay?« in: Trikont-Schriften zum
Klassenkampf, Nr. 9, Verlagskooperative Trikont, Mün-
chen.

32 Man sollte in diesem Zusammenhang darauf hin-
weisen, dass die Bildung von »Schüler-« und »Studenten-
räten« bereits in der russischen Revolution im Jahre 1918
und besonders in der ungarischen Revolution weitgehend
verbreitet war. Siehe hierzu: »Die Jugend der Revoluti-
on«, Verlag der Jugend-Internationale, Verlag Junge
Garde, Berlin 1921, S. 202-223.

33 Karl Marx – Friedrich Engels, Ausgewählte Schrif-
ten in zwei Bänden, Bd. 1, Dietz Verlag, Berlin 1960, S.
35.

hen. Eine solche Arbeitsgemeinschaft der Klassen ist nur
zu verwirklichen durch die Spitze der Gewerkschaften
und der kapitalistischen Verbände. Solche Versuche gab
es nicht wenige: in Deutschland (»Wirtschaftsde-
mokratie«), in England (»Mondismus«) usw. Doch han-
delte es sich in allen diesen Fällen nicht um Arbeiter-
kontrolle über das Kapital, sondern um Dienstbeflissen-
heit der Arbeiterbürokratie für das Kapital. Eine solche
Dienstbeflissenheit kann, wie die Erfahrung zeigt, lange
währen: je nach der Geduld des Proletariats.

Je näher der Produktion, der Fabrik, der Fachabteilung,
um so unmöglicher ist dieses Regime, denn hier geht es
um die unmittelbaren Lebensinteressen der Arbeiter, und
der gesamte Prozess entwickelt sich vor den Augen der
Arbeiter selbst. Die Arbeiterkontrolle durch Betriebsrä-
te ist nur denkbar auf der Basis des scharfen Klassen-
kampfes, aber nicht auf der der Arbeitsgemeinschaft.
Doch bedeutet auch dies Doppelherrschaft im Unterneh-
men, im Trust, im gesamten Industriezweig, in der ge-
samten Wirtschaft.

Welches Staatsregime entspricht der Arbeiterkontrolle
der Produktion? Es ist offenkundig, dass die Macht sich
noch nicht in den Händen des Proletariats befindet, an-
dernfalls hätten wir keine Arbeiterkontrolle der Produk-
tion, sondern die Kontrolle der Produktion durch den
Arbeiterstaat als Einleitung zum Regime der staatlichen

Leo Trotzki

ÜBER ARBEITERKONTROLLE DER PRODUKTION
(Brief an Genossen)

In Beantwortung eurer Anfrage will ich versuchen, hier
zur Einleitung des Meinungsaustausches einige allgemei-
ne Erwägungen zu skizzieren, die die Parole Arbeiter-
kontrolle der Produktion betreffen.

Die erste Frage, die dabei entsteht, ist: kann man sich
die Arbeiterkontrolle der Produktion als ständiges, nicht
ewiges natürlich, aber sehr lange andauerndes Regime
denken? Um diese Frage zu beantworten, muss die
Klassennatur eines solchen Regimes konkreter bestimmt
werden. Die Arbeiter haben in Händen - die Kontrolle.
Das heißt: Eigentum und Verfügungsrecht bleiben in
Händen der Kapitalisten. Somit besitzt das Regime ei-
nen widerspruchsvollen Charakter, indem es eine Art
Interregnum darstellt.

Die Arbeiter brauchen die Kontrolle nicht für platoni-
sche Zwecke, sondern um Produktion und Handels-
operationen der Unternehmer praktisch zu beeinflussen.
Diese lässt sich jedoch nicht erreichen, wenn nicht die
Kontrolle in der einen oder der anderen Form, in den
einen oder den anderen Grenzen in direkte Verfügungs-
funktion übergeht. In entwickelter Form bedeutet somit
Arbeiterkontrolle eine Art ökonomische Doppelherr-
schaft in Fabrik, Bank, Handelsunternehmen usw.

Soll die Beteiligung der Arbeiter an der Verwaltung dau-
erhaft, stabil, »normal« sein, muss sie auf Arbeitsgemein-
schaft der Klassen, nicht aber auf  Klassenkampf beru-
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Produktion auf den Grundlagen der Nationalisierung. Bei
uns ist die Rede von Arbeiterkontrolle im Bereich des
kapitalistischen Regimes, unter der Macht der Bourgeoi-
sie. Jedoch wird niemals eine Bourgeoisie, die sich fest
im Sattel fühlt, die Doppelherrschaft in ihren Betrieben
dulden. Die Arbeiterkontrolle ist folglich nur durchführ-
bar unter der Bedingung einer schroffen Veränderung
der Kräfteverhältnisse zu Ungunsten der Bourgeoisie und
ihres Staates. Die Kontrolle kann vom Proletariat der
Bourgeoisie nur gewaltsam aufgezwungen werden, auf
dem Wege zu jenem Augenblick, wo es ihr die Macht
und danach auch das Eigentum an den Produktionsmitteln
wegnimmt. Somit kann das Regime der Arbeiter-
kontrolle, ein seinem Wesen nach provisorisches, ein
Übergangsregime, nur der Periode der Erschütterung des
bürgerlichen Staates, der proletarischen Offensive und
des Zurückweichens der Bourgeoisie entsprechen, das
heißt, der Periode der proletarischen Revolution, im
weitesten Sinne des Wortes gedacht.

Ist der Bourgeois bereits nicht mehr der Herr, das heißt
nicht mehr ganz der Herr in seinem Betriebe, dann ist er
folglich auch nicht mehr völlig der Herr in seinem Staa-
te. Dies bedeutet: das Regime der Doppelherrschaft in
den Betrieben entspricht dem Regime der Doppel-
herrschaft im Staate.

Dieses Verhältnis darf jedoch nicht mechanisch verstan-
den werden, das heißt, nicht in der Art, dass die Doppel-
herrschaft im Betrieb und die Doppelherrschaft im Staa-
te an ein und demselben Tage das Licht der Welt erblik-
ken. Das fortgeschrittene Regime der Doppelherrschaft,
als eine der wahrscheinlichen Etappen der proletarischen
Revolution in jedem Lande, kann sich in verschiedenen
Ländern auf verschiedene Weise und aus verschiedenen
Elementen entwickeln. So kann unter gewissen Bedin-
gungen bei einer tiefen und anhaltenden ökonomischen
Krise (starker Organisiertheit der Arbeiter in den Be-
trieben, einer relativen Schwäche der revolutionären
Partei, einer relativen Stärke des Staates, der in der Re-
serve einen starken Faschismus hat usw.) - die Arbeiter-
kontrolle über die Produktion der entwickelten politi-
schen Doppelherrschaft in einem Lande vorausgehen.

Unter den oben in großen Zügen vorgezeichneten, be-
sonders für Deutschland charakteristischen Bedingun-
gen, kann die Doppelherrschaft sich im Lande gerade
aus der Arbeiterkontrolle als aus ihrer Hauptquelle, ent-
wickeln. Man muss bei dieser Tatsache verweilen, schon
allein deshalb, um jenen Fetischismus der Sowjetunion
zu verwerfen, den die Epigonen in der Komintern in
Umlauf gebracht haben. Nach der gegenwärtig herrschen-
den offiziellen Ansicht kann sich die proletarische Re-
volution nur vermittels der Sowjets vollziehen, wobei
die Sowjets zu entstehen haben unmittelbar für die Zwek-
ke des bewaffneten Aufstandes. Diese Schablone ist ab-
solut untauglich. Die Sowjets sind nur eine Organisati-
onsform, entschieden wird die Frage durch den Klassen-
inhalt der Politik, keinesfalls durch ihre Form. In
Deutschland hat es Ebert-Scheidemann-Sowjets gege-
ben. In Russland hatten sich die versöhnlerischen So-

wjets im Juli I9I7 gegen die Arbeiter und Soldaten ge-
wandt. Deshalb rechnete Lenin eine Zeitlang damit, wir
würden den bewaffneten Aufstand nicht mit Hilfe der
Sowjets, sondern der Fabrikkomitees durchführen müs-
sen. Diese Berechnung wurde durch den Gang der Er-
eignisse widerlegt, da es uns gelang, in den anderthalb
bis zwei Monaten vor dem Aufstande die wichtigsten
Sowjets zu erobern. Doch zeigt schon dieses Beispiel,
wie wenig wir geneigt waren, die Sowjets als das All-
heilmittel zu betrachten. Im Herbst I923 gegen Stalin
und andere die Notwendigkeit verteidigend, zur revolu-
tionären Offensive überzugehen, kämpfte ich gleichzei-
tig dagegen, dass in Deutschland Sowjets auf Komman-
do geschaffen würden, neben den Betriebsräten, die fak-
tisch bereits die Rolle der Sowjets zu erfüllen begannen.

Vieles spricht dafür, dass auch bei dem heutigen revolu-
tionären Aufstieg die Betriebsräte in Deutschland in ei-
nem bestimmten Stadium der Entwicklung die Rolle der
Sowjets erfüllen und sie ersetzen werden. Worauf grün-
de ich diese Annahme? Auf der Analyse der Bedingun-
gen, unter denen die Sowjets in Russland im Februar-
März 1917, in Deutschland und Österreich im Novem-
ber I9I8 entstanden. Dort wie hier waren Haupt-
organisatoren der Sowjets Menschewiki und Sozialde-
mokraten, die dazu gezwungen wurden durch die Be-
dingungen der »demokratischen« Revolution während
des Krieges. In Russland war es den Bolschewiki gelun-
gen, die Sowjets den Versöhnlern zu entreißen. In
Deutschland war es nicht gelungen, und deshalb ver-
schwanden die Sowjets.

Heute, im Jahre 1931, klingt das Wort »Sowjets« ganz
anders, als es 1917–1918 klang. Heute ist es das Syn-
onym der Diktatur der Bolschewiki, somit das Schreck-
gespenst im Munde der Sozialdemokratie. In Deutsch-
land werden die Sozialdemokraten nicht nur nicht zum
zweiten Male die Initiative zur Schaffung der Sowjets
ergreifen und sich nicht nur nicht freiwillig dieser Initia-
tive anschließen, sondern sie werden sich ihr bis zur letz-
ten Möglichkeit widersetzen. In den Augen des bürger-
lichen Staates, besonders seiner faschistischen Garde,
wird das Herangehen der Kommunisten an die Schaf-
fung der Sowjets gleichbedeutend sein mit der direkten
Erklärung des Bürgerkrieges seitens des Proletariats, und
folglich einen entscheidenden Zusammenstoß hervorru-
fen können, noch bevor die Kommunistische Partei selbst
es für zweckmäßig erachtet.

Alle diese Erwägungen zwingen stark, daran zu zwei-
feln, dass es gelingen könnte, in Deutschland vor dem
Aufstande und der Machteroberung Sowjets zu schaf-
fen, die wirklich die Mehrzahl der Arbeiter erfassen. Es
ist meiner Ansicht nach wahrscheinlicher, dass in
Deutschland die Sowjets erst am Tage nach dem Siege
entstehen werden, bereits als unmittelbare Machtorgane.

Ganz anders verhält sich die Sache mit den Betriebsrä-
ten. Sie existieren bereits heute. Sie werden gebildet so-
wohl von Kommunisten wie von Sozialdemokraten. In
gewissem Sinne verwirklichen die Betriebsräte die Ein-
heitsfront der Arbeiterklasse. Diese ihre Funktion wer-
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den sie verbreitern und vertiefen mit dem Steigen der
revolutionären Flut. Ihre Rolle wird wachsen, wie auch
ihre Eingriffe in das Leben der Fabrik, der Stadt, des
Industriezweiges, des Bezirks, des gesamten Staates.
Kreis-, Bezirks- wie auch Reichskongresse der Betriebs-
räte können als Basis für die Organe dienen, die faktisch
die Rolle der Sowjets erfüllen werden, d. h. der Organe
der Doppelherrschaft. In dieses Regime die sozialdemo-
kratischen Arbeiter vermittels der Betriebsräte hinein-
zuziehen wird viel leichter sein, als die Arbeiter direkt
aufzurufen, an einem bestimmten Tag und zu einer be-
stimmten Stunde mit der Bildung von Sowjets zu begin-
nen.

Das Zentrum der Betriebsräte einer Stadt kann durchaus
die Rolle des Stadtsowjets erfüllen. In Deutschland konn-
te man das im Jahre 1923 beobachten. Indem sie ihre
Funktion erweitern, sich immer kühneren Aufgaben zu-
wenden und Reichsorgane schaffen, können die Betriebs-
räte, die sozialdemokratischen Arbeiter eng mit den
Kommunisten verbindend, in Sowjets hineinwachsen und
eine organisatorische Stütze für den Aufstand werden.
Nach dem Siege des Proletariats werden diese Betriebs-
räte-Sowjets natürlicherweise sich scheiden müssen in
Betriebsräte im eigentlichen Sinne des Wortes und in
Sowjets als Organe der Diktatur des Proletariats.

Mit alledem wollen wir keinesfalls sagen, dass die Ent-
stehung von Sowjets vor der proletarischen Umwälzung
in Deutschland von vorn herein völlig ausgeschlossen
ist. Es besteht keine Möglichkeit, alle denkbaren Vari-
anten der Entwicklung vorauszusehen. Würde der Ver-
fall des bürgerlichen Staates der proletarischen Revolu-
tion weit zuvorkommen, der Faschismus sich noch vor
dem Aufstande des Proletariats den Kopf einrennen oder
auseinanderfallen, dann könnten Bedingungen für die
Schaffung von Sowjets als Kampforgane um die Macht
entstehen. Selbstverständlich würden in solchem Falle
die Kommunisten rechtzeitig die Lage erkennen und die
Parole der Sowjets erheben müssen. Dies wäre die denk-
bar günstigste Situation für den proletarischen Aufstand.
Würde sie sich ergeben, müsste sie restlos ausgenutzt
werden. Doch im Voraus damit zu rechnen, ist ganz un-
möglich. Da die Kommunisten mit dem noch hinläng-
lich festen bürgerlichen Staat und der Reservearmee des
Faschismus in seinem Rücken rechnen müssen, erscheint
der Weg über die Betriebsräte als der wahrscheinliche-
re.

Die Epigonen haben rein mechanisch den Gedanken
akzeptiert, Arbeiterkontrolle der Produktion wie Sowjets
seien nur unter revolutionären Bedingungen durchführ-
bar. Würden die Stalinisten versuchen, ihre Vorurteile in
ein bestimmtes System zu bringen, sie würden wahr-
scheinlich folgendermaßen argumentieren: Arbeiter-
kontrolle als eine Art ökonomische Doppelherrschaft ist
undenkbar ohne politische Doppelherrschaft im Lande,
die wiederum undenkbar ist, ohne dass die Sowjets der
bürgerlichen Macht gegenübergestellt werden; folglich
würden die Stalinisten Schlussfolgern - ist die Parole der
Arbeiterkontrolle der Produktion nur zulässig gleichzeitig

mit der Parole der Sowjets.

Aus allem Obengesagten geht klar hervor, wie falsch,
schematisch und leblos eine solche Konstruktion ist. In
der Praxis geht sie auf das eigenartige Ultimatum hin-
aus, das die Partei den Arbeitern stellt: ich, die Partei,
werde euch nur in dem Falle erlauben, für die Arbeiter-
kontrolle zu kämpfen, wenn ihr bereit seid, gleichzeitig
Sowjets zu errichten. Gerade darum aber handelt es sich,
dass diese zwei Prozesse keinesfalls unbedingt parallel
und gleichzeitig laufen müssen. Unter dem Einfluss von
Krisen, Arbeitslosigkeit und räuberischen Manipulatio-
nen der Kapitalisten kann die Arbeiterklasse in ihrer
Mehrheit bereit sein zu kämpfen für die Abschaffung
des Geschäftsgeheimnisses und für Kontrolle über Ban-
ken, Handel und Produktion, noch ehe sie zu der Ein-
sicht der revolutionären Machteroberung gelangt ist.

Den Weg der Kontrolle der Produktion beschreitend wird
das Proletariat unvermeidlich in die Richtung der Er-
oberung der Macht und der Produktionsmittel weiter
vorstoßen müssen. Fragen des Kredits, des Rohstoffes,
des Absatzes führen die Kontrolle umgehend über die
Mauern des isolierten Unternehmens hinaus. In einem
industriell so hoch entwickelten Lande wie Deutschland
genügen allein die Fragen des Exports und Imports, um
die Arbeiterkontrolle sogleich bis zu den Staatsaufgaben
emporzuheben und den offiziellen Organen des bürger-
lichen Staates die zentralen Organe der Arbeiterkontrolle
entgegenzustellen. Die ihrem Wesen nach unversöhnli-
chen Widersprüche des Regimes der Arbeiterkontrolle
werden sich in dem Maße der Ausdehnung seines
Wirkungsgebietes und seiner Aufgaben unvermeidlich
verschärfen müssen, um sich bald als unerträglich zu
erweisen. Ein Ausweg aus diesen Widersprüchen kann
gefunden werden, entweder in der Machteroberung durch
das Proletariat (Russland), oder in der faschistischen
Konterrevolution, die die nackte Diktatur des Kapitals
errichtet (Italien). Gerade in Deutschland mit seiner star-
ken Sozialdemokratie wird der Kampf um die Arbeiter-
kontrolle der Produktion am wahrscheinlichsten die er-
ste Etappe der revolutionären Einheitsfront der Arbeiter
sein, die dem offenen Kampf um die Macht vorangeht.

Darf man jedoch die Parole der Arbeiterkontrolle schon
jetzt erheben? Ist die revolutionäre Situation »reif«  da-
für? Diese Frage ist schwer zu beantworten. Es gibt kei-
nen solchen Meßapparat, der es erlauben würde, auf ein-
mal und fehlerlos die Grade der revolutionären Situati-
on zu bestimmen. Man ist gezwungen, sie durch die Tat,
im Kampfe, mit Hilfe der verschiedensten Gradmesser
nachzuprüfen. Einer dieser Meßapparate, unter den ge-
gebenen Verhältnissen vielleicht einer der wichtigsten,
ist gerade die Parole der Arbeiterkontrolle der Produkti-
on. Die Bedeutung dieser Parole besteht vor allem dar-
in, dass man auf ihrer Basis die Einheitsfront der kom-
munistischen Arbeiter mit den sozialdemokratischen,
parteilosen, christlichen usw. vorbereiten kann. Entschei-
dend ist das Verhalten der sozialdemokratischen Arbei-
ter. Die revolutionäre Einheitsfront der Kommunisten mit
den Sozialdemokraten - das ist ja die grundlegende poli-
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tische Bedingung, die in Deutschland zur unmittelbaren
revolutionären Situation fehlt. Das Vorhandensein eines
starken Faschismus ist gewiss ein ernstliches Hindernis
auf dem Wege zum Siege. Doch kann der Faschismus
seine Anziehungskraft nur behalten, weil das Proletariat
zersplittert und schwach ist, und weil ihm die Möglich-
keit fehlt, das deutsche Volk auf den Weg der siegrei-
chen Revolution zu führen. Die revolutionäre Einheits-
front der Arbeiterklasse bedeutet an sich bereits den
politischen Todesstoß für den Faschismus.

Aus diesem Grunde, nebenbei gesagt, trägt die Politik
der KPD-Leitung in der Frage des Volksentscheids ei-
nen um so verbrecherischeren Charakter. Der wütendste
Feind hätte kein sichereres Mittel ausdenken können, um
die sozialdemokratischen Arbeiter gegen die Kommu-
nistische Partei zu verhetzen und das Fortschreiten der
Politik der revolutionären Einheitsfront aufzuhalten.

Jetzt heißt es, diesen Fehler wieder gutzumachen. Die
Parole der Arbeiterkontrolle kann dabei außerordentlich
helfen. Doch muss man richtig an sie herangehen. Hin-
geworfen ohne die nötige Vorbereitung, als bürokrati-
scher Befehl, kann sich die Parole der Arbeiterkontrolle
nicht nur als ein Blindgänger erweisen, sondern die Par-
tei in den Augen der Arbeitermassen noch stärker kom-
promittieren und das Vertrauen zu ihr auch bei jenen
Arbeitern untergraben, die heute noch für sie stimmen.
Bevor man diese äußerst verantwortliche Kampfparole
aufstellt, muss man die Situation gut abfühlen und den
Boden vorbereiten.

Man muss beginnen von unten, von der Fabrik, von der
Werkstatt. Man muss die Fragen an einigen typischen
Industrie-, Bank- und Handelsunternehmen überprüfen,
sie ihnen anpassen. Man muss besonders krasse Speku-
lationsfälle zum Ausgangspunkt nehmen, verschleierte
Aussperrung, böswillige Verkleinerung der Gewinne zum
Zwecke der Lohnkürzung oder böswillige Übertreibung
der Herstellungskosten zu dem gleichen Zwecke usw.
Im Betrieb, der ein Opfer solcher Machinationen gewor-
den ist, muss man durch die kommunistischen Arbeiter
die Stimmung der übrigen Arbeitermasse abtasten, vor
allem der sozialdemokratischen Arbeiter: in welchem
Maße sie bereit wären, der Forderung entgegenzukom-
men, das Geschäftsgeheimnis aufzuheben und die
Arbeiterkontrolle der Produktion zu errichten. Man muss
aus Anlass besonders krasser Einzelfälle mit rein sachli-
cher Fragestellung beginnen, beharrliche Propaganda
führen, und auf diese Weise die Widerstandskraft des
sozialdemokratischen Konservativismus ermessen. Dies
wäre eines der besten Mittel, um festzustellen, in wel-
chem Maße die revolutionäre Situation »reif« ist.

Die vorherige Abtastung des Bodens setzt voraus eine
gleichzeitige theoretische und propagandistische Bear-
beitung der Frage durch die Partei, ernstliche und sach-
liche Instruierung der fortgeschrittenen Arbeiter, in er-
ster Linie der Betriebsratsmitglieder, der hervorragen-
deren Gewerkschaftsarbeiter usw. Nur der Verlauf die-
ser Vorbereitungsarbeit, das heißt der Grad ihres Erfol-
ges kann ergeben, in welchem Augenblick die Partei von

der Propaganda zur weiteren Agitation und zu unmittel-
baren praktischen Handlungen unter der Parole der Ar-
beiterkontrolle übergehen kann.

Die Politik der linken Opposition in dieser Frage ergibt
sich aus dem Dargelegten klar genug, wenigstens in ih-
ren Grundzügen. Es handelt sich in der ersten Zeit um
die Propaganda der richtigen prinzipiellen Fragestellung
und gleichzeitig um das Studium der konkreten Bedin-
gungen des Kampfes um die Arbeiterkontrolle. Die Op-
position muss in kleinem Maßstabe und in bescheide-
nem, ihren Kräften entsprechendem Maße, an die Vor-
bereitungsarbeit gehen, die oben als die nächste Aufga-
be der Partei charakterisiert worden ist. Auf dem Boden
dieser Aufgabe muss die Opposition Verbindung mit den
Kommunisten suchen, die in Betriebsräten und Gewerk-
schaften arbeiten, ihnen unsere Ansicht über die Gesamt-
situation erklären und bei ihnen lernen, wie unsere rich-
tige Ansicht über die Revolutionsentwicklung den kon-
kreten Verhältnissen der Fabrik und der Werkstatt anzu-
passen wäre.

P. S. Ich wollte damit schließen, doch da kommt mir in
den Sinn, dass die Stalinisten folgenden Einwand ma-
chen könnten: Ihr seid bereit, die Parole der Sowjets für
Deutschland »abzusetzen«; uns aber habt ihr erbittert kri-
tisiert und gebrandmarkt, weil wir uns seinerzeit gewei-
gert hatten, die Parole der Sowjets in China zu prokla-
mieren. In Wirklichkeit ist ein solcher »Einwand« nur
niedriger Sophismus, der auf dem immer gleichen orga-
nisatorischen Fetischismus beruht, d. h. auf der Identifi-
zierung des Klassenwesens mit der Organisationsform.
Würden die Stalinisten seinerzeit erklärt haben: es
bestünden in China Gründe, die die Anwendung der
Sowjetform verhindern, und würden sie eine andere Or-
ganisationsform der revolutionären Einheitsfront der
Massen, eine den chinesischen Verhältnissen ange-
passtere, empfohlen haben, wir würden selbstverständ-
lich mit aller Aufmerksamkeit einem solchen Vorschlag
begegnet sein. Man hat uns aber empfohlen, die Sowjets
durch die Kuomintang zu ersetzen, das heißt, durch die
Versklavung der Arbeiter an die Kapitalisten. Der Streit
ging um den Klasseninhalt einer Organisation und nicht
um ihre organisatorische »Technik«. Aber man muss
gleich hinzufügen, dass es gerade in China keinerlei sub-
jektive Hindernisse für die Sowjets gegeben hat, berück-
sichtigt man das Bewusstsein der Massen, nicht aber das
der damaligen stalinschen Verbündeten Tschiang Kai-
scheck und Wan Tin-wei. Die chinesischen Arbeiter be-
sitzen keine sozialdemokratischen, konservativen Tra-
ditionen. Der Enthusiasmus für die Sowjetunion war
wahrlich ungeteilt. Sogar die heutige Bauernbewegung
in China strebt danach, Sowjetformen anzunehmen. Um
so allgemeiner war das Streben der Massen nach So-
wjets in den Jahren 1925–I927.

20. August 1931

(Leo Trotzki, Gegen den Nationalkommunismus, Leh-
ren des »Roten Volksentscheids« , Energiadruck, Berlin
I931, S. 27–36.)
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Leo Trotzki

Kadiköy, 12. September I93I

Werte Genossen! Sie widersprechen der Losung der
Arbeiterkontrolle über die Produktion im Allgemeinen
und im Besonderen dem Versuch ihrer Verwirklichung
durch die Betriebsräte. Ihr Hauptargument besteht in der
„Feststellung“, dass die „gesetzlichen“ Betriebsräte in
Deutschland dazu nicht fähig seien.

Ich habe in meinem Artikel nirgends von „gesetzlichen“
Betriebsräten gesprochen. Nicht nur das: ich habe ganz
eindeutig darauf hingewiesen, dass die Betriebsräte zu
Organen der Arbeiterkontrolle nur dann werden können,
wenn der Druck der Arbeitermassen ausreicht, um eine
Doppelherrschaft im Betrieb und im Lande teils vorzu-
bereiten, teils aufzurichten. Es ist klar, dass dies im Rah-
men des herrschenden Gesetzes über die Betriebsräte
ebensowenig vor sich gehen kann wie die Revolution im
Rahmen der Weimarer Verfassung.

Nur Anarchisten können daraus aber die Schluss-
folgerung ziehen, dass man weder die Weimarer Verfas-
sung, noch das Betriebsrätegesetz ausnützen dürfe. Aus-
nützen muss man sowohl das eine wie das andere. Aber
auf revolutionäre Weise. Die Betriebsräte sind nicht das,
wozu das Gesetz sie macht, sondern das, was die Arbei-
ter aus ihnen machen. Auf einer bestimmten Stufe „ver-
schieben“ die Arbeiter den Rahmen des Gesetzes oder
sie sprengen ihn oder gehen einfach über ihn hinweg.
Darin besteht eben der Übergang zu einer revolutionä-
ren Situation. Dieser Übergang liegt noch vor uns, nicht
aber hinter uns. Man muss ihn vorbereiten.

Dass in den Betriebsräten nicht selten Karrieristen, Fa-
schisten, sozialdemokratische Bonzen usw. sitzen, spricht
nicht gegen die Ausnutzung der Betriebsräte, sondern
beweist nur die Schwäche der revolutionären Partei der
Arbeiterklasse. Solange die Arbeiter solche Betriebsrä-
te dulden, werden sie keine Revolution machen. Abseits
von den Arbeitern kann die Partei nicht stärker werden.
Der Hauptschauplatz der Tätigkeit der Arbeiter ist aber
der Betrieb.

Aber in Deutschland gibt es doch Millionen Arbeitslo-
se!, antworten Sie. – Das übersehe ich nicht. Doch was
folgt daraus? Ganz und gar auf die beschäftigten Arbei-
ter verzichten und alle Hoffnungen nur auf die erwerbs-
losen Arbeiter übertragen? Das wäre eine rein anarchi-
stische Taktik. Natürlich bilden die Arbeitslosen, beson-
ders in Deutschland, einen gewaltigen revolutionären
Faktor. Aber nicht als selbständige proletarische Armee,
sondern nur als „linker Flügel“ einer solchen. Den Haupt-
kern der Arbeiter hat man dennoch in den Betrieben zu
suchen. Also bleibt die Frage der Betriebsräte in ihrer
ganzen Schärfe bestehen.

Weiter. Auch für die Arbeitslosen ist es ganz und gar
nicht gleichgültig, was in den Unternehmungen und über-
haupt im Produktionsprozess vor sich geht. Zur Kon-

trolle über die Produktion sind unbedingt auch die Ar-
beitslosen heranzuziehen. Die organisatorischen Formen
hierfür wird man finden, sie werden sich aus der Praxis
selbst ergeben. Natürlich wird alles das nicht im Rah-
men des gegenwärtig bestehenden Gesetzes vor sich
gehen. Man muss aber Formen finden, die geeignet sind,
sowohl die Beschäftigten wie die Arbeitslosen zu um-
fassen, und sich nicht zur Rechtfertigung der eigenen
Schwäche und Passivität einfach auf das Vorhandensein
der Arbeitslosen berufen.

Sie sagen, die Brandlerianer seien auch für die Arbeiter-
kontrolle durch die Betriebsräte. – Ich habe leider aus
Zeitmangel seit langem aufgehört, die Literatur der
Brandlerianer zu verfolgen, und weiß daher nicht, wie
sie die Frage stellen. Es ist höchst wahrscheinlich, dass
die Brandlerianer auch hier den Geist des Opportunis-
mus und der Borniertheit nicht loswerden. Aber kann
etwa die Position der Brandlerianer für uns entscheiden-
de Bedeutung haben, sei es auch nur im negativen Sinn?
Die Brandlerianer haben auf dem Dritten Weltkongress
der Kommunistischen Internationale etwas gelernt. Sie
versuchen, die bolschewistischen Methoden des Kamp-
fes um die Massen mit opportunistischen Entstellungen
anzuwenden oder zu propagieren. Müssen wir wirklich
deshalb auf diese Methoden selbst verzichten?

Wenn ich Ihren Brief richtig verstehe, sind Sie auch
Gegner der Arbeit in den Gewerkschaften und der Teil-
nahme am Parlament. Aber dann sind wir durch einen
Abgrund voneinander getrennt. Ich bin Marxist, aber kein
Bakuninist. Ich stehe auf dem Boden der Wirklichkeit
der bürgerlichen Gesellschaft, um in ihr selbst die Kräf-
te und die Hebel zu ihrem Sturz zu finden.

· Sie stellen den Betriebsräten, den Gewerkschaften, dem
Parlamentarismus das – Räte-System entgegen. Dazu gibt
es im Deutschen einen schönen Vers: „Schön ist ein Zy-
linderhut, wenn man ihn besitzen tut.“ Sie haben nicht
nur keine Räte, sondern nicht einmal eine Brücke zu ih-
nen, keine Straße zu dieser Brücke, keinen Fußweg zu
dieser Straße. Pfemferts „Aktion“ verwandelte die So-
wjets (Räte) in einen Fetisch, in ein übersoziales Ge-
spenst, in einen religiösen Mythos. Jede Mythologie dient
den Menschen dazu, ihre eigene Schwäche zu verdek-
ken oder mindestens, sich mit ihr zu trösten . . . „Weil
wir auf den Tod ohnmächtig sind, weil wir in den Betrie-
ben nichts machen können, so . . . so steigen wir zum
Lohn dafür auf einmal in eine solche Höhe, dass zu un-
serer Hilfe die Räte vom Himmel fallen.“ – Da haben
Sie die ganze Philosophie der deutschen Ultra-Linken.

Nein, mit dieser Politik habe ich nichts gemein. Unsere
Meinungsverschiedenheiten betreffen ganz und gar nicht
das deutsche „Betriebsrätegesetz“, sondern die marxi-
stischen Gesetze der proletarischen Revolution.

Gegen die Widersacher der Losung »Arbeiterkontrolle der Produktion«
(Neuer Brief an die Well-Gruppe)
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Die Arbeiterkontrolle ist eine Übergangsforderung, ein
mustergültiges Beispiel antikapitalistischer Strukturre-
form. Sie geht von unmittelbaren Hauptforderungen brei-
ter Massen aus und führt zu Auseinandersetzungen, die
in der Praxis das kapitalistische System und den kapita-
listischen Staat in Frage stellen. Denn Arbeiterkontrolle
ist eine Forderung, die der Kapitalismus weder verdau-
en noch integrieren kann: wie die Tagesforderungen der
letzten 60 Jahre (Lohnerhöhung, 8-StundenTag, gesetz-
liche Sozialversicherung und bezahlter Urlaub).

Greifen wir eine der Behauptungen heraus, wie wir sie
von sektiererischen Vertretern der »reinen Lehre« zu
hören bekommen: „Wenn Ihr antikapitalistische Struk-
turreformen fordert“, sagen sie, „dann seid Ihr Reformi-
sten, denn Eure Formulierung enthält das Wort Reform“.
Diese Behauptung ist kindisch. Sie ist auch unredlich
von seiten jener, die sich dem Kampf um Reformen nicht
systematisch widersetzen. Man könnte dies allenfalls
noch von gewissen Anarchisten verstehen, die den Kampf
um Lohnforderungen verwerfen. Sie haben zwar unrecht,
aber sie sind meistens in sich logisch.

Aber was soll man zu jenen Leuten sagen, die zwar je-
den Kampf um Lohnerhöhung, um Arbeitszeitverkür-
zung, Herabsetzung des Pensionsalters, zusätzliches
Urlaubsgeld, kostenlose medizinische Betreuung und
kostenlose Heilmittel bejahen, gleichzeitig jedoch den
Kampf um antikapitalistische Strukturreformen ableh-
nen?

Sie legen sich selbst keine Rechenschaft darüber ab, dass
sie zwar auch um Reformen kämpfen, aber dass der
Unterschied zwischen ihnen und uns darin besteht, dass
sie nur für solche Reformen kämpfen, die der Kapitalis-
mus - wie mehrfach erwiesen - verwirklichen und in sein
System integrieren kann, die jedoch das System als sol-
ches nicht erschüttern.

Das besondere an der Forderung nach antikapitalistischer
Strukturreform ist die Tatsache, dass sie innerhalb eines
normal funktionierenden kapitalistischen Systems nicht
zu verwirklichen ist, dass sie dieses System sprengt, eine
Situation der Doppelherrschaft herbeiführt und sehr rasch
zu einer revolutionären Kraftprobe führt. Das mindeste,
was man über Lohnerhöhungen sagen kann - so wichtig
sie auch für die Hebung der Kampfbereitschaft und des
Bewusstseins der Arbeiter sein mögen - ist, dass sie die-
se Logik nicht haben.

Tatsächlich beruht die ganze Argumentation unserer »rei-
nen« Gegner auf einer kindischen Verwirrung. Denn nicht
jeder, der für Reformen kämpft, ist Reformist, sonst wäre
Lenin der erste in der Reihe, denn er hat den Kampf um
die Verteidigung unmittelbarer Arbeiterinteressen nie-
mals verworfen. Derjenige ist Reformist, der glaubt, dass
der Kampf um Reformen genüge, um den Kapitalismus
schrittweise zu überwinden, ohne die Macht der Bour-
geoisie zu stürzen.

Aber die Verfechter des Programms antikapitalistischer
Strukturreformen haben diese Illusion keineswegs. Sie
glauben weder an die allmähliche Erreichung des Sozia-
lismus noch an die Machteroberung durch Wahlen oder
über das Parlament. Sie sind überzeugt, dass für den Sturz
des Kapitalismus ein globaler Zusammenstoß auf außer-
parlamentarischer Ebene zwischen den im Kampf be-
findlichen Arbeitern und dem bürgerlichen Staat unaus-
weichlich ist. Das Programm der antikapitalistischen
Strukturreformen hat genau das Ziel, die Arbeiter zu
Kämpfen anzuleiten, die zu diesem Zusammenstoß füh-
ren. Unsere »reinen« Kritiker begnügen sich im Allge-
meinen mit Kämpfen um unmittelbare Tagesforderungen,
während sie gleichzeitig eine abstrakte Propaganda für
die Revolution machen, ohne sich jemals die Frage zu
stellen, wie diese praktisch in Gang kommt.

Nach dem Generalstreik vom Dezember/Januar 1960/
61 in Belgien liefert uns der Generalstreik vom Mai 1968
eine ausgezeichnete Illustration der entscheidenden Be-
deutung dieses Problems.

Zehn Millionen Arbeiter standen im Streik. Sie besetz-
ten ihre Betriebe. Waren sie ursprünglich beseelt von
dem Wunsch, die im Verlauf des zehnjährigen Beste-
hens des gaullistischen Systems angehäuften sozialen
Ungerechtigkeiten zu beseitigen, so gingen sie in der
Folge weit über bloße Lohnforderungen hinaus. Die
Zurückweisung der ersten »Vereinbarungen von
Grenelles«, die ihnen immerhin eine durchschnittliche
Lohnerhöhung von 14% angeboten hatten, spiegelt klar
den Willen wider, weiter zu gehen.

Aber wenn die Arbeiter auch nicht bereit waren, sich
mit der Erfüllung von Tagesforderungen zufrieden zu
geben, so hatten sie andererseits keine genauen Vorstel-
lungen darüber, was sie eigentlich wollten. Sie wussten
nicht, wie sie diesen Kampf in Angriff nehmen sollten.

Wären sie in den vorangegangenen Monaten und Jahren
im Geiste der Arbeiterkontrolle erzogen worden, hätten
sie gewusst, was zu tun ist: in jedem Unternehmen ein
Komitee zu wählen, das daran geht, Einsicht in die Bü-
cher zu nehmen, selbst die Gestehungskosten zu kalku-
lieren und die Profitrate festzustellen; ein Einspruchs-
recht bei Einstellung und Entlassung sowie bei jeglicher
Änderung der Arbeitsorganisation; Ablösung des vom
Unternehmer eingesetzten Abteilungsleiters oder Werk-
meisters durch Arbeitskollegen (oder durch Mitglieder
der Abteilung, die sich turnusmäßig in der Verantwor-
tung ablösen).

Ein solches Komitee wäre sofort auf allen Ebenen mit
der Autorität der Unternehmensleitung zusammengesto-
ßen. Die Arbeiter wären gezwungen gewesen, rasch von
der Arbeiterkontrolle zur Arbeiterselbstverwaltung über-
zugehen. Aber diese Übergangszeit hätte genutzt wer-
den müssen, um die Willkür, die Ungerechtigkeit, den
Betrug und die Verschwendung der Unternehmer vor der

ARBEITERKONTROLLE
Ernest Mandel
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ganzen Nation anzuprangern, lokale, regionale und na-
tionale Kongresse und Streikkomitees sowie Komitees
der Arbeiterkontrolle zu bilden, um den im Kampf be-
findlichen Arbeitern die unerlässlichen Instrumente der
Organisation und der Selbstverteidigung zu liefern, die
sie instand gesetzt hätten, dem kapitalistischen Staat und
der kapitalistischen Klasse als Ganzes gegenüberzutre-
ten.

Das Beispiel vom Mai 68 zeigt einen der hauptsächli-
chen Gründe, warum die Forderung nach Arbeiter-
kontrolle zwingend einen entscheidenden Platz in der
ganzen sozialistischen Strategie einnimmt, die darauf
abzielt, den Kapitalismus in einem industriell entwik-
kelten Land zu stürzen. Sie ist das Sprungbrett vom
umfassenden Kampf der Arbeiterklasse gegen die Un-
ternehmer (Generalstreik und Besetzung der Betriebe)
zum Kampf um die Macht.

Wenn das eine aus dem anderen hervorgehen soll, so
müssen es die Arbeiter nicht als etwas Abstraktes, durch
revolutionäre Propagandatrupps künstlich in ihre Kämpfe
Hineingetragenes annehmen, sondern es muss sich als
eine Notwendigkeit ihres Kampfes entwickeln. Die For-
derung nach Arbeiterkontrolle (die die kapitalistische
Macht auf allen Ebenen in Frage stellt und die dahin
tendiert, erst in den Betrieben, dann im ganzen Land eine
sich entwickelnde Arbeitermacht hervorzubringen, die
sich der Macht des Kapitals entgegenstellt) ist die beste
Brücke zwischen den unmittelbaren Tageskämpfen und
dem Kampf um die Macht. Es gibt noch andere Gründe,
die diese Forderung in der gegenwärtigen Etappe des
Kapitalismus und des antikapitalistischen Kampfes der
Arbeiter so bedeutsam machen. Die kapitalistische Kon-
zentration, die wachsende Verflechtung zwischen den
Monopolen und dem bürgerlichen Staat, diese Rolle, die
der Staat in den imperialistischen Ländern als Garant
der Monopolprofite in zunehmendem Maße spielt; die
wachsende Tendenz zur Organisierung und »Program-
mierung« der neokapitalistischen Wirtschaft – all diese
wesentlichen Züge der heutigen Wirtschaft verlegen den
Schwerpunkt des Klassenkampfes von der Fabrik in den
Bereich der Gesamtwirtschaft.

In der »dirigistischen«, kapitalistischen Wirtschaft hängt
alles eng zusammen. Eine Lohnerhöhung wird durch
Preissteigerungen, Steuererhöhungen oder ähnliche Mit-
tel annulliert (z. B. Erhöhung der Beiträge zur Sozial-
versicherung oder Herabsetzung der Leistungen). Der
regionale Beschäftigungsgrad wird durch kapitalistische
Rationalisierung oder durch Investitionen in anderen
Gebieten über den Haufen geworfen. Die Unternehmer
bemühen sich, eine »Einkommenspolitik« durchzuset-
zen, die die Löhne an die Produktivität bindet, die je-
doch zugleich den Arbeitern die Mittel verweigert, die-
se zu bestimmen, indem sie die Ursachen kennen.

Wenn die Gewerkschaften sich damit zufrieden geben,
immer wieder um die Anpassung oder Erhöhung der
Löhne zu kämpfen, werden sie mit Sicherheit übervor-
teilt. Die Logik des nationalen (und internationalen) Klas-
senkampfes bringt sie dazu, den Zusammenhang zwi-

schen Preisen und Löhnen, Löhnen und Geld, Lohner-
höhung und Produktivitätssteigerung festzustellen, den
ihnen die Unternehmer und die von ihnen bezahlten Re-
gierungen als »unvermeidlich« aufzwingen wollen. Aber
diese Auseinandersetzungen können nur wirksam, d. h.
in Kenntnis der Ursachen, geführt werden, wenn die
Bücher offengelegt werden, wenn das Bankgeheimnis
gelüftet wird und die Arbeiter eines Tages den ganz ge-
heimen Mechanismus des Profits und der kapitalistischen
Ausbeutung enthüllen.

Es versteht sich, dass so gesehen die Arbeiterkontrolle
von den gewählten Delegierten und vor der ganzen Na-
tion ausgeübt wird und nicht von Gewerkschaftsführern,
die sich mit einigen Unternehmern hinter verschlosse-
nen Türen treffen. Wir kommen darauf nochmals zurück,
denn diese Unterscheidung ist von außerordentlicher
Wichtigkeit.

Wir leben in einer Epoche sich immer rascher vollzie-
hender technischer Umwälzungen: in der dritten Indu-
striellen Revolution. Im Verlaufe dieser Umwälzung
werden ganze Industriebranchen, werden Arbeitsplätze
und Berufe innerhalb weniger Jahre liquidiert. Unauf-
hörlich sind die Unternehmer bestrebt, die Arbeit des
Menschen immer teureren, immer komplizierteren Ma-
schinen unterzuordnen.

Während die Handarbeit allmählich aus den Betrieben
verschwindet, steigt die Zahl der direkt im Produk-
tionsprozess tätigen Techniker. Das Niveau der Qualifi-
kation und der Bildung der Arbeiter steigt rasch an. Das
sich immer klarer abzeichnende Streben nach Allgemein-
bildung bis zum 17. oder 18. Lebensjahr ist dafür ein
deutliches Indiz. Je mehr der Bildungsgrad der Arbeiter
wächst, desto kampfbereiter werden sie und um so we-
niger nehmen sie es hin, dass Verwalter, Direktoren und
»Chefs«, die oft weniger von der Produktion und von
den Maschinen verstehen als sie, ihnen diktieren, was
sie, wie sie und unter welchen Bedingungen sie zu pro-
duzieren haben. Die hierarchische Struktur der Unter-
nehmen lastet um so schwerer auf den Arbeitern, als der
Abstand der technischen Kenntnisse zwischen Arbeitern
und Unternehmern immer geringer wird, ja mitunter nur
durch ein künstliches Informationsmonopol über das
Funktionieren des gesamten Unternehmens, das der Un-
ternehmer hartnäckig für sich reserviert, aufrechterhal-
ten wird.

Tatsächlich weisen die Statistiken über die Streikursachen
in Großbritannien und Italien aus, dass die Arbeitskon-
flikte immer weniger reine Lohnforderungen, dagegen
immer mehr Fragen der Arbeitsorganisation und des
Arbeitsprozesses betreffen. Belgien hinkt in dieser Fra-
ge noch etwas hinterher; doch das wird nicht mehr lange
dauern. Die Forderung nach Arbeiterkontrolle, die ei-
nem sich aus dem wirtschaftlichen und sozialen Leben
ergebenden Bedürfnis entspricht, schließt das Recht der
Einsichtnahme in die Bücher und das unmittelbare Veto
der Arbeiter in einigen Bereichen des Unternehmens ein,
weist aber zugleich jede Verantwortung zurück, solange
das kapitalistische Eigentum und der kapitalistische Staat
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bestehen. Die Struktur der Unternehmen entspricht nicht
mehr den Erfordernissen der Wirtschaft und den Bestre-
bungen der Arbeiter.

In diesem Sinne ist diese Forderung zutiefst antikapita-
listisch. Denn der Kapitalismus ist letztlich nicht cha-
rakterisiert durch niedrige Löhne oder durch eine große
Zahl von Arbeitslosen (wenn auch die immer wieder-
kehrenden Rezessionen unvermeidlich und bedeutend
sind). Er ist dadurch charakterisiert, dass das Kapital und
die Kapitalisten die Menschen und die Maschinen kom-
mandieren. Nur wer ihnen dieses Kommandorecht strei-
tig macht, ihnen eine Macht von anderer Art entgegen-
stellt, beginnt tatsächlich den Sturz des kapitalistischen
Regimes einzuleiten.

(Artikelserie in: Was tun, Jahrgang II, Nr. 6, Mannheim
1969.)

Leo Trotzki

VERSTAATLICHTE INDUSTRIE
UND ARBEITERKONTROLLE

Vorbemerkung:

Als die mexikanische Cardenas-Regierung 1938 die Öl-
industrie der anglo-amerikanischen Imperialisten enteig-
nete, schrieben solche Zeitungen wie die New-Yorker
“Daily News” dies dem in Mexiko im Exil befindlichen
Leo Trotzki zu. Das entsprach natürlich nicht der Wahr-
heit.

Trotzki hatte ein von ihm genauestens eingehaltenes
Abkommen getroffen, dass er als Entgelt für das Asyl
nicht in die mexikanische Politik eingreifen würde. In-
folgedessen war er gezwungen, seine Stellungnahme zu
der Enteignung ganz allgemein zu halten. Er unterstütz-
te diese Maßnahme und erklärte seine Auffassungen in
einem Artikel vom 5. Juni 1938, der im “Socialist Ap-
peal”, dem späteren Militant, veröffentlicht wurde. Es
war nicht bekannt, dass Trotzki ausführlicher über einen
anderen Aspekt der Enteignung geschrieben hatte, dass
nämlich die mexikanische Regierung die Ölindustrie
unter die Verwaltung der Arbeiter gestellt hatte.

Im April 1946 wurde Natalia Trotzki vom früheren Se-
kretär Trotzkis, von Joseph Hansen, aufgesucht. Dort traf
er auch verschiedene Freunde Trotzkis. Darunter befand
sich einer, der eine Untersuchung der Enteignung ge-
macht hatte. Dieser Freund teilte mit, dass er sich mit
Trotzki einen ganzen Nachmittag über die Einmaligkeit
einer Arbeiterverwaltung einer enteigneten Industrie in
einem kapitalistischen Lande unterhalten habe.

Trotzki versprach, über diese Frage noch gründlicher
nachzudenken. Drei Tage später rief Trotzkis französi-
scher Sekretär an und teilte mit, dass Trotzki einen kur-
zen Artikel geschrieben habe.

Dieser bemerkenswerte Artikel ist nirgendwo bisher ge-
druckt worden. Genosse Hansen untersuchte das Manu-

skript. Mit der Schreibmaschine auf französisch geschrie-
ben, ohne Datum und Unterschrift, schienen jedoch die
Einfügungen und stilistischen Verbesserungen (mit Tin-
te) in Trotzkis Handschrift zu sein. Der Stil und vor al-
lem die analytische Methode und die revolutionären
Schlussfolgerungen waren zweifellos die Trotzkis. Ge-
nosse Hansen ließ sofort eine Kopie mit der Schreibma-
schine anfertigen und brachte sie Natalia. Sie war eben-
falls von der Echtheit des Artikels überzeugt. Das wahr-
scheinliche Entstehungsdatum kann auf Mai oder Juni
1938 festgelegt werden.

(Einleitung zur einzigen bisher erschienenen Ausgabe
dieses Artikels in Writings of Leon Trotsky [1938-39],
New York [Pathfinder], 1969)

************

In den industriell rückständigen Ländern spielt das aus-
ländische Kapital eine entscheidende Rolle. Von da rührt
die relative Schwäche der nationalen Bourgeoisie im
Verhältnis zum nationalen Proletariat. Für die Staats-
macht ergeben sich daraus besondere Bedingungen. Die
Regierung schwankt zwischen ausländischem und ein-
heimischem Kapital, zwischen der schwachen nationa-
len Bourgeoisie und dem relativ mächtigen Proletariat.
Dies gibt der Regierung einen bonapartistischen Cha-
rakter besonderer Art. Sie erhebt sich sozusagen über
die Klassen. Sie kann entweder regieren, indem sie sich
zum Instrument des Auslandskapitalismus macht und das
Proletariat in den Ketten einer Polizeidiktatur hält, oder
sie kann mit dem Proletariat manövrieren und sogar so
weit gehen, ihm Konzessionen einzuräumen und damit
die Möglichkeit gewinnen, eine gewisse Freiheit gegen-
über den ausländischen Kapitalisten zu erringen. Die ge-
genwärtige Politik [der mexikanischen Regierung – d.
Übersetzer] schlägt die zweite Linie ein; ihre größten
Erfolge waren die Enteignungen der Eisenbahnen und
der Ölindustrie.

Diese Maßnahmen  bewegen sich völlig im Rahmen des
Staatskapitalismus. Indessen steht ein Staatskapitalismus
in einem halbkolonialen Lande unter starken Druck pri-
vaten Auslandskapitals und seiner Regierungen, und kann
sich ohne aktive Unterstützung der Arbeiter nicht hal-
ten. Deshalb versucht die Regierung, ohne die wirkliche
Macht ihren Händen entgleiten zu lassen, den Arbeiter-
organisationen einen beträchtlichen Teil der Verantwor-
tung für die Produktionsentwicklung in den verstaatlich-
ten Industriezweigen aufzubürden.

Wie sollte die Politik der Arbeiterpartei in diesem Falle
aussehen? Es wäre natürlich ein verhängnisvoller Irrtum,
ein ausgesprochener Betrug, zu behaupten, dass der Weg
zum Sozialismus nicht über die proletarische Revoluti-
on, sondern über die Nationalisierung von verschiede-
nen Industriezweigen durch den bürgerlichen Staat und
ihre Überführung in die Hände von Arbeiter-
organisationen führe. Aber darum handelt es sich nicht.
Die bürgerliche Regierung hat selber die Nationalisie-
rung durchgeführt und ist gezwungen gewesen, die Ar-
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beiter zu einer Beteiligung an der Verwaltung der ver-
staatlichten Industrie aufzufordern. Man kann natürlich
der Frage ausweichen, indem man folgende Tatsache
anführt: Solange das Proletariat nicht die Macht ergreift
kann die Teilnahme der Gewerkschaften an der Verwal-
tung von Betrieben des Staatskapitalismus keine sozia-
listischen Ergebnisse zeitigen. Jedoch würde eine sol-
che negative Politik seitens des revolutionären Flügels
von den Massen nicht verstanden werden und die op-
portunistischen Positionen stärken. Für Marxisten han-
delt es sich nicht darum, den Sozialismus mit den Hän-
den der Bourgeoisie aufzubauen, sondern Situationen
auszunutzen, die sich innerhalb des Staatskapitalismus
anbieten, und die revolutionäre Bewegung der Arbeiter
zu fördern.

Eine Beteiligung in bürgerlichen Parlamenten kann kei-
ne bedeutsamen positiven Ergebnisse mehr bringen; un-
ter gewissen Umständen kann sie sogar zur Demorali-
sierung der Arbeiterabgeordneten führen. Dies ist jedoch
für Revolutionäre kein Argument für einen Anti-
parlamentarismus.

Es wäre ungenau, die Politik einer Arbeiterbeteiligung
bei der Verwaltung einer verstaatlichten Industrie mit der
Beteiligung von Sozialisten in einer bürgerlichen Regie-
rung (die wir mit “Ministerialismus” bezeichnet haben),
gleichzusetzen. Alle Mitglieder der Regierung sind durch
Bande der Solidarität miteinander verbunden. Eine in
der Regierung vertretene Partei ist vollständig für die
Politik der Regierung als Ganze verantwortlich. Eine
Teilnahme an der Verwaltung eines bestimmten Indu-
striezweigs gibt weitestgehende Gelegenheit zur politi-
schen Opposition. Sollten die Arbeitervertreter in der
Verwaltung in der Minderheit sein, so haben sie jede
Möglichkeit, ihre Vorschläge, die von der Mehrheit ab-
gelehnt wurden, darzulegen und zu veröffentlichen, sie
den Arbeitern bekanntzumachen, usw.

Die Teilnahme von Gewerkschaften bei der Verwaltung
der verstaatlichten Industrie kann mit der Teilnahme von
Sozialisten in den “Gemeinderäten” verglichen werden,
wo die Sozialisten manchmal eine Mehrheit erringen und
gezwungen sind, eine bedeutende Gemeindewirtschaft
zu leiten, während die Bourgeoisie noch die Macht im
Staate hat und die bürgerlichen Eigentumsgesetze wei-
ter gelten. Reformisten in den Gemeindeparlamenten
passen sich passiv dem bürgerlichen Regime an. Revo-
lutionäre an dieser Stelle machen alles für die Arbeiter-
interessen, und zeigen ihnen gleichzeitig bei jedem
Schritt, dass Gemeindepolitik  ohne Eroberung der
Staatsmacht machtlos ist.

Sicherlich besteht der Unterschied darin, dass auf dem
Felde der Gemeindepolitik die Arbeiter über demokra-
tische Wahlen bestimmte Positionen errungen haben,
während im Falle einer verstaatlichten Industrie die Re-
gierung selber sie dazu auffordert, bestimmte Positio-
nen zu übernehmen. Aber dieser Unterschied hat einen
rein formalen Charakter. In beiden Fällen ist die Bour-
geoisie gezwungen, den Arbeitern gewisse Wirkungs-
kreise zu überlassen. Die Arbeiter nutzen diese in “ih-

rem eigenen” Interesse.

Es wäre leichtsinnig, die Augen vor den Gefahren zu
verschließen, die sich aus einer Situation ergeben, in der
die Gewerkschaften in der verstaatlichten Industrie eine
führende Rolle spielen. Die Gefahr beruht auf den Ver-
bindungen zwischen den führenden Gewerkschafts-
vertretern mit dem staatskapitalistischen Apparat, in der
Verwandlung von Amtsträgern des Proletariats in Gei-
seln des bürgerlichen Staates. Aber so groß diese Ge-
fahr auch sein mag – sie ist nur Teil einer allgemeinen
Gefahr, genauer gesagt, einer allgemeinen Krankheit,
nämlich der bürgerlichen Degeneration der Gewerk-
schaftsapparate in der imperialistischen Epoche – nicht
nur in den alten Industriestaaten, sondern auch in den
Kolonialländern. Die Gewerkschaftsführer sind in ihrer
überwältigenden Mehrheit politische Agenten der Bour-
geoisie und ihres Staates. In einer verstaatlichten Indu-
strie können sie direkte administrative Agenten werden
und sind bereits auf dem Wege dorthin. Dagegen gibt es
keinen anderen Weg als der Kampf für die Unabhängig-
keit der Arbeiterbewegung im allgemeinen, und im be-
sonderen durch die Bildung von festen revolutionären
Kernen innerhalb der Gewerkschaften, die imstande sind,
bei gleichzeitiger Bewahrung der Einheit der Gewerk-
schaftsbewegung, für eine Klassenpolitik und für eine
revolutionäre Zusammensetzung der Leitungsgremien zu
kämpfen.

Eine andere Gefahr besteht darin, dass die Banken und
andere kapitalistische Unternehmen, von denen ein be-
stimmter Zweig der verstaatlichten Industrie ökonomisch
abhängig ist, bestimmte Sabotagemethoden benutzen
können und werden, um der Arbeiterverwaltung Hinder-
nisse in den Weg zu legen, sie zu diskreditieren und sie
ins Verderben zu stürzen. Die reformistischen Führer
werden versuchen, diese Gefahr abzuwenden, indem sie
den Forderungen ihrer kapitalistischen Auftraggeber, vor
allem der Banken, gehorsam nachkommen.

Die revolutionären Führer werden umgekehrt die Folge-
rungen aus der Sabotage der Banken ziehen, dass man
die Banken enteignen und eine “einzige Nationalbank”
für eine Gesamtbuchführung der Wirtschaft schaffen
muss. Diese Frage muss natürlich unlösbar mit der Fra-
ge der “Eroberung der Macht durch die Arbeiterklasse”
verknüpft werden.

Ganz unvermeidlich werden die verschiedenen nationa-
len und ausländischen kapitalistischen Unternehmen mit
den Staatsbehörden gemeinsam eine Verschwörung an-
zetteln, um der Arbeiterverwaltung in der verstaatlich-
ten Industrie Hindernisse in den Weg zu legen. Dagegen
müssen die Arbeiterorganisationen, die sich in der Ver-
waltung der verschiedenen Zweige der verstaatlichten
Industrie befinden, sich zusammenschließen, um ihre
Erfahrungen auszutauschen, müssen einander wirtschaft-
lich unterstützen, müssen mit vereinten Kräften auf die
Regierung, auf die Kreditbedingungen usw. einwirken.
Natürlich muss ein solches Zentralbüro der Arbeiter-
selbstverwaltung von verstaatlichten Industriezweigen in
engstem Kontakt mit den Gewerkschaften sein.
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Zusammengefasst kann man sagen, dass dieses neue
Arbeitsfeld die größten Chancen und die größten Ge-
fahren einschließt. Die Gefahren bestehen darin, dass
der Staatskapitalismus durch Vermittlung kontrollierter
Gewerkschaften die Arbeiter beherrschen, sie grausam
ausbeuten und ihren Widerstand lähmen kann. Die revo-
lutionären Möglichkeiten  bestehen darin, dass die Ar-
beiter sich auf ihre Positionen in außerordentlich wich-
tigen Industriezweigen stützen und damit  den Angriff
gegen alle Kräfte des Kapitals und gegen den bürgerli-
chen Staat führen können. Welche dieser Möglichkeiten
wird die Oberhand gewinnen? Das ist natürlich unmög-
lich vorauszusagen. Das hängt völlig von dem Kampf
der  verschiedenen Tendenzen innerhalb der Arbeiter-

klasse ab, von der Erfahrung der Arbeiter selber, von
der Weltrevolution. In jedem Falle ist für die Anwen-
dung dieser neuen Form der Aktivität im Interesse der
Arbeiterklasse, und nicht der Arbeiteraristokratie und -
bürokratie nur eine Bedingung nötig: dass eine revolu-
tionär-marxistische Arbeiterpartei besteht, die sorgfäl-
tig jede Form der Arbeiterklassenaktivität untersucht,
jede Abweichung kritisiert, die Arbeiter erzieht und or-
ganisiert, Einfluss in den Gewerkschaften gewinnt und
eine Vertretung der revolutionären Arbeiter in der ver-
staatlichten Industrie sichert.

Übersetzung aus dem Englischen: Rudi Segall
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